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Inhalt:
Abschled für die Stände-Versammlung des Könlgrelchs Bapern.

L u d w i 9.
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bep Rbein,

Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben 2c. 2c.
Uôser# Gruß zuvor, Liebe und Getreue,
Stände des Reiches! Wir haben Uns bei
dem nunmehr eingetretenen Schlusse des Land-
tages über die Uns übergebenen gemeinschaft-
lichen Beschlässe der Stände Unseres König-
reiches, sowie über die Berathungen und Ver-
handlungen beider Kammern, ausführlichen
Vortrag erstatten lassen, und ertheilen hier-
auf, nach Vernehmung Unseres Staats=
Rathes Unsere Kbniglichen Entschliessungen,
wie folgt:

I.
Beschlüsse der Kammern über die Gesetz-

Entwürfe.
A.

Verbesserung der Gerichesord-
nung in bürgerlichen Rechtsstrei-

tiskeicren.
Wir ertheilen dem Gesetze im vorbe-

merkten Betreffe mit den an Uns durch Ge-
sammt-Beschluß der beiden Kammern gebrachten
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Beil. Modifikationen
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Unsere Genehmigung, und
lassen selches unter Zisser lI. hier anfähen.

Die hiebei gesiellten Anträge betrkffend,
so werden Wir

1) diejenigen, welche im Gesammt -Beschl#
der Stünde unter Nr. I. VII. und VIII.

binsichtlich eines nenen bürgerlichen
Gesezbuchec, hinsichtlich der Einfuh-
rung erekutorischer Urkunden und
binsichtlich der Erlassung einer Falliten--
Ordnung aufgeführt sind, in Erwä-
gung nehmen, wobei Wir jedoch nicht
bergen kdnnen, dast durch die Beschaf-
feuheit des in den staäadischen Verhaud—
lungen angeno#umenen Geschaftsganges
die Durchfübrung wehl bemessener Ge-
sehbucher kaum möglich werde.
Die im K. S. Cap. III. dee Junoitciar=
Coder enthaltenen Bestimmungen über
das Armenrechr, worauf sich der An-
trag unter N. II. beziehrt, finden Wir,
bei genauem Vollzuge so genägend und
seltst mit der angeführten VBerordnung
vom 19. November 1814 so überein-

siimmend, daß Wir Unoc nicht bewogen
sehen, darüber dermal eine nene Bestime
mung zu erlassen.
Die Antrage uintet Nr. III. IV. und VI.
wegen der Dicciplin der Advoka=
ten, wnegen des Vollzuges rechrs-

kräftiger Erkenutuitsse durch Un-
sere Fiokale und Verwalkunge=
Stellen, dann vegen der Auordnung
wocheurlicher Verhörelage bei al-
len Unrergerichten finden Wir zu
dem Geschäftokreise der Kammern nicht
geeiguet.
Da der 6. 3. im Tir. VII.
fassunge-Urkunde bestimmt
wab bei Veränderung oder

indirekter Abgaben erforderlich
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4 der Ver=

vorschreibt,
Erhbhung

sey, so

erscheint der Ankrag unter Nr. V. be-
züglich der Beibehaltung der bis-
herigen Taren-Ansütze, so lange
die dermaligen Taren, Orbnungen beste-
hen, überflünsig. Wegen deejenigen,
wac hieuber in einer künftig eiwa
zu erlassenden Taren: Ordnung zu bestim-
men wäre, können Wir im Vorans

kein Versprechen erkheilen.

B.

Verhütung ungleichfézmiger Ent-
scheidungen des obersten Gerichts-
hofes in burgerlichen Rechtestrei-

tigkeiten.
Den zu dem Emtwurfe Über den vorbe-

merkten Gegenstand von den Kammenn beau-

tragten Modißlanost#en und Zusätzen haben
Wir Unsere Genehmigung ertsellt, und
sanktioniren das unter Zisser II. auliegende
Gesetz.

Wab den, bei dieser Gelegerbeit an
Uns gekbrachten besenderen Ankrag betrifst,
so fuden Wir Une nich#t bewogen, das In-
stanzen= Verhältniß in Straftechtesachen abzu-
ändern und hinsichtlich der Berufungen
in Civilsachen haben Wit die geeigneten Be—
stimmungen in dem Gesetzes-Entwurfe uber
Verbesserung der Gerichts-Ordnung bereits an
Unsere Slände gelangen lassen.

C.
Swange-Abtretung von Giund-
Eigenthum für öffentliche Zwecke.

Den GCutnurf in Betreff der Zwangs-
Abirektung ven Grund: Gigentlum für böffeurli:
che Zwecke, sankriceniren Wir mit den von
den Ständen vorgeschlagenen Modifikatienen
und lassen bieiuber das unter Ziffer III. au-

liegende Gesetz auefertigen.

Beil.
II.

Beil.
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Hiebei setzen Wir auserücklich voraus,
daß zufolge diese# Gesetzes in den eigenthüm-
lichen Verhälimissen der Brand Verlsicherung,
der KriegsPerägquation, des Salpeterwesens,
des Bergbauce und des Stassenbaues hin-
sichtlich der Kiesgruben, so wie überhaupr in
allen anderen dergleichen Sachen, über welche
neben der Verordnung vom 1l. August 1815,
dann im Rbeinkreise neben dem Gesetze vom
8. März 1810, besondere Gesetze und Ver-
ordnungen bestanden und vollzogen worden
sind, weder iu formeller, noch in materieller
insicht eine Aenderung eintrete.

Die den ständischen Modifikationen ange-
fügren Wünsche und Anrräge in Beziehung
auf die Aktien-Gesellschaften, ine beson=
dere jene für die Eisenbahnen, werden
Wir in nähere Erwügung ziehen.

D.
Untersuchung und Bestrafung der
geringeren körperlichen Mißhand-

lungen.
Den Meodifikationen des Gesetz Euntwur--

fes Über die luntersuchung und Bestra-
fung der geringern kdorperlichen
Mißbandlungen veimkgen Wir Unsere
Genehmigung nicht zu ertheilen.

 E.
Landräthe.

Wir habendie zu dem Gesetzentwurfe über
einige Ergänzungen des Gesetzes vom 15.

dieses Gesetz Bezug nehmenden Auträge
betrifft, so erbffnen Wir den Ständen:
1) die Zeit der Einberufung der Landräthe

werden Wir jedeecmal nach Umständen
bestimmen;

2) Dem Autrage auf Berücksichtigung der
von den Landräthen gedusserten Wünsche
ist bisher schon, so weit es nach Umstän=
den oder nach Beschaffenbett der Sache
gescheben konnte, jederzeit genuge worden.

3) Ob und wie die, aus den erledigten Rech-
nungen sich ergebenden Ueberschässe der
Kreiofonds zur verzinslichen Aunlegung
kommen können und sollen? bleibe jedes-
mal Unse rer besonderen Beschlußfas-
sung vorbchalten.
Den Anträgen in Betreff der Mihheilun-
gen, welche an die Bevellmächtigten der
ScandeeherrenunderblichenReicheräthege-
scheben sollen, dann in Betreff der Err
weiterung des Termins zur Einsichnah-
me, baben Wir Unsere Genebmigung
errheile, und die denielben eutsprechen-
den Bestimmungen sogleich in das Ge-
setz einschalten lassen.
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F.
Bestand und Wahl der Gemeinde-

rärhe im Rheinkreise.
Nach Genehmigung der von den Stän-

den zu dem Gesetzerenwurfe über den Be-
stand und die Wahl der Gemeinderäthe im

Rheinkreise vorgeschlagenen Modifarienen, sank-Beil.
Angust 1828, die Einführung der Landräthe rioniren und erlaten Wir das buter Ziffer V. V.

 - auliegende Gesetz und erklären hiebei: daß
betreffend von den Ständen beantragten Mo- - .. .. » .

difikarionen genehmiget, und dem unter Jif- ennen I1. # - e
Beil. fer IV. beiliegenden Gesetze Unsere Saaklion T | ··

Rescriptes Unserer Regierung des Rheinkrei-
ses vom 11. Juni 1819 (Amtedlatt Nr.7)
ausser Wirkung crete.

IV. ertheilr.

Was die weiteren an Uns gebrachten, auf
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Die vorgeschlagenen weiteren Aenderungen
inNasehung der Wahlperioden wollen Wir
nech auf sich deruhen lassen.

Dem Antrage der Stände wegen Be-
creibung von Wirrhschaften durch
die Bürgermeister ertheilen Wir Unsere
Genehmigung und wollen, daß deßhalb folgende
Vorschriften als gesetzlich beobachret werden:

Der Bürgermeister, welcher bei seiner Er-
nennung nicht schon Wirth gewesen ist,
darf, während der Dauer seines Dienstes,
weder in seinem Wohnhause eine Wirth-
schaft dulden, noch selbst Wirthschaft trei-
ben, noch für seine Rechnung k(reiben
lassen.

Fallt ihm oder seiner Ehefrau wäh-
rend seiner Dienstzeir, erblich oder schen-
kungsweise, eigenthümlich oder nutznieß-
lich, ein in seinem Amtsbezirke gelegene
Haus mit einer besiehenden Wirthschaft
zu, welche er fortzusetzen, oder für seine
Rechnung fortsetzen zu lassen wünscht, so
kann dieß nur mit besonderer, nach Ver-
nehmung des Gemeinderathes erfolgenden
Bewilligung Unserer Kreieregierung ge-
schehen.

Die übrigen auf die Gemeinderäthe im
Aheinkreise sich beziehenden Anträge der Stände
baben Wir weder zur Aufnahme in dieses
Gesetz, noch auch vor der Hand zur besonde-
ren Genehmigung geeignet gefunden, verweisen
jedoch

1) hinsichtlich der zu den Sitzungen und Be-
schlußfassungen erforderlichen Zahl von
Gemeinderathsmitglierern, so wie

2) hinsichtlich der Vorkehrungen wider saum-
selige Gemeinderäthe — auf die hierüber
schen bestehenden Anordnungen, daun

3) hinsichtlich der Stellvertretung der gleich-
zeitig verhinderten Bürgermeister und Ad-

junkten — auf die überall hergebrachte
Collegialordnung, und behalten —

4) binsichrlich der Bekanntmachung des Per-
sonalstandes der Gemeinderärhe die sach-
dienlichen administrativen Verfügungen vor-

G.
Gemeindeumlagen im Rheinkreise.

Den ven den Ständen, in ihrer Justim-
mung zu dem Gesetzesentwurfe Über den vor-
bezeichneten Gegenstand vorgeschlagenen Modifi-
kationen haben Wir Unsere Genehmigung
ertheilt, und erlassen hiernach das unter Zif-
fer VI. auliegende Gesetz.

daß es mit dem Art. III. dieses Gesetzes die
Meinung nicht habe, den Gemeinden bleibende
Ausprüche auf den Grund solcher Beitráge ein-
zuräumen, welche das Staatskrar nicht zufolge
einer gesetzlichen Verpflichtung, sondern nur zu-
folge prekärer Bewilligung in einzelnen Fällen
geleistet haben kdnnte.

Oen gelegenheitlich dieses Gesetzes an Unsg
gelangten Wunsch und Anrrag wegen des
Bürger-Einzug ögeldes genehmigen Wir
und verordnen demnach Folgendes:

In Gemeinden, wo mit dem Einzuge
der Eintrict in bestimmre Gemeinde-Nutz=
ungen, namentlich in Pfründen und Al-
menden, in Gabholz und Weiderechte,
oder auch — bei sich ergebender Oürf-

ligkeit — die Theilnahme an Unterstütg-
ung aus Stiftungs= oder besonderen
Wohlthätigkeirefonds verbunden ist, bar
der Gemeinderath die Befugniß, das ein-
fache Bürger: Einzugsgeld bis zum Mari-
malbetrage von zweihundert Gulden nach
Maastigabe jener bestimmten oder even-
rnellen Vortheile, und in Gemäßheit ei-
nes von Unserer Kreisregierung zu fer-

Bell.

 Hiebei setzen Wir ausdrucklich voraus, VI.

#
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tigenden Tarifs zu erhohen und festzu-
stellen.

Das einfache Bürger-Einzugsgeld wird
für Ausläuder, welche keinem Jollvereins=
staate angehdren, auf den doppelten Ge-
bührenbetrag erhbhr, welchen sie bieher
zu entrichten hatten.

Die in der erhöhten Summe des Bür-
ger-Einzugegeldes etwa begriffenen An-
sätze fär eventuelle Vortheile aus Stif-
tungs-, besonderen Wohlthätigkeits,oder
sonstigen Fonds, welche von der Gemeinde=
kasse getrennt sind, sollen eben jenen be-
treffenden Fonds zufließen.

H.

Budget.
Wir haben den Standen des Reiches bei

dem dießjabrigen Zusammentritte in Gemäßheit
der Bestimmungen der Verfassungs= Urkunde
Tir. VII. J. 4. die genaue Uebersicht des
Staatsbedürfnisses, so wie der gesammten
Seaatseinnahmen (Budget) vorlegen lassen, um
über die zu erhebenden Steuern für die IV.
Finanzperiode in Berathung treten zu konnen;
das Sraarsbedürfniß wurde in einer Gesammr-
summe von 29.986.009 fl. nachgewiesen; die
Summe der Staateeinnahmen unter vorldusiger
Anrechnung der direkten Staatsauflagen im Be-
trage zu 6.136.883 fl. auf 30,012.473 fl.
angesetzt, zugleich zur Ergänzung des Reichs-
Reservefonds auf den Betrag von 500,000 fl.
jährlich der ubthige Zuschuß aus den Eröbrig=
ungen der III. Finanzperiode entnommen.

Beide Kammern haben inhaltlich Gesammt-
beschlusses

A.

die Einnahmen betreffend

die Summe der zu erhebenden Steuern nach

annehmen zu
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dem Voranschlage ohne Veränderung der Summe
zugestanden, jedoch

1) bei den Taren eine Erhöhung von
13.734 fl. —kr

2) bei den Aufschlagegefällen
von 46.388 —

3) bei den Jbllen von 405,228 —.
uud

4) bei dem Ertrag aus Oeke-
nomien und Gewerben von 11,961;= —.

sohin im Ganzen eine Mehrsumme
von. 477.311% —.

kdnnen erachtet, und solche
Summe den Staatseinnabmen sogleich zuge-
se t, Übrigens auf den Grund dieser Jusätze

B.

die Ausgaben betreffead
aussprechen zu konnen geglaubr, daß hiedurch
die Mittel gegeben sepen, um Ausgabenmeh=
rungen zu decken, sohin "

l)beidemEtatdesStaatssniaistetiunwdes
Jan-caeitienZtIsayeinstellenzuIda-
nen pr. 8.945 fl. — kr.

2) bei den Staatsanstalten für Erziehung
und Bildung, nämlich:

a) fur iede der Universitaten
à 3000 fl. jährlich 9000 — .

b) für Verbesserung der Landschu-
len jahrlich 72.000= —.

3) für den Cultus, und zwar:
a) für Tischtitel 3.907.
b) zum Emeritenfond 10,000.
J) zur Unterstützung der Geist-

lichkeit im Rheinkreise 4,.000-- —

d zum Pensionsfondderprotestan-
tischen Geistlichkeit 1.500- —"5

e) für die protestantischen Confi=
storien in Bayreuth und Spever
zur Besoldungserhbhung 2,800; —.

4) bei der Position Gesundheit

-
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fur die homdopathische Heil—
anstalt in Munchen 4.000 fl.—kr.

5) bei der Posttion Wohlr hätig-
keit, und zwar

a) fürdie AugenheilanslaltinNrn--
bererg 500. —.

b) für das Kurzische Justikur in
Munchen 500 —

6) bei der Position: Industrie
und Culkur:

a) für den landwirth=
schaftlichen Verein da-
hier Zuschuß 3.000 —

b) eben so für den poly-
technischen Verein dahier 1,000- —.=

PC) für den polyrechnischen
Verein in Würzburg 200 — =

7) zur Erbbhung der Bei-
träge für die städtische

Polizeiverwaltung 11,000 —:
8) bei der Posttion: Stras-

sen-e., Brücken-und
Wasserbau:

a) zur Unterhaltcung und
Verbesserung der Strassen 150,000.

b) zur Unterhaltung für
neue Strassenstrecken

9) für den protestantischen
Gottesdienst in Garni-
sonepläten *7 1.,500 —

10) zum besseren Unterhalt
der Staaregebäude

wab im Ganzen einer jähr=
ichen Mehrauéêgabe von 500,179
gleichkbmmt, wodurch die ganz ungewissen Zu
satze an den Einnahmen absorbirt werden.

Ausserdem wurden aber mit Rucksicht auf
den Reichsreservefond und auf mogliche Erub—
rigungen beantragt, sohin nicht als Zusatz
bebandelt:

66.327

150,000 -- —.

1) zur Veranlassung und
Sicherung der Aufräum:
ung von Rerardaten in
Eivilprecessen beim
Oberappellationegerchte 50 000 fl.

2) fär die Landgerichte—
ausser den zur Verkleiner-
ung derselben allerhöchnt
bewilligren
noch zur Bestreirung der
Ertradirionekosten
20,000 fl. in averso,

oder jahrlich 3.3337
ferner Tauliemensurro#:
gatgelder (welche in jedem
Falle erst näber zu prüfen
undzu liguidiren wärcn) 73,000
zur Organtsatton der Land-
gerichte ano Erübrigun=
gen der III. und IV. Fi-
nanzperiode jährlich 150.000
Juschuß zur Univerf#-d#
Munuchen für die IV.
Periede 5 000

4) für Strassen= u. Wasserbögu 300,000
5) weiterer Zuschuß zum Baue

der katholischen Kirche in
Ausbach ausser der im
Finanzgesetze bezeichneten
Unterstützungesumme
endlich

6) zur Auebesserung der Bau-
zustandeS der Staatsge=
bände in den Kreisen
jahrlich 100.000 —.

Zusammen ———-
wenach, da zur zeit Ueberschüsse eder weitere
Erübrigungen rechnungemäßig nicht feststeben,
nicht nur der Reichereservefond ausgezehrr, son-
dern auch ein nicht unbedeutendee jährliches

60,000 a

n I

n

3 —

u

534.348
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Deficit in Aussicht gestellt ware, was aller-
dings noch hbber steigen müßte, wenn die so
lebhaft angeregte Aufhebung des mit einem
Jahresertrage von 1,380,569 fl. im Budget
vorgetragenen Lottos bei der Unmöglichkeit
der Ermirtlung eines entsprechenden Ersatzes —
erfolgen würde.

Ueberdieß sind nicht vorgesehen:
1.) der Mehr-Bedarf für die Stände-Versamm-

lung, indem der gegenwärtige Landtag
allein einen Aufwand ven 360,000 fl.
bis 380,000 fl. erfordert;

2.) die Ausgaben auf Gesetzgebung, auf Bun-
des-Matricularbeiträge, auf Heimathlose, auf
Nachlässe der Weinbergsbesitzer im Unter=
main-Kreise, auf die Rhein= und Main-
schiffahrts-Commission rc.

Unter diesen Umständen, und abgesehen
dabon, daß an und für sich zur Zeit einerseits
nicht einmal die Mittel zur Deckung der be-
merkten Ausgaben-Zusätze gesichert wären, und
daß eben so wenig nach der im F. 6. des Fi-
nanz-Gesetzesgetroffenen Disposition über bisherige
Erübrigungen die Fonds zur Bestreitung der
weiter beantragten Ausgaben-Mehrung vorbanden
sind, während andererseits nach Tit. VII. J. 5.
der Verfassungs-Urkunde die Sicherstellung des,
in der Summe. auch von beiden Kammern
als bemessen erachteten, Reichs-Reservefonds un-
erlätzliches und unabweisbares Bedürfniß ist,
es auch eine heilige Verpflichtung bleibt, den
mit Mühe geordneten Staats-Haushalt ferner-
hin zu bewahren, und jede Nückwirkung auf
den Staatscredit zu verhüten — vermdgen

Wir—inErwägungderdeutlichen Bestim-
mungen der Verfassungs-Urkunde Tit. VII. S#. 3.
4,5und9—auf deren gewissenhaftesten Fest-
haltung, sowohl in Beziehung auf die Rechte
Unserer Krone, als auf die den Ständen des
Reiches verfaßungsmässig eingerdumten Befug=
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nisse Wir unerschutterlich bebarren —, die ven
den Kammern der Stände-Versammlung zu den
Staats-Einnahmen gemachten Zusätze so wenig,
als die von denselben hierauf gegründeten Fest-
setzungen und Anweisungen von Aucgaben mit
den allegirten Bestimmungen des Tit. VII. der
Verfassungs-Urkunde zu vereinbaren, dieselben
daher auch als zulässig oder bindend nichrt an-
zuerkennen; vielmehr finden Wir Uns aus
den angedeuteten Gesammtrücksichren bewogen
und aufgefordert, die Einnahme-Pesitionen —
mit Hinzurechnung der nunmehr ermirtelten Be-
träge aus den direrten Sltaaksauflagen pr.
6, 136.883 fl. in der ligquiden Gesamm'summe,
wie solche in der, auf Unseren Befehl an die
Stände gelangten Uebersicht angegeben ist, wie-
der einstellen und eben so die Gesamm'summe
der Ansgaben, hinsichtlich welcher nur bei dem
Etat des Staatsrathes die Summe von 1000fl. von
den Kammern beanstandet, und die vorläufge
Traneferirung von 2,182 fl. 30 kr. fär Pensionen
von Dienern appanagirter Mitglieder des Kdnig-
lichen Hauses auf den Reichs-Reservefond beantragt
worden ist, unter einstweiliger Gestattung die-
ser Transferirung, unbeschadet jedoch der Kron-
rechte, beibehalten zu lassen.

Sollte jedoch sich ergeben, daß ungeachtet
der so bedeutenden Summen, welche Wir be-
reits für mehrere Jwecke zugestanden haben,
als eine AversalSumme von 500,000 fl. für
Verbesserung der Strassen, von 400,000 fl. für
die Main-Correction, von 400,000 fl. für den
Landbau, von 150.000 fl. für Verbesserung
der Schifffahrt auf der Donau und einzelnen
Nebenflüssen derselben, dann von jübrlichen
60,000 fl. zur Verkleinerung von zwanzig grb-
Peren Landgerichten; eine fernere außerordent-
liche Hülfe, und zwar zunächst für den Strassen'
Bau sich in der Folge als dringend darstellen
würde, so behalten Wir Uns vor, im Falle

2
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wirklich Ueberschusse an Eimahmen erzielt wee-
den, und das Bedürfniß gehdrig ermittelt ist,
nach Umstäuden weilere Berücksichtigung zur
Verbesserung des Strassen-Zustandes, welchen
Wir mit besonderer Sorgfalt forthin im Auge
behalten, wobei sich aber in einem großen
Theile des Kbnigreiches die schlechte Be-
schaffenheit des Bau-Materials als beinahe un-
btberwindliches Hinderniß entgegenstellt, nach
näherer Untersuchung der Verhdältnisse und unter
Beachtung der in Bezlehung auf den Jollver-
ein wichtigen Strassen-Verbindungen und nach
Umsidaden auch für den Landbau eintreten zu
lassen.

Wir erwarten daher, daß die Stände
des Reiches in Unsere fortwährende Sorg-
falt fär des Landes wahres Beste volles Ver-
trauen setzen, und in dieser Unserer Erklär-
ung von selbst alle Beruhigung finden werden.

Gegenwärtig wollen Wir außer den schon
bewilligten Aversal-Summen genehmigen:

1.) für jede der drei Landes-
Universitäten einen jähr-
lichen Zuschuß von

2.) fär die Universitct Mün-
chen noch insbesondere in
der IV. Finanzperiode aus
den Sctaatsfonds einen
jährlichen Zuschuß von

3.) für Tischtitel jährlich die
Summe von

4.) für die Augenheilanstalt
in Nurnberg jahrlich
ferner

5.) aus Erubrigungen zur Vol-
lendung des Baues der
katholischen Kirche in
Ansbach im Gauzen die
Summe von

3,000 fl.— kr.

5,.000 —.

3,000 * —

500—„

44,248 fl —kr.

I.

Finanz-Gesehßz.

Das Finanz.= Gesetz, welches Wir:
mit dem Budget den Ständen haben vorlegen
lassen, und welches in seinem Eingange die
Art der ständischen Beiwirkung genau bezeichner,
auch nur im Zusammenhalte mit der Verfassungs=
Urkunde Tit. VII. 9. 3. 4. 5 und Fbetrachtet
werden kann, lassen Wir, als von Uns, —
unter solcher Voraussetzung unpr#ljudirirlich fä#r
die besagte, gemeinsam bindende Verfassungs=
Urkunde und fürdie Rechte der Krone —sank-
tionirt, mit Beziehung auf Unsere allgemei-
ne Erklärung Über das Budger, unter Ziffer VII.
anfügen.

Anbelangend den Jusatz zum Eiangange
dieses Gesetzes in Betrteff der Erübrigungen
wollen Wir lediglich aufmerksam machen, daß
Wir im g. 6. die Verwendung derselben für die
Vorjahre bereits bezeichnet haben.

A.
Ausscheidungder Kreislasten von
den Sc.taatslasten und Bildung

der Kreisfonds.
Wir ertbeilen den von den Ständen zu

dem Gesetz-Eatwurfe über die Ausscheidung der
Kreislasten von den Staatslasten und
über die Bildung der Kreisfonds beantrag-
ten Modifikationen Unsere Genehmigung und
erlassen das hiernach ausgefertigte, unter Ziffer
VIII. auliegende Gesetz.

Den beigefägten Wunsch, daß die Vor-
anschläge zu allen Land-Neubauten,
welche die den Kreisen überwiesenen Objecte be-
tressen, den Landräthea zur Präfung vorge-
legt werden mochtrn, haben Wir zur Geneh-
migung und Aufnahme in das Gesetz nicht ge-
eignet gefunden.

Bell.
VII.

Bell.
VI.



Bell.
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Bell.
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L. Zollwesen.

1. Zoll-Gesetzgebung.
1.) Wir genehmigen hiemit den Modifikations=

Antrag der Stände Aum Joll-Gesetze, wel-
ches in Gemäßbeit der Bestimmung des.
kandtags-Abschiedes vom 1. Juli 1834.
Abth. k. R. und nach der dießfallsigen
näheren Verhandlung beik der im Jahre
1836. zu München stalrgehabten General-
Eonferenz der Bevollmächrigten sämmt-
licher Vereins-Regierungen auf Unseren
Brfehl an die dießjährige Stände= Ber-
sammlung gebracht worden ist, und de-
ven Zustimmung erhalten hat, sanktioni-
ren demnach das Joll-Gesetz in der Fas-
suuing, welche die Brilage unter Ziffer IX.
enthalt.

.) Eben so sind Uns die Modifikations-An-
trige der Stände zum Joll-Strafgesetze, üben
dessen Hauptgrundsätze gleichfalls bei vorer-
wähner General Eonferenz das Nbthige
erbrtert worden, genehm, und Wir er-
theilen somtt dem unter Ziffer X. anlie-
genden Strafgesetze Unsere allerhdchste
Sanktiom

3.) Zugleich bestimmen Wir. unter Beziehung:
auf den im Schlußsatze des §. 169, der“
Zollordnung vom Jahre 1833, zum neuen-
Jollgeseze 9. 39:

„daß die ohne augenfälligen Vrrdacht.
„Behufs der körperlichen VMisitation.
„vor die Gerichte gebrachten Personen,
„gegen die betreffenden Beamten auf
„Schadloshaltung sollen klagen kdanen.“

4) Wirwollen, daß die nuumehrige Joll-Ord-
nung., wie sich dieselbe nach der im Land=
tags-Abschiede vom Jahre 1834. Abth.
I. R. nach Ausscheidung der früheren Joll-
Ordnung in ein Zoll-Gesetz und in eine
Joll-Ordnung, den Verabredungen der-
bfter bemerkten. General-Conferenz, gemäst,

5.)

6.

v.)
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gestaltet hat, umter Hinzufügung der von
Uns genehmigten ständischen Anträge eben-
falls ohne Verzug durch das Regierungs-
blatt verkündet werden soll.
Endlich »

verordnen Wir, daß das Zollgesetz so-
wohl, als die Zoll-Ordnung, welche an
die Stelle der im Jahre 1833. verkünde-
ten Zoll-Ordnung zu treten haben, und
eben so das Joll-Strafgesetz, welches statt
der gesetzlichen Bestimmungen vom 1. Juli
1834, die Verletzungen der Joll-Ordnung
und die Bestrafung dieser Verkrtungen
betreffend, zur Anwendung kommt,, mit
dem 1. Januar 1838inVollzuggebracht.
werden sollen.
Anerkennend die Bereitwilligkeit, mit wel-
cher die Stände allen in dem denselben
mitgetheilten Vereins-golltarife für die
Jahre 1837. 1838. 1839 getroffenen
Abänderungen zugestimmt haben, erthei-
len Wir auch demhierauf bezüglichen Ge-
sammt-Beschlusse hiedurch Unsere Ge-
nehmigung mit dem Beifügen, daß jener.
Tarif nach den vertragsmäßigen Bestim-
mungen bereits seit dem 1. Januar des
gegenwärtigen. Jahres angewendet werder.

II. Zoll Verträge.
Wir haben den Ständen des Reiches
den Vertrag mit dem Großherzogthum
Badenüberdessen Beitritt zum Joll= Verein
vom 12. Mai 1835;

2.) den Vertrag mit dem Herzogthüm Nassau
über dessen Anschluß an den ZJollverein vom
10. Dezember 1835, und

J.) den Vertrag über die Accession der freien.
Stadt Frankfurt vom 2. Jannar 1836
— fgpunbeschadet der Rechte Unserer
Krone hinsichtlich der Vertretung der Han-
dels-Interessen im Verhältnisse zum Aus-
land, sowie in Ansehung des Abschlus-

R
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ses der Zoll-Vereins= und Handels-Verträge
— ingeeigneter Weise mit theilen lassen,
und mit besonderem Wohlgefallen aus dem
Gesammt-Beschluße der Stände deren dank-
bare Anerkennung der durch diese segens-
volle Erweiterung des Joll-Vereins für Bay-
ern neu erdffneten Quellen zur Befdrderung
seines Handels und seiner Industrie ent-
nommen. Mit dieser Unserer Kinig-
lichen Erklärung verbinden Wir die Ver-
sicherung, daß die Vor behalte, welche,
und #ie solche schon im Jahre 1831.
zum Zwecke der Ausbildung des ZJoll-Vereins
durch neue Abschlüsse inhaltlich des da-
maligen Landtags= Abschiedes sankrionirt
worden, in der Weise, wie in dem stän-
dischen Gesammt-Beschluße zum Frommen
des Ganzen neuerdings auch für die Zu-
kunft bezeichnet worden, auch fernerhin
ganz so, wie bisher, Behufs der Errei-
chung des gemeinsam gewünschten] Zweckes
mit aller Sorgfalt werden benützt werden.

III. Besondere Postulate.
Gleichmäßig genehmigen Wir die Ge-

sammt=Beschlüsse der Kamwern auf die weiter
gestellten Postulate, nämlich:
1.) Die Verminderung oder auch Aufhebung,

so wie die Erhdhung der Joll= und an-
deren Gebühren, im Interesse der Land-
wirthschaft, der Industrie und des Han-
dels, wenn die übrigen Vereins-Staaten
nach den Bestimmungen der in Mitte lie-
genden Joll Vereins-Verträge sich deßfalls
vereinbaren sollren, oder wenn für
das Kdnigreich Bayern in Ansehung der
Gebühren, welche eine Privative Einnah-
me bilden, im Inkeresse der Landwirth=
schaft, der Judustrie oder des Handels
eine Herabsetzung oder Verminderung für

2.)
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zeitgemäß erachtet werden wellte, un-
ter dem Vorbehalte zu verfügen, daß,
wenn alle hiernach getroffenen Abaänderungen
des Tarifs bei der nächsten Stände-Ver-
sammlung- die Zustimmung der Stände
nicht erholten, selbige mit dem Schluße
der Sitzungen beider Kammern wieder
aufhdren, und dagegen die abgeänderten
Zölle und sonstige Gebühren nach den frü-
bheren gesetzlichen Bestimmungen wieder
erhoben werden sollen;
die Modifkation einzelner Tarifsätze be-
hufs der eudlichen Eiaführung des schon
angegebenen. Joll-Gewichtes und resp. zur
Aufnahme dieses Gewichtes, als allge-
meinen Gewichtes für Berechnung der Joll-
Abgaben im Vereins-Joll-Tarife unter der
Bedingung zuzulassen, daß dadurch eine
Erhdhung,des Tarifs im Ganzen nicht er-
zielt werde; daß die den vereinelándischeu-
Fabriken und Gewerben unentbehrlichen rohen
Stoffe in keinem Falle auch vur der kleint
sten Erhbhung unterworfen werden; es
sep denn, daß das Inceresse der Lands
wirthschaft, der Industrie und des Hanf“
dels in Uebereinstimmung mit dem, im
Postulate 1. enthaltenen Zugeständnisse ec
dringend erfordere; und daß endlich die
Zustimmung der nächsten Stände- Versamm
lung in derselben Weise, wie in dem
oben genannten Postulate I. vorbehalter
bleibe;
Das Chausseegeld betreffend:
mir Rücksicht auf die gelegenheitlich der jüng-
sten General-Conferenz erhobenen Erinner=
ung, solche Einrichrungen zu kreffen, wel-
che jedes Mißverständniß hinsichtlich der
noch fortbestehenden Chaussee = Gelderheb=
ung nach Erforderniß der Verhältnisse zu
beseitigen vermoögen, bis etwa in allen
Vereins-Staaten auch übereinstimmend
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Chaussee-Geld-Regulative zur Ausführung
kommen, wozu die siändische Zustimmung
in der Art und Weise, wie im Dostulat
1. vorbehalten bleibt;

b.)) das noch ferner zur Erhebung kommende
Chaussee-Geld ausschließlich zur Abldsung
jener Pflaster= und Brückenzdlle zu verwen?
den, welche in kleinern Städten und Or-
ten bestehen, und den Verkehr am mei-
stin beschweren unter Mitverwendung der
in den Jollgefällen sich ergebenden Ueber-
schsse, soweit es nach Maaßgabe der ein-
tretenden Umstände räthlich und nothwen-
dig gefunden werden wird;

4.) die Besteuerung der Branntwelin-Fabrikation
in Caulsdorf in der Art einzuführen, daß

a)der im Bezirke des erclavirten Amtes
Caulsdorf gefertigte Branntwein, ohne

Unterschied des Materials, für den bape-
rischen Eimer 58 Alkohol= Stärke nach
Tralles einem allgemeinen Steuersatze von
5 fl. 30 kr. unterworfen werden konne,

daß
b) diese Abgabe nach baperischem Eimer

Raum= Inhaltes der Maischbottige
mehligen Stossen, und der Menge bei
nicht mehligen Stoffen, mit Rücksicht auf
die natürliche Ertragsfähigkeit des zu ver-
arbeitenden Materials, sowie auf den Um-
fang und auf die Beschaffenheit der tech-
nischen Einrichtungen festgesetzt;

c) übrigens Jeder, welcher Branntweinbren=
nerei-Apparate für seine Rechnung selbst
oder durch andere in Betrieb setzt, zur
Entrichtung der Branntweinsteuer ange-
halten werden soll, endlich

d) daß Verletzungen der depßfallsigen Vor-
schriften und die Verkürzungen der Brannt-
weinsteuer analog der, über die Defrau-
dation des Malz-Aufschlages für das Kö,

des
bei
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nigreich Bayern geltenden Bestimmungen
zu behandeln seyen;

ö.) die Einführung breiter Radfelgen auf den
Kunststrassen in Gemeinschaft mit den Ver-
eins-Staaten zu bewirken, die sich vorläufig
nach Inhalt des Protokolles der General=
Conferenz vom 12. September 1836. über
die deßhalb zu befolgenden Grundsätze ver-
einbart haben.

Indem Wir diesen Gesammt-Beschlüssen
Unsere allerhöchste Sanktion ertheilen, befeh-

len Wir zugleich, daß mir dem Augenblicke=
wo in Gaulsdorf die Besteuerung der Brannt-
wein-Fabrikation zur Ausführung kömmt, die
Erhebung des Malz-Aufschlages dorrselbst ein
gestellt werde.

II.
Nachweisungen.

. A.

Verwendung der Staats-Einnahmen.
Ueber die Verwendung der Staats-Einnah-

men in den Jahren 1833, 1834 und 1832
haben Wir den Ständen gemue Nachweisung

vorlegen, und dadurch den Bestimmungen der
Verfassungs-Urkunde Tit. VII. §. 10. Ge-
nüge leisten lassen.

Wirsehen Uns aber veranlaßt, Unsere
in dem Lbandtags-Abschiede vom 29. Dezember
1831 gegen ein ganz ähnliches, in diesem Jahre
versuchtes Eingreifen der Kammer der Abge-
ordneten niedergelegte Verwahrung Unserer
verfassungsmässigen Regierungs-Rechte hiemit
ausdrücklich zu wiederholen.

B.
Stand der Staats-Schulden-Tilgunge-An-

stalt.
1.) Zur Erfüllung der Bestimmungen der Ver-

fassungs-Urkunde Tit. VII. . 11. und 16.
sind den Ständen sämmtliche Rechnungen
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der Staats- Schuldentilgungs- Anstalt, so wie
der Per ions-Kasse und auch der
durch das Gesetz vom 1. Juli 1834 ge-
gründeten Festungsbau= Dotationskasse mie
allen Nachweisungen nebst den von
Unserem obersten Rechnungshofe erlasses
nen Deftnitiv-Beschlüssen mitgetheilt worden.
Rachdem jedoch die Stände in einem Ge-

##me-Beschlusse die Erklärung gegeben haben:
Es sepen die sämmtlichen Einweisungen.
aus. dltern und neueren Rechtstiteln.
mit Ausnahme der 228, 343 fl. 20 kr.
Nachholung der Zinsen für die De-
feusions-Gelder aus den Jahren
1827 bis 1330, welcher Post sie die
Anerkennung nicht ertheilen zu. konnen.
glauben, als richtig anzuerkennen,

und.

es sey den vorliegenden Rechnungem
die Anerkennung nur unter der Vor-
aussetzung zu ertheilen, daß die von-
der SchuldentilgungeKasseindenRech-
nungs-Jahren 1832 für empfangene.
Defensions= Gelder bezahlten Zi-
sen im Gesammt-Betrage vom

463,222 fl. 12 kr.
der Schuldentilgungs-Anstalr vergtet
werden;

so feher Wir Uns bewogen, mit Hinweisung
auf die in Mitte liegenden, vor der Verfas-
sungs-Urkundr sich vatirenden Staats-Verträge
und hierauf begründeten Verabredungen in Be-
treff der Natur und Bestimmung der Defenssons-
Gelder, sowie über die Verwendung dieser Fonds.
und der davon abfallenden Zinsen, daun mit
Beziehung auf die Verfügung des Landtags-=
Abschiedes v. 29. Dezember 1831 Abth. I.
lit. T., sowie auf Art. I. des Festungsbau-Do-
tations= Gesetzes vom I. Juli 1834, endlich
selbst auf die stindischen Verhandlungen vom
Jahre 183 1. hiemit gegen diese Beschlüsse feier-
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liche Verwahrung auszusprechen und anzuf##-
gen, daß Wir die Beonstandung jener auf
Verrrag und Recht beruhenden Jinsenbezüge
nicht, und umso weniger anzuerkennen ver-
mogen, alsdie hierauf bezüglichen Anordnung-

en schon im Jahre 1832 der Schuldentilgungs-
Kommission vorschriftmäßig insinuirt und von
den skändischen Kommissäreu als rechtsbegründer
anerkannk worden sind, solches auch durch
das Protokoll der Staatsschulden Tilgungs=
Kommissivn vom 18. Oktober desselben Jahres
nachgewiesen ist-
2.) Den wegen Abschreibungmehrerer A#l-

kivenim Gesammt-Betrage von 307,281 fl.
40 kr. 7 hl. erhobenen Anstand betreffend,
unterliegt es durchans keiner Schwierigkeit,
die im Gesammt-Beschluße verzeichneten Po-
sten wieder in der Rechnung vorzutragen, ob-
gleich, dieselbem voraussichtlich weder im
Ganzen noch zum Theile zu realisiren sepm
merden.

MI.

Wünsche und Anträge.
Auf die Wünsche und Anträge, in. so

weit sie nicht bereits in der Abtheilung I.
des gegenwärtigen Abschiedes erledigr wordem
sind, — erwiedern Wir — unbeschadet

des den Wirkungs-Kreis der Stände.
genau bezeichnenden f+. 19. imTit. VII.
der Verfassungs Urkunde, — wie folgt::

A.

Jum Buodget-
Die zu dem Budget gestellten Anträge-

werden, in so weit sie Gegenstände des ver-
fassungsmäßigen Wirkungs-Kreisos der Stände
betreffen, in nähere Erwägung gezogen werden.

Den bezüglich der Bewilligung eines jähr-
lichen Beitrages von 4000 fl. für die ho-
mdopathische Heil-Anstalt zu München
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an Uns gebrachten Antrag finden Wir zur
Berucksichtigung nicht geeignet.

Dem Antrage in Betreff des Anschla=
ges der den Klbstern überlassenen
Staatsrealitäten ist bereits durch die

von Uns verfügte Beseicigung des deßfallsf-
gen irrehümlichen Vortrages im Budget zu-
vorkommende Gewährung zu Theil geworden.

B.

Zum Finanz-Gesetze,
Die Wunsche und Antrage betreffend:

1. die Heilbaber zu Steben und za
Hohenstadt,

II. die Staats-Gebaude und Gefang-
niß-Bauten;

III. die Rhein-Durchstiche
werden Wir in Erwägung nehmen.

Was hiernächst
IV. die beantragten Credite betriffr, so be-

darf es dießfalls nach Unserer allge-
meinen Erklärung in Betreff des Bud-
gers keiner weiteren Bescheidung.

V. Ueber den Antrag wegen fernerer Juschüsse
zur Vollendung der katholischen Kir-
che in Ansbachhaben Wir Uns ber
reiss besonders ausgesprochen.

C.

Zu den Nachweisungen über die Verwen-
dung der Staats-Einnahmen.

Die Anträge:
I. wegen Revisson des Malzaufschlags-

Geseces, worüber Wir bereits im Jahr
1828 den Ständen — jedoch ohne earspre-
chenden Erfolg von ihrer Seite — einen

Entwurf haben vorlegen lassen,
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II. wegen Reoision der Verordnung
vom 8. Juni 1807 über die Pen-
sions-Beiträge,

werden Wir näherer Erwägung unterstellen. —
In den Antrag.:

auf Revision der Taxene und
Stempel-Ordnung

Zedenken Wirbei dem engen Zusammeahange,
dieses Gegenstandes mit der allgemeineu Gesetz-
ghebung, ver der Hand noch nicht einzugehen.

D.
Zu den Nachweisungen über die

11 WNWT r

III.

——N-NN

“ gungs- Anstalt.

I. Die Ueberlassung unbenützter Gel-
der aus den Finanzkassen an die
Staatsschuldentilgungs= Anstalt

sindet in Gemäßheit des Schuldentilgungs-Ge-
setzes vom 28. Dezbr. 1831 F. 12. ohnehin
statt, und wird auch bezüglich der Festungst
Bau--Dotations-Kasse im Falle des Artikels
IV. imGesetze vom 1. Juli 1834 Platz greifen.

II. Die Verkäufe der Staats-Realic#
ten

treten nur da ein, wo das Gesetz dieselben ge-
Kattet, und es versteht sich auch von selbst,
daß die Wiedererwerbung von Dominical-Renten
oder anderen Besitzungen statt der verdußertea
Staats-Realitckten bewirkt werde, wann und wo
solches mit Vortheil moglich ist, während die
Kaufschillinge bei der Staatsschuldentilgungs-
Austalt nach dem Gesetze Über die Staatsschuld
vom 22. Juli 1819 Art. VIII. NRr. 4.
lit. c. einstweilen verzinslich angelegt werden.

Den Antrag .

ReduktiondekCapitaliemem
seavonsauf4Pkot.beidek
Staatsschuldentilgungs=Anstalt
betr.
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werden Wir, in scweitderselbe nicht ehnehin
schon realisirt ist, in Erwägung ziehen.

Bezuglich
IV. der Special-Rechnung uber die

in den Jahren 1825 und 1831 der
Pensions-Amortisations = Casse
überwiesenen Pensionaire

werden Wir Anordnung treffen, daß die Envi-
dentstellung, mit Vermeidung unndthiger Weit-
läufigkeiten bei der Staatoschuldentilgungs=An-
stalt erreicht werde.

V. Die Verzinsung des jährlichen
Betrages der Festungebau-Dota-
tions-Summe

wird, wegen des Verbrauchs der Summe im
Fertgange des Baues, nicht eintreten, wonach
jede dießfüllige Verfügung als entbehrlich er-
scheint.

E.
Zu den Vorlagen über das Jollwesen.

I. Zollordnung.

Die gelegenheitlich der Gesammt-Beschlüsse
über das Jollwesen geäußerten Wünsche und
Anträge

1.) in Beziehung auf die Jellordnung wegen
Bekanntmachung der im 5. 10. berührten
Anleitung zur Aufertigung der Deklara-
tionen, dann der Geschäftsanweisung für
die Jollämter Üüber die Abfertigung, sowie
des §. 54. erwähnten Regulatios über
die Begleirschein-Ausfertigung, endlich der
im F. 56. gedachter Anleitung über die
als verschlußmäßig anzuerkennende
Verpackung werden Wir in geeigneter
Weise berücksichtigen;

2.) bezüglich der Gestattung — die unter
Collo, Verschluß unangebrochen gelagerten
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Waaren nach dem am Verzollungs-Tage zu
ermittelnden Gewichte zu verzollen — wird
das Erforderliche bei der nachsten Gene-

ral-Conferenz zur Sprache gebracht werden;
3) in Ansehung der Binnen-Controle ist bereits

vertragsmäßig vorgesorgt.
II. 3olltarif.

1.) Wegen Berücksichtigung einer billigeren Ta-
ra-Bergücung bei der nächsten Tarifs-Re-
gulirung;

2.) wegen Erleichterung rasp. Befreiung der
auf der Weser von Bremen nach Bayern
gehenden Güter;

3.) wegen Nichtgestattung der bezeichneten Aus-
fuhr der Kieferzapfen aus dem Rhein=
kreise, dann

4.) wegen des gewünschten Jollschutzes zu Gun-
sten der Leinwand -Fabrikation werden
Wir, nach Erfordernitß und Befund der
Umstände bei der General-Conferenz das
Weitere zur Sprache bringen lassen.

III. Betreffend die
Ausgleichungs-Abgabe von inländi-
schen Tabakblättern und hieraus er-

zeugten Fabrikaten,

werden Wir vor Allem erst die Erholung von
Aufschlüssen anbefehlen.

F.

Zu besonderen Gesammtbeschlüssen.
I. Rechtsverhältniß der Verschol-

lenheit.

Wie sehr Wilr auch Gleichheit der bür-
gerlichen Rechte in Unserem ganzen Reiche
wünschen, so kdnnen Wir Uns dermal doch
nicht bewogen finden, einen mit so manchen an-
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deren Civilrechts-Fragen zusammenhangenden Ge-
genstand von einem allgemeinen Civilgesetze zu
trennen und einen besonderen Gesetzes-Euntwurf
über das Rechts-Verhälcniß der Verschollenheit
an die Stände bringen zu lassen.

II. Einführung eines allgemeinen
Wechsel-Rechtes.

Wir werden diesen Antcrag, als einen
mit der allgemeinen Civil= und Handelsgesetz-
hebung in Verbindung stehenden Gegenstand, und
dekgleichen auch die dem Antrage beigefügte
Bitte um Errichtung von Merkantilgerichten.
wenigstens in den grdgeren Städten, näherer
Erwägung unterstellen.

III. Nüruberger Wechsel-Ordnung.
Den Antrag wegen gesetzlicher Abauderung

einiger obsoleten Bestimmungen der. Nüruberger
Wechsel-Ordnung werden Wir in nähere Erwa-
gung ziehen uno das Weitere veranlassen.

IV. Berufungen in Wechselsachen.

Nach dem Autrage der Stinde genehmi-
gen und verordnen Wir: daß vier Wochen
nach Verkündung des gegenwärtigen Abschiedes
durch das Gesetzblatt, die Bestimmungen der
96. 1, 2 und3 des Gesetzes vom 11. Sept.
1825, die Abkurzung der Nothfrist bei Be-
rufungen an das Wechselappellationsgericht zu
Augeburg betreffend, bei allen übrigen Wech-
sel= und Merkantilgerichten in den sieben Krei-
sen dießseité des Rheins allgemein eingeführt
und als gesetzliche Vorschriften angewendet wer-
den, hievon jedoch ausgenommen bleiben sollen:

1) die mit einer besonderen Hamdelsgerichts-
und Wechselordnungbersehene. Stadt Nurn-
berg, und

2) diejenigen Bezirke, in welchen, als Bestand-=
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tbeilen der ehemaligen Fürstenrhümer Ans-
bach und Bapreuth, das preußische Land-
recht sammt dem hierin enthaltenen Wech-
selrechte dann der in der preußischen Ge-
richtsordnung vorgeschriebene Wechsel= Pro-
zeß, gelten.

V. Alluvionsreche an der Donau.

Wir finden Uns nicht bewogen, das
hergebrachte Alluvionsrecht des Staates an der
Donau, im ehemaligen Herzegthume Neuburg,
aufzuheben; hiedurch würde den Bestimmung-
en des andrechtes gegenüber weder der Be-
schwerde der an der Donau gelegenen Gemein-
den abgeholfen, noch auch diese Aufhebung mit
der Verfassungs-Urkunde Titel III. S# 6 und 7.
vereinbar seyn.

Der Bitte um Abgabe der Anschütten ha-
ben Wir, so weit dieses die VerfassungsBe-
stimmungen gestatten., bereits durch frühere
Entschließung vom 26. Juni 1827. willfahrr,
und befehlen Unseren Behbörden, genau im
Geiste derselben zu verfahren.

Wegen einer neuen Gesetzgebung äber die
Alluvionen massen Wir wiederholt auf das neu
zu entwerfende Civil-Gesetzbuch hinweisen.

VI. Cultur-Gesetz.
Wir haben Uns üÜberzeugt, daß ein

Cultur-Gesetz, da dasselbe fast durchgehends
aus privatrechtlichen Bestimmungen bestehr,
nur im Einklange mit den allgemeinen Gesetzen
über Eigentbum, Dienstbarkeiren, Eingehung
und Aufldsung von Verbindlichkeiren u. s. w.
gegeben werden kann, wenn es nicht ein
Ausnahms-Gesetz werden, wohlerworbene Rechte
zerstdren und andere Schwierigkeiten und Nach-
theile herbeiführen soll.

Wir werden jedoch bei Gebung eines.
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches die An-

3
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trage der Stande hinsichtlich
Gesetzes in Erwagung ziehen.

eines Cultur-

VII. Nachmachen der Fabrikzeichen
und- Firmen.

Auf den Antrag wegen des Nachmachens
der Fabrik-Jeichen und Firmen der Fabri-
kanren und Gewerbeleuke behalten Wir Uns,
nach näherer Erwägung der Sache, die ge-
eigneten Einleitungen vor.

VIII. Ergáuzung der Dotarion für
Kirchen-Pfründen,

und

IX. Unterstitzungé-Anustalt für katho-
lische Geinliche.

Diese Anträge werden Wir nach Vollend=
ung der diehfallo eingeleiteten Vorardbeiten in
Erwägung nehmen.

NX. Dauer der Schulpflichtigkeir.

Der Antrag binsichtlich der Verlängerung
der Werkrags= und Verkürzung der Feiertags-
Schuloflichrigkert eignet sich nicht unter den
. 19. im Titel VII. der Verfassunge-Urkun-
de; vielmebr werden Wir in der vorbemerk

ten Sache nach Unserem Ermessen verfügen.

XI. Verkleinerung und Reform der
Landgerichte; dann Vorlage neuer

Gesetzbitcher.
In so weir der gestellte Antrag die

Organisation und den Geschäftsgong der Land--
gerichte, sowie die Bildung der Laadgerichte-
Bezirke zum Gegenstande har, fsiuden Wir
Une wieder veranlaßr, die Stände auf die Be-
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stimmungen der Verfassungs-Urkunde Titel VII.
# 19., und auf die zehnte Verfassungö-Beilage
Titel II. 6. 36. hinzuweisen.

Den damit in Verbindung gebrachten
weiteren Ankrag auf die Revision des Straf-
gesetzbuches und des Straf Prozesses, dann des
Indiziar:Codex werden Wir in Erwagung neb-
men, beziehen Uns jedoch dabei aufdie in der
Abrheilung I. lit, A. Nr. 1. des gegen-
wärtigen Abschiedes gegebene Andeutung.

XII. Vermittlung samt in den
Städten.

Den Antrag, die Abhilfe einigerMän-
gel des Vermirrlungsamtes in den Stäoten,
werden Wir gleichfalls in Erwägung ziehen.

XIII. Verzinsung der Sparkassen-
Capitalien.

In den Antrag fernerhin bei den Spe-
Rial-Schuldemtilgungs Kassen neue Darleben der
Sparkassen zu vier. Prozent verzintlich annehmen
zu lassen, vermogen Wir nicht einzugehen.—

XIV. Zahlen-Lotto

Den Antrag der Staude, die Aufhebung
des Zahlen- Lotto betreffend, konnen Wir
nicht genehmigen.

IV.

Beschwerden.

Malzaufschlags-Rückvergütung an
die Bierbrauer zu Augsburg.

Die Uns vorgelegten Beschwerden der
Bierbrauer zu Augeburg, die Ruckvergutung
des Malz-Aufschlages von dem exportirten Biere,
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dann die Art der Einhebung dieses Aufschlages
betreffend, werden Wir nach Titel X. 6. 5.
der Verfassungs-Urkunde durch Unseren Staatss
Rarh näher untersuchen und eurscheiden lassen.

Mit diesen Unseren Eurtschliessungen
ertheilen Wir den Stáuden Unseren Abschied,
und obgleich auf der einen Seite verschiedene
Vorgänge in der nun geendigten, sehbr verlän-
gerten Sitzung der Kammern die unangenehme
Nothwendigkeit berbeigeführt haben, mancher-
lei Verirrungen in das Gebiet der Uns zu-
stebenden Königlichen Rechte, namentlich je-
ner der Organisarion und der Verwalktung,
auf den Grund der Verfassungs-Urkunde,
welche Wir in allen ihren Theilen, so wie
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sie ist, aufrecht und unverrückt zu erbalten,
fest entschlessen sind, mit Erust zurückwei-
sen zu müssen; so haben Wir doch auf der
andern Seite in mehrf#ltigen Aeusserungen und
Beweisen standhaft gesetzlicher Gesinnung=
treuer Anhänglichkeit und unbefangener, redli-
cher Bestrebungen für das wahre Gemeinwohl
die vollesie Beruhigung gefunden, und erken
nen dieselben mit landesvaterlichem Wohlge-

fallen. «

Wir schließen die gegenwartige Ver-
sammlung und bleiben Unseren Lieben und
Gerreuen, den Ständen des Reiches mit be-

sonderer Kdniglicher Huld und Gnade sters ge-
wogen.

Gegeben München am 17. November 1837.

Ludwig.

Färst v. Wrede. Freiherr v. Gise. GFreiherr v. Schrenk. v. Wir-
schinger. Erhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach königlich allerhöchstem Befehl

Geheimer Rath v. Kreutzer.
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Gesetzblatt
für das

Königreich Bayern.

ro.
n 2.

Munchen, den 25. November 1837.

Inh al t:
Gesed, elnige Verbesserungen der Gerlchtsordnung In bürgerlichen Rechtsstreltlgkelten betreffend. —

(l. Beplage zum Abschlede für dle Ständeversammlung.)

Gese 6,
einige Verbesserungen der Gerichtsordnung in

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffend.

Ludwig
von Gottes Gnaden Konig von Bayern,

Pfalzaraf bei Rhein, Herzog von
Bayern, Franken und in Schwaben 2c.

Wir haben in Unserem unausge-
gesetzten Bestreben, die Rechtspflege zu be-
fordern, nach Vernehmung Unseres
Staatsrathes, mit Beirath und Zustimmung
Unserer Lieben und Getreuen der Stän-
de des Reiches, beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Abschnitt I.
Von dem Verfahren bei den

Untergericheen.
(cod. jud. cap. III. 9. 3. Nr. 1—4.
Prozeßgesetz vom 22. Juli 1819. 9. 1—4.)

A. Das beschleunigte Verfahren im
mündlichen Verhöre.

1
Zum mündlichen Verfahren müssen

gebrache werden:
1.) Klagen, welche in der Hauptsache an

Geld oder Geldeswerth nicht über

100 fl., ohne Einrechnung der Zinsen,
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Kosten, Schaden und Nutzungen be-
treffen. Rechte und Gerechtigkeiten
eignen sich hieher nicht, jahrliche Ren-
ten und sonstige Bezuge nur dann,
wenn nicht zugleich das Hauptrecht
bestritten ist.

2.) Streitigkeiten zwischen Eheleuten, so
ferne es sich dabei nicht von Trennung
der Ehe oder von Vermogensrechten im
Betrage von mehr als 100 fl. handelt.

3 5 Streitigkeiten zwischen Famillengliedern,
zwischen Hausgenossen, zwischen Hand=
werksmeistern und Gesellen oder Lehrjun-
gen, zwischen Dienstherren und Dienstbo-
ten, zwischen Gewerbsunternehmern und
ihren Arbeitern, bei allen diesen hinsicht-
lich ihres gegenseitigen häuslichen, dienst-
lichen oder gewerblichen Verhältnisses.

4.) Screltigkeiten zwischen Vermiethern
und Miethern von Wohnungen in Be-
treff des Miethverhältnisses, so lange
solches wirklich noch besteht; dann
Sereitigkeicen über Forderungen aus
einem bereits aufgelösten Miethver=
hälenisse, in so ferne dieselben sich nicht
weiter als auf das zuletz verflossene
Miethjahr zurückbeziehen.

5.) Streitigkeiten der Reisenden mit Wir-
then, Fuhrleuten, Schiffern und Flös-
sern oder Handwerkern über Zechen,
Fuhrlöhne oder Handwerks-Conten,

4

welche aus Anlaß der Reise entstan-
den sind.

8.) Streitigkeiten uber Gegenstande des
Handels und Wandels auf Messen
und Märkeen, so ferne sie nicht den
bestehenden oder noch zu errichtenden
Handels= oder Meßgerichten zugewie-
sen sind, oder zugewiesen werden.
Dabet wird vorausgesetzt, daß solche
Sereitigkeiten noch während der Dauer
der Messe oder des Marktes ange-
bracht worden seyen.

7.) Streitigkelten wegen Beschddigung von
Bäumen, an Gärten= und Feldfrüch-
ten, an Weinstöcken und Einfriedun-
gen, an Wasiserleitungen, Abflüssen,
Wässerungsanlagen, Pfaden und We-
gen, wegen veränderter Grenze durch
Verrückung von Grenzzeichen, Be-
schädigung durch Ueberackern, Ueber-
fahren, Viehweiden, Grasen, Mähen,
Erndten, Einherbsten, so ferne die
Beschäddigung nicht schon ven Ablauf
eines Jahres, von Anstellung der Klage
zurück, geschehen ist.

8.) Klagen wegen offenbar kundiger Frevel,
Vergewaltigungen und Attentate, Kla-
gen, welche den jüngsten Besitz betref-
fen, Alimentationssachen, Klagen auf
Abstellung der Selbsthilfe und andere
ohne Gefahr nicht leicht verschiebliche
Sachen.
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9.) Ehrenbeleidigungen, in so ferne nur
auf Ehrenerklarung geklagt wird.
In allen diesen Fällen bleibt die Zu-

ständigkeit der Polizeibehörden nach den be-
stehenden Verordnungen aufreche erhalten.

g. 2.
Klagenhaufung findet nur in so ferne

statt, als die mehreren Klagen unter die-
selbe Numer des F. 1. gehören.

Eine nach cod. jud. Cep. VIII. F. 1.
Nr. 2. zulässige Widerklage findet mit der
Wirkung gleichzeitiger Verhandlung nur
dann statt, wenn sie gleichfalls zum be-
schleunigten Verfahren im möndlichen Ver-
höre geeignet ist.

g. 3.
Die Partheien konnen ausser den im

EEIIIIZI
einkunft jede andere Rechtssache im mund-
lichen Verhore verhandeln lassen.

Die Uebereinkunft kann ausdrucklich
oder stillschweigend geschlossen werden. Sie
wird insbesondere dann als geschlossen be-
trachtet, wenn der Klager bei dem Anbrin-
gen seiner Klage verlangt, daß dieselbe im
mundlichen Verhore verhandelt werde, und
wenn sodann der Beklagte, nachdem er
vom Richter in der Vorladung auf sein
Recht aufmerksam gemacht worden ist, an
dem bestimmten Tage bei Gericht erscheint,
und auf die Klage antwortet, ohne wider
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die Einleitung des fur Sachen des mund-
lichen Verhors vorgeschriebenen Verfahrens
Einspruch zu thun.

. 4.
Die Partheien können bei der Ver-

handlung allein, oder mit, oder durch An-
wälte erscheinen.

g. 5.
Die Partheien konnen an den fur die

mundlichen Verhore bestimmten Gerichts-
tagen ohne Vorladung bei Gericht erschei-
nen, und uber die Klage, so ferne sie
nicht unzulassig befunden wird, verhandeln.

Ausser diesem Falle bringt der Klager
seine Klage besonders an.

g. 6.
Die Klage kann mündlich angemeldet

oder schriftlich eingereicht werden.

Ueber die mündliche Anmeldung wird
ein kurzes Protokoll ausgenommen. Das-
selbe enthält (nach dem bei jedem Unterge-
richte vorliegenden Muster—Beilage1.)

a.) Namen, Stand, Wohnort der Par-
theien; ·

b.) Bezeichnung des Gegenstandes und
Grundes der Klage;

U.) Bemerkung des Tags und der Tags-
zeit der Verhandlung;

d.) gadung der Partheien mit der Be-
merkung der Ungehorsamsfolge, wo#

eine solche start findet.
4
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Das Protokoll wird von dem Kläger
unterschrieben, und der wesentliche Inhalt
der Klage in die an den Beklagten (nach
dem Formulare Beilage II.) ergehende La-
dung eingerückt.

Ist die Klage schriftlich eingereiche
worden, so bedarf es eines Anmeldungspro=
tokolls nicht; die Ladung des Beklagten
aber, welcher das Duplikae der Klage-
schrift beizulegen ist, erfolgt auf dieselbe
Weise, wie bei der mündlichen Anmeldung,
und der Kläger wird besonders vorgeladen.
Der Richter hat die Tagsfahrt zur Ver-
handlung auf einen der nachstfolgenden
Gerichtstage anzusetzen. Ein mehr als vier-
jehntdgiger Aufschub gilt für Justizver=
zögerung.

S. 7.
Die Folge des Nichterscheinens des

Klägers bei der bestimmten Tagsfahre ist,
daß derselbe in die Kosten verurtheilt, und
die Sache als beruhend erklärt wird.

Sollte er dieselbe Klage spater wieder
anmelden, so wird er zum Verhandlungs-
termine unter dem Rechtsnachtheile der

Annahme der Klage-Entsagung vorgeladen.
S. 8.

Die Folgen des Nichterscheinens des
Beklagten sind:
a.) In Sachen, welche vermöge des Ge-

setzes (F. 1.) zum mündlichen Ver-
höre gebracht werden müssen, wird der
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ausgebliebene Beklagte in die Kosten
verurtheilt, und auf Verlangen des
Klägers unter Mittheilung der erwa
zuvor blos mündlich angemeldeten, nun
aber umständlich zu Protokoll zu neh-
menden Klage, auf einen weiteren Ter-
min mit Androhung eines der im #.
18. des gegenwärtigen Gesetzes für
den Fall des Ungehorsams vorgeschrie-
benen Rechtsnachtheile vorgeladen.

b.) Eben dieses gilt auch in Sachen, welche
nur vermöge Uebereinkunft (F. 3.)
zum mündlichen Verhöre gebracht
werden können, vorausgesetzt, daß eine
Uebereinkunft dieser Art schon vor der
Verhandlungs-Tagsfahrt wirklich ge-
schlossen worden.
Bestehe eine solche Uebereinkunft noch

nicht, so wird angenommen, daß der aus-
gebliebene Beklagte die Anstellung der
Klage im gewöhnlichen Verfahren erwarte,
und der Kláger wird zu diesem Verfahren
verwiesen. «

H.9.
Erscheinen beide Theile mit oder durch

oder ohne Anwalte, so ist vor Allem jede
Parthei uber die Folgen des Nichtantwor-
tens oder des nicht bestimmten oder nicht
vollständigen Antwortens (Abschnitt II. F.
18. 19.) ausdrücklich zu belehren.

Sodann trägt der Kläger seine Klage
mündlich vor, eben so der Beklagte seine
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Antwort, und nachdem beide ohne Zulas-
sung eines Schriften= Wechsels, oder eines
Verfahrens vom Munde aus in die Feder
sich vollstendig über das Verhältniß der
Sache erklärt haben, und diese Erklärungen
durch die ron dem Richter nach Ermessen
zu stellenden Fragen und durch die hierauf
erfolgten Antworten hinlänglich erldutert,
berichtiget, vervollständiget sind, so wird
der Vergleich versucht, und im Falle er zu
Stande kommt, zu Protokoll genommen,
ausserdem aber das Ergebniß der gegenfei-
tigen Erklärungen nach deren wesentlichen
Inhalt, nämlich das Sachverhältniß, die
Streltpunkte und die Anträge der Partheien
zu Protokoll gebracht.

Zur Leitung des mündlichen Verhörs
können nur wirkliche mit dem Richteramte
bekleidete Staatsdiener verwendet werden,

bei Vermeidung der Nichtigkeit der Ver-
handlung und Zuweisung der hiedurch ver-
anlaßten Kosten an den Gerichtsvorstand.

F. 10.

Findet der Richter Mängel an der
Fähigkeit eines Theiles, überhaupt, oder
allein vor Gericht zu handeln, oder an der

degitimation zur Sache, oder sonst an ir-
gend einer gesetlichen Vorbedingung zur
wirksamen Verhandlung, oder bringt der
Beklagte erhebliche, verzögerliche Einreden
vor, so ist sogleich das Sachgemäße zu
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verfügen, und entweder mit Vorbehalt der
nachträglichen Erfüllung des richterlichen
Auftrages, schließlich zu verhandeln, oder
soferne der Richter dieses niche angemessen
findet, neue Tagsfahrt zur Erfüllung des
Auftrages und zur Verhandlung selbst an-
zusetzen. Ist eine Ersebung zu machen,
so ordnet der Richter dieselbe bei der näm-
lichen Tagsfahrt an, und ladet die Partheien
auf einen neuen Termin vor.

. 11.

Ist die Sache zum endlichen, oder
Beweiserkenntnisse reif, so wird dieses von
dem Richter, welcher das mündliche Ver-
hör gepflogen hat, mit kurzen Gründen,
in der Regel nach dem Abereten der Par-
theien, sogleich zu Protokoll diktirt, und
den wleder vorgerufenen Partheien eröff-
net. Nur ausnahmsweise, aus zureichen-
den, zu den Akten zu bemerkenden Grün-
den, ohne welche der Aufschub als Justiz-
verzögerung gilt, kann die Erlassung des
Erkenntnisses auf einen der hächsten Ge-
richtstage, sedoch nie über 8 Tage hinaus,
verschoben werden, welcher Gerichtstag so-
gleich zu besitmmen und den Partheien zu

eröffnenist.
biegt der Grund des Aufschubes in

der Schwierigkeit der Entscheidung, so hat
der Richter, wenn das Gericht ein Colle-

gialgericht ist, dem Collegium Vortrag zu
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erstatten, und die Urrheilsschbpfung binnen
längstens 14 Tagen zu veranlassen.

+. 1
Die Frist zur Antretung des Bewei-

ses soll in der Regel 8 Tage, ausnahms-
weise nie über 14 Tage betragen; vorbe,
haltlich jedoch dessen, was im Abschnite IV.
über Fristenverlängerung überhaupt verord-
net ist.

Der Beweispflichtige kann den Be-
weis sogleich im Verhandlungstermine an-
treten.

Hat derselbe seine Beweismittel schon
mitgebracht, so ist sogleich mit deren Auf-
nahme zu verfahren.

Ganz gleiches gilt von dem Gegenbe-
weise.

Alle Verhandlungen in der Beweis=
und Gegenbeweisführung sind nur kurz und
ihrem wesentlichen Inhalte nach zu Pro-
tokoll zu nehmen.

Rechtsausführungen finden nicht statt.
 . 13.

Nach vollendetem Beweisverfahren hat
der Richter neuerdings den Vergleich zu
versuchen.

Mißlinge der Versuch, so tritt die Be-
stimmung des F. 11. in Anwendung.

. 14.
Bei Streieigkeiten von einem Betra-

ge unter funfzig Gulden, ohne Einrechnung
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der Zinsen, Kosten, Schaden und Nutzun-
gen, wird Sachverstandigen und Zeugen
statt der Eide nur Betheuerung auf Hand-
gelobniß an Eidesstatt abgenommen.

. 15.

In solchen Sachen (§. 14.) kann, nach
sorgfälriger Würdigung aller Verhälenisse
der Aussage eines einzigen vollgiltigen je-
doch beeidigten Zeugen oder Sachverständi-
gen die Kraft vollen Beweises beigelege
werden.

B. Das gewöhnliche Verfahren.
4. 16.

In allen zum beschleunigten Verfah-
ren im mundlichen Verhore weder an sich,
noch in Folge der Uebereinkunft der Par,
theien sich eignenden Sachen richtet sich
das erste Verfahren nach der Vorschrift
des Prozeßgesetzes vom 22ten Juli 1819
&amp;. 1 — 4, unabbrüchig jedoch der im coder

jud. bestimmten besonderen Verfahrungsar=
ten in den dahin einschlagenden Sachen.

9. 17.

Ferner sind dabei folgende besondere
Vorschriften zu beobachten:

1.) Die Klage muß jederzeit schriftlich uber-
reicht, oder umständlich zu Protokoll ge-
nommen werden.

2.) Die Mittheilung der zulässig befunder
nen Klage—imDuplikate oder in der
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Hrotokollsabschrift — geschieht an den Be-

klagten zunachst nur unter monitorischer
Ladung, wenn aber diese fruchtlos ver-
bleiben sollte, mit der ausdrücklichen An-
drohung des in dem F§. 18. Abschnitt
II. für das Nichtantworten auf die
Klage festgesetzten Rechrsnachtheiles.

3.) Im protokollarischen Verfahren wird:

a.) wenn für die Partheien oder mit den-:
selben Rechtsanwälte erscheinen, von
diesen die treffende Handlung zu Pro,
tokoll diktirt.

b.) Erscheinen die Partheien, oder eine
derselben ohne Rechtsbeistand, so ist
der Richter verpflichtee, von einer sol-
chen Parthei durch die Erzdhlung der-
selben, und durch die Beantwortung
der für nothwendig crachteten Fragen
sich eine klare Uebersicht von demjeni-
gen zu verschaffen, was die Parthei zur
Vertheidigung oder zur Verfolgung ihrer
Rechte vorzutragen hat, also von dem
Beklagten bestimmte Erklärung, ob er
die der Klage zum Grunde liegenden
Thatsachen einrdume, oder nicht, —
was er denselben entgegensetze; — von

dem Kläger, ob er die den Einreden,

und allenfalls der Widerklage zum
Grunde liegenden Thatsachen einrdume,
oder nicht, was er denselben entgegen-
sebe.
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(ßc.) Die Erklárungen der Parthelen sind
sogleich, wie sie abgegeben sind, in der
Ordnung, wie es der Prozeß mit sich
bringt, in abgesonderten Sätzen zu Pro-
kokoll zu nehmen.

d.) Die Partheien sind auch hier über
den Rechtsnachtheil des Nichtantwor-
tens, oder des nicht bestimmten, oder
nicht vollständigen Antwortens (F. 18.
19.) ausdrücklich zu belehren.

pc.) Der Rechtsstreit muß in der anberaum-

1. #

ten Tagsfahrt vollständig verhandelt
werden.

Nur wenn die Einreden des Be-

klagten thatsächliche Behauptungen ent-
halten, welche, nach dem Ermessen des
instruirenden Richters, von dem Klä-
ger nicht wohl auf der Stelle beant-
wortet werden können, darf zur Ab-
gabe der Replik, oder der Duplik auf
Kosten des Nachsuchenden neue Tags-
fahrt, nicht uber 14 Tage hinaus, an-
gesetzt, nie darf aber ohne ausdrückli-
che Einwilligung beider Theile zur
Einbringungschriftlicher Handlung Frist
anberaumt werden.

Schriftlicher Rezeß statt des mündli-
chen darf zwar vor, oder bei der Tags-
fabrt zu Protokoll eingelegt werden.
Es wird aber durch die Einlegung
des Erzeptionsrezesses die Verbindlich-
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keit des persönlichen Erscheinens des
Beklagten nicht aufgehoben.
Erscheint dieser bei der Tagsfahre

nichr, so trifft ihn, im Falle der Kläger
seine Replik abgibt, die Ausschliessung mit
der Duplik.

(Abschnitt N. 20.)
Hüätte im Falle e. Absatz 2. des ger

gen wärtigen g. der Kläger schriftlichen Re-
pliksrezeß eingelegk, ohne bei der Tagsfahrt
zu erscheinen, so würde ihn, im Falle et-
wa ausnahmsweise (cod. jud. cap. VI.
K. 14.) durch die Duplik Veranlassung zur
Triplik gegeben seyn sollte, die Ausschlies-
sung mit der Triplik treffen.

Abschnitt UH.

Von dem Ungehorsame im ersten
Verfahren.

cod. jud. cap. V. S. 10. — cap. VI.
. 12. 13. 16. cap. IX. &amp;. 3. Nr. 1. —

Hrozeßgeseh vom 22. Juli 1819 g. 6.

. 18.
Wenn der Beklagte in dem gewohn-

lichen Verfahren auf die ihm gehorig be-
handigte wiederholte Ladung nicht erscheint,
oder eine Antwort auf die Klage innerhalb
der dafur anberaumten Frist, oder in dem
dafur angesehzten Termine nicht gibt, so
soll der Beklagte mit allen seinen Einreden
ausgeschlossen, und

1.) die Klage, wenn dieselbe durch Ur-

kunden begründer, dlese dem Richter
entweder im Original oder in beglau-

bigter Form vorgelegt, und dem Be-
klagten bei der Ladung abschriftlich
mitgetheilt worden, als liquid und
eingestanden angenommen, in jedem
anderen Falle aber ·

2.) nach Vorschrift des Prozeßgesetzes vom
22. July 1819 §. 6. Abs. I. ver-
fahren werden.
Dieser Rechtsnachtheil ist in der

Ladung ausdrücklich anzudrohen, und der
Richrer haftet für die aus der Unterlassung
dieser Androhung entstehenden Verzögerun-
gen und Kosten.

Dieselben Bestimmungen geleen auch
im Verfahren des mündlichen Verhörs nach
ndherer Maaßgabe des §F. 8. lit. a und
lit. b. Abf. 1.

8. 19.
Der Beklagte har in jedem Verfah-

ren in der Antwort auf die Klage die vor-

getragenen der Klage zum Grunde liegen-
den Thatumstände, welche er widersprechen

will, ausdrücklich zu bezeichnen, und vernei-
nend zu beantworten.

Jeder nicht besonders und bestimmt
widersprochene Thatumstand wird fur zuge-
standen angenommen. Der allgemeine Wi-
derspruch hat keine rechtliche Wirkung.

9. 20.
Hinsichtlich der Folgen des Ungehor-
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sams in Beziehung auf die Replik und
Duplik kommen die Bestimmungen des
. 18. analog zur Anwendung.

9. 21.
Was in dem g. 18. bezüglich auf die

Klagebeantwortung angeordnet ist, tritt auch
in Ansehung der Replik und Duplik in
Anwendung.

g. 22.

Die Bestimmungen der ##. 20 und
21. finden hinsichtlich der gedachten Rechts-
Nachtheile auch auf die weiteren Prozeß-=
Handlungen, so ferne solche im ersten Ver-
fahren in Folge ausserordentlicher Umstände
ausnahmswelse (cod. jud. Cap. VI. F. 14.)
nothwendig werden sollten, Anwendung.

g. 23.

Die Bestimmungen der 98. 18 — 22

gelten auch gegen Minderjährige, Stif-
tungen und Gemeinden und gegen den ks-

niglichen Fiskus. Es steht jedoch den Par-
theien frei, gegen die Vormünder oder Ku-
ratoren und Administratoren des Stiftungs=
und Gemeinde-Vermögens und deren An-
wälte, dann gegen die königlichen Fiskale,
statt des Rechtsnachtheiles in der Haupt-
sache, auf eine Geldstrafe anzutragen. Bei
Androhung der zweiten Geldstrafe ist von
dem Gerichte eine Anzeige hierüber an die
Behörde des Scumigen zu erstatten, damit
dieselbe gegen dessen anhaltende Nachlässig=
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keit die geeigneten Maaßregeln ergreifen
könne.

Abschnitt lIII.

Priotlegirte Einreden.

(Cod. jad. cap. VI. J. 3.)

#. 24.

Der Beklagte darf die Einlassung auf
die Klage nur dann verweigern, wenn er

eine gerichtsablehnende Einrede (cod. jud.
cap. VI. §. 3. Nro. 1.) vorzubringen hat.

. 25.
Mehrere gerichtsablehnende Einreden,

— insbesondere jene, daß eine Justizsache
nicht vorliege, — daß jeden Falls das an-
gegangene Geriche das zuständige nicht sey,
— sind bei der Serafe des Ausschlusses

zugleich und auf einmal anzubringen.

#F. 26.
Wird die gerichtsablehnende Ein.

rede als ungegründet verworfen, so ist zu-
gleich zur Beantwortung der Klage neuer-
lich Termin anzuberaumen.

Der Beklagte, wie sein Anwake, sind
im Falle befundenen Muthwillens mit einer
Geldstrafe von 5 — 50 fl. zu belegen.

8. 27.
Alle Prozeß-hindernden Einreden (cod.

jud. a. a. O. Nro. 2) und alle Einreden,
welche naturam praejudicii an sich haben,

5
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(ebendort Nro. 3) müssen bei Strafe des
Ausschlusses zugleich und auf einmal vorge-
bracht werden.

—
« Mitdenltns.27benanntenEinre-

den ist eventuell die Streiteinlassung und
das Vorbringen aller ubrigen Einreden,
welche der Beklagte zu haben glaubt, un-
ter dem Rechtsnachtheile zu verbinden, daß
im Falle der Verwerfung jener zuerst benann-
ten Einreden die Rechtsnachtheile des Nicht-
beantwortens der Klage (Absch. II. L. 18)
eintreten wurden.

Abschnitt W.

Fristen, Termine, Fristenverlän=
gerungen, Terminsverlegungen,

Wiedereinsetzungen 2c. 2c.

(Cod. jud. Cap. V. J. 10. 11. Cep VI.
F. 16. Cap. XVI. g. 1. Nro. 11.— Pro-

zeß Gesetz vom 22. Juli 1819 F. 5.)

. 29.

Alle Fristen und Termine, sie mögen
vom Gesetze oder vom Gerichte anberaumt

seyn, sind kraft des Gesetzes peremtorisch,
mie Ausnahme jedoch der ersten blos mo-
nitorischen Vorladung des Beklagten zur
Klagbeantwortung. Die Bestimmung der
Gerichtsordnung Cap. VI. F. 16. Nro. 4.
bezüglich auf die Re= und Duplik und an-
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derweitige Handlungen findet von nun an
auf alle Handlungen im Prozesse, Anwen-
dung. Das Gericht kann die Folge des
Ungehorsams nicht von Ameswegen und
ohne Veranlassung soll aber dieselbe alsdann
aussprechen, wenn

a.) die Beschuldigung des Ungehorsams
von dem dazu berechtigten Theile an-
gemeldet wird, — dann auch ohne
solche Anmeldung, wenn

b.) der andere Theil die ihm obgelegene
Handlung nach bereits verflossener Frist
noch einreicht, und nicht zugleich die
ausdrückliche Erklärung der Gegenpar-

thei beibringe, daß sie hiezu, mit Ver-
zicht auf den Vollzug des sonst ver-
wirkten Rechesnachthelles, einwillige.

. 30.

Die Partheien sind berechriget, einander
längere Fristen als die vom Gesetze bestimm-
ten (mit Ausnahme der Nothfristen) zu
bewilligen.

Auf kürzere, als die gesetzlich bestimm-
ten Fristen, kann keine Parthei beschränke
werden.

F. 31.

Glaubt eine Parthei auf Verlängerung
der anberaumten Frist Anspruch zu haben,
so muß sie darum vor dem Ablaufe dersel-
ben nachsuchen.
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Das spater angebrachte Gesuch wird
nicht berucksichtiget. Um Verlegung einer

Tagsfahrt muß zu einer Zeit nachgesucht
werden, daß dem Gegner noch rechtzeitig
Nachricht davon gegeben werden kann.

Geschieht dieses nicht, so sind jeden-
falls, selbst, wenn das Gesuch als gegründet
befunden wird, von dem Gesuchsteller die
in Folge der zu spät erhaltenen Nachricht
dem Gegner verursachten Kosten zu ersetzen.

Wird das Gesuch als ungegründet be-
funden, so trite bezüglich auf den ersten
Termin für die Parthei, oder im Falle der
Prozeß durch einen Anwalt geführt wird,
für diesen eine Geldstrafe von 5 —10 fl.,
im wiederholten Falle aber die Folge des
Ungehorsams ein.

 *

Die Verlängerung der Frist, so wie
die Verlegung des Termins, findet ohne
Zustimmung des andern Theils nur Ein-
mal statt, und in diesem Falle nur, wenn

glaubwürdige Hinderungsursachen dargelegt
sind. Jedes weitere Fristverlängerungs= oder
Terminverlegungsgesuch muß—lebreresun-
ter der Eröffnung, daß der angesetzte Ter-
min nicht stattfinde, — von dem Gerichte

dem Gegeneheile mit Anberaumung einer
kurzen Frist zur Erklärung miegetheilt wer-
den. Erklrt er sich nicht, oder niche in-
nerhalb der Frist, so ist das Gesuch als be-
williget anzusehen.
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Im Falle der Nichtbewilligung von Sei-
te des Gegentheils, hat das Gericht un-
ter Beifügung kurzer Gründe zu entscheiden.

Srillschweigende Bewilligung von Seite
des Gerichtes findet nicht statt.

g. 33.
Fallt die richterliche Entscheidung gegen

die Gewahrung des zweiten oder eines wei-
teren Fristengesuches aus, so ist zugleich der
als Folge des Versäumnisses verwirkte Rechts-
nachtheil auszusprechen, und damit nach
Umständen das Urtheil in der Sache selbst
zu verbinden.

. 34.
Von dem Gerichte darf ein Fristver-

längerungs= oder Terminsverlegungs-Gesuch
Einmal bewilliget werden, wenn ein unver-
schuldetes, in der Person der Parthei oder
des Anwaltes, oder in der Sache selbst
liegendes Hinderniß, welches in dem Be-
willigungs-Dekrete ausdrücklich angeführe
werden muß, glaubwürdig dargelegt ist.

Ein zweites Gesuch muß hinlängliche
Bescheinigung eines solchen Hindernisses
enthalten, wodurch dem Gesuchsteller und
seinem Anwalte das Handeln oder das Er-
scheinen bei der Verhandlung bedeutend er-
schwert wird.

K. 35.
Die Bewilligung eines dricten und

ferneren Gesuches darf nur statefinden wegen
bewiesener unverschulderer Hindernisse, welche

5r½
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a.) dem Gesuchsteller das Handeln oder
das Erscheinen bei der Verhandlung
und in demselben Maaße auch die
Bestellung und Unterrichtung eines
Bevollmächtigten, oder

b.) dem unterrichteten Bevollmächtigten
das Handeln oder Erscheinen in Per-
son oder auch durch einen Bevoll-
mädchtigten unmöglich machen, oder

.) welche die Erlangung der erforderlichen
Aufklárung, oder Beweiemittel des
angewendeten größten Fleißes unge-
achter verzögern.

5. 36.
Diese Hindernisse begründen Verlänger-

ungs= oder Verlegungsgesuche auf so lange
als:

zu a.) die Unmöglichkeit, selbst zu handeln,
und einen Buvollmächtigten zu be-
stellen und zu unterrichten, andauert:

zu b.) so lange weder der unterrichtete Be-
vollmächtigte, noch dessen Stellver=
treter handeln können, und auch der
hievon in Kenntnif gesetzte Vollmacht-
geber einen anderen Bevollmächtigten
nicht unterrichten kann;

zu c.) so lange, als das Hinderniß nicht
beseitigtist.Hängt diese Beseitigung
nicht von dem Gesuchsteller, sondern
von dußeren Umständen ab, und ist
deren Ende ihrer Natur nach nicht
abzusehen, so hat das Gericht nach
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Vernehmung der Partheien und nach
sorgfaltiger Erwagung aller Ver-
haltnisse zu entscheiden, ob und wie
der Sache gleichwohl Fortgang zu
verschaffen, oder ob dem Prozesse
zur Zeit Stillstand zu geben sey.

K. 37.
Die Gerichte, welche gegen die Be-

stimmungen der 99. 35. 36. Fristenverlänger-
ung oder Terminsverlegung bewilligen, ver-
fallen in eine Strafe von 5 — 50 fl.

Diese Strafen sind sowohl auf An-
zeige der Partheien, als von Amtswegen
von den Obergerichten., wenn sie aus irgend
einer Veranlassung die Uebertretung wahr-
nehmen, unnachsichtlich zu verfügen und zu
erholen.

Den Advokaten werden die Ansätze für
ungegründete Gesuche zum Besten des Pen-
sionsfondes für die Hinterlassenen der Ad-
vokaten des Königreiches gestrichen, vorbe-
haltlich weiterer Disziplinarstrafe im Falle
des Muthwillens.

K. 38.

Gegen das Verscumniß von Fristen
oder Terminen findet Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand (cod. jud. Cap. XVI.
. 1. Nro. 11) nur dann statt, wenn nach-
gewiesen wird, daß sowohl der Einhaltung.
der Frist oder des Termines, als der Stel-
lung eines Gesuches um Verlängerung oder
Verlegung eine rechtserhebliche Ursache (9.35



und 36) im Wege gestanden sey; vorbehalt-
lich dessen, was im cod. jud. cap. VII.
. 10. verordnet ist.

Das Gesuch muß bei Strafe des Aus-
schlusses innerhalb einer unerstrecklichen Frist
von 14 Tagen von der Zeit an, wo sich das

Hinderniß gehoben hat, angebracht werden.
Mit demselben ist unter dem nämlichen
Rechtsnachtheile, die versäumte Handlung
zu verbinden.

Ueber das rechtzeitig angebrachte Ge-
such ist in der Regel der Gegentheil unter
Ansetzung einer kurzen Frist oder in einem
anzuberaumenden Termine, mit Androhung
des Rechtsnachtheiles, daß das Gesuch für
bewilliget erachtet werden würde, zu ver-
nehmen.

g. 30.
Die Bestimmungen des gegenwartigen

Abschnittes finden auch auf die Minder-
jahrigen und die denselben Gleichgestellten
Anwendung, vorbehaltlich der ihnen nach
den Civilgesetzen, dann nach der Gerichts-
ordnung cap. XVI. 9. 1. Nro. 3. dritter
Satz zustehenden Rechte.

Fur den konigl. Fiskus soll aber das
Motiv, daß zu seinem Nachtheile im Pro-
zesse etwas unterlassen worden sey, künftig
in keinem Falle mehr ein Restitutionsgrund
seyn.

Ausnahmsweise soll jedoch die Bestimm-
ung des cap. VII. . 10. der Gerichtsord-

nung analog Anwendung finden, wenn der
prozeßführende Fiskal gegen seine Instrukeion
oder Vollmacht etwas unterlassen hat, wo-
von der Verlust des Prozesses die Fol ge,
und die Erholung der Entschädigung für das
Staatsdrar wegen Insolvenz des Fiskals
nicht möglich gewesen ist.

Abschnitt V.
Von dem Beweisverfahren.

(Cod. jud. Cep. IX. und N. dann XIII.—
Prozeßgeseh v. 22. Juli 1819 Absch. VII.)

. 40.
In protokollarisch verhandelten Sachen

kann die Beweis= wie die Gegenbeweisan-
tretung zu Protokoll aufgenommen werden.

#. 41.
Gleich allen andern Beweiemitteln

(Drozeß-Gesetz F. 12) muß auch die eventuelle
Eideszuschiebung, — welche jedoch nur in

der Arc statt findee, daß von dem Eide
dann Gebrauch zu machen sey, wenn durch
die andern Beweismittel nichts erwiesen
worden, — bei Vermeidung des Ausschlusses,

innerhalb der Beweilsfrist als Beweismittel
benannt werden. Gleiches gilt von dem Er-
bieten zum Erfüllungseide.

. 42.
Wenn in der Beweisantretung mit

anderen Beweismitteln zugleich dle even-
tuelle Eideszuschiebung benannt wird, der
Gegencheil aber eine Erklárung hierauf ab-



67

zugeben versäumt, so ist dessenungeachtet
mit der Vollführung des Beweises durch
die anderen Beweismittel zu verfahren, und
nach deren Ergebniß das Erkenntniß zu
fassen. Nur wenn gar nichts erwiesen wor-
den, tritt die Annahme der Eidesverweigerung
als Folge des Ungehorsams ein.

. 43.
Mit der Mittheilung des Beweises

Grozeß= Gesetz §J. 12 Abs. 2.) ist dem
Gegentheile zur Antretung des Gegenbe-
weises, wodurch der Beweis der andern
Parthei widerlegt werden will, eine Frist,
welche jener für den Beweis gleichkommt,
unter dem Rechtsnachrheile des Ausschlusses
anzuberaumen.

9. 44.
Beider Mittheilung der Beweisan-

tretung durch Zeugen (F. 14 des Drozeßge=
setzes) ist nicht sogleich Termin zur Bes
eidigung und Vernehmung der Zeugen an-
zuseen.

Dieses geschieht erstnach eingekommenem
Gegenbeweise oder nach abgelaufener Gegen-
beweisfrist. Ist die Gegenbeweisantretung
rechtzeitig eingekommen, so erfolgt zugleich
mit der Mittheilung derselben an den Be-
weisführer die Bestimmung des Tages, an
welchem die Aufnahme der Beweise und
Gegenbeweise statt finden soll.

. 45.
Fragestücke können sowohl mit der

Gegenbeweisantretung, jedoch nur gesonderr,
in einer Beilage, als auch allein — bis

zum Zeug hmungstermine dem Gerichte
übergeben werden.

K 46.
Den Partheien, wie ihren Anwälten,

ist gestattet, bei der Zeugenvernehmung ge-
genwärtig zu seyn.

Während der Vernehmung der Zeugen,
jedoch immer erst nach erfolgter Anewort
auf die vorgelegte Frage, dürfen sowohl der
Richter, als die Partheien, außer den ur-
sprünglich gestellten Fragen noch alle die-
jenigen Fragen stellen, welche zur Aufkla-
rung über die Glaubwürdigkeit der Zeugen
als nöthig erscheinen.

Außerdem sind alle Fragen zulässig,
die entweder aus dem Beweissatze entnom-

men sind, oder Thatumstände betreffen,
welche die Rückerinnerung des Zeugen selbst
lebhafrer zu machen, oder dessen Aussagen
an anderen Beweismitteln oder an Aussa-
gen anderer Zeugen zu prüfen, dienen können.

Die Partheien sind berechriget, ehe
dem Zeugen seine Aussagen vorgelesen wer-
den, zur Erläuterung einzelner bestimme zu
bezeichnender Punkte auf weiteres Befra-
gen desselben anzutragen. Die Zeugen dür-
f#en in ihren Erklárungen niemals unter-
brochen, auch dürfen von den Partheien die
Fragen an die Zeugen anders nicht, als
durch den Richter gestellc werden.
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Der NRichter kann die Zuwiderhandeln-
den aus dem Gerichtszimmer wegweisen,
vorbehaltlich der Verhängung einer Geld-
strafe von 5 — 50 fl.

. 47.

Eergeben sich zwischen den Aussagen
mehrerer Zeugen Widersprüche, so soll der
NRichter diese Widersprüche sowohl von
Amtswegen, als auf Antrag der Pareheien,
durch wiederholte Fragen an die Zeugen zu
heben trachten. Läßt sich aber derWiderspruch
auch dadurch nicht heben, so darf er, nach Be-
fund der Umstände und Beschaffenheit der
Verhältnisse, auch zur gleichzeitigen Vorru-
fung und Befragung der einander wider-
sprechenden Zeugen schreiten.

F. 48.
Jeder von einem Zeugen oder von ei-

nem Sachverständigen abzuschwörende Eid
soll erst nach vorheriger dem Verhälrnisse
angemessenen Anrede des Nichters (Cod.
jad. Cap. X. 9. 14. No. 1.) und Able-
sung der betreffenden Stellen des Strafge-
sebbuches abgelegt werden. In eben dieser
Arc ist hinsichtlich der Versicherung an
Eidesstatt zu verfahren.

« H.49.

Vor der wirklichen Leistung eines von
einer Parthei zu schwörenden Eides oder
einer Versicherung an Eidesstatt soll, wenn
die Gegenparthei anwesend ist, jedesmal der
Versleich versucht werden.
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50.
Die Vestimmin der Gerichtsord-

nung Cap. IV. §9. 12., dann Cap. XI. 9. 5.
Nro 1. und §. 7. Nro. 1. sind durch das
Prozeßgesetz vom 22. Juli 1819 F. 16.

nicht aufgehoben.
Abschnitt VI.

Von der Appellation.
(Cod. jud. Cap. XV. Proz.-Ges. vom 22.

Juli 1819 Abschn. VIII.)
g. 51.

Wegen einfacher Dekrete und Zwischen-
bescheide findet keine Apellation statt.

Wer durch ein einfaches Dekret oder
durch einen Zwischenbescheid beschwert zu
seyn glaubt, hat dagegen bei Vermeidung
des Ausschlusses binnen 14 Tagen sich bei
Gericht zu verwahren. Es bleibt ihm so-
dann das Recht vorbehalten, die Beschwer-
de hierüber mit der Appellation gegen das
End= oder bewelsauflegende Urthell zu ver-
binden.

K. 52.
Von der Bestimmung des F. 51 sind

ausgenommen:
1.) Bescheide, wodurch die Klage oder Wi-

derklage, oder die Aufforderung zum
Klagen oder zum Repliziren (Cod.
jud. Cap. IV. W. 5 und 6.) oder die
Sereirverkündung oder die Intervention
oder die Nennung des Auktors (Cod.
jud. Cap. VIII. F. 3.) oder das Ge-
richtsverbittungsgesuch, oder das Ge-
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such um Widereinsetzung in den vori-
gen Stand ohne weitere Einleitung
des Verfahrens, ganz, oder sowie an
gebracht, oder zur Zeic, oder von diesem
Gerichte, abgewiesen wird;

a.) Erkenntnisse, wodurch die gerichtsableh-
nende Einrede (Cod. jud. Cap. VI.
K. 3. Nro. 1.) verworfen wird;

3.) Erkennenisse, welche den Streit über
die Prozeßart entscheiden, wohin jedoch
der Beschluß darüber, ob im mündli-
chen Verhöre oder im gewöhnlichen
Verfahren, dann ob in diesem proto-
kollarisch oder schriftlich verhandelt
werden soll, ebenso wenig gehört, als
der Beschluß, wodurch die Widerklage
zur gesonderten Verhandlung bei dem-
selben Gerichte verwiesen wird;

4.) Erkenntnisse, wodurch einem oder dem
andern Theile Beweis ausgelegt wird;

5.) Urtheile auf einen nothwendigen Eid
(Cod. jud. Cap. XIII. 9. 3.) oder
auf einen der Cop. XlI. J. 6. Nr. 5. und
Cap. XIII. 4 und 5 der Gerichts- #

Ordnung benanncen gesetzlichen Eide;
6.) Urtheile, wodurch über die Statthaf-

tigkeit eines zugeschobenen oder zurück-
geschobenen Eides (Cod. jud. Cap.
XIII. #&amp;. 2.) oder über die Eidesfor-
mel aberkannt wird, so sferne in Folge
des Urtheils die Eidesleistung zu ge-
schehen hätte;
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7.) Bescheide, wodurch eine Parthei oder
ein Drieter zur Herausgabe einer Ur-
kunde verurthelle wird;

8.) Bescheide, welche die verlangte Auf-
nahme des Beweises zum ewigen Ge-
dächeniß als unstarthaft erklären.

9. 53.
In allen Fallen, in welchen selbststan-

dige Berufung nach J. ö1. unzulassig ist,
1.) macht es keinen Unterschied, ob das eine

fache Dekret oder der Zwischenbescheid
von einem Untergerichte oder von einem

" Appellationsgerichte (Justizkanglet) aus-

gegangen.

2.) Selbstständige Berufung gegen ein
zweitrichterliches Erkenntniß ist selbst
dann niche zulässig, wenn das Obergericht
das erstrichrerliche Urtheil aufgehoben
und ein Dekrer oder einen einfachen
Zwischenbescheid an dessen Stelle ge-
setzt hat.

3.) Das Versäumniß der rechtzeitigen Ver-
wahrung hat die Rechtskraft des ein-
fachen Dekrets oder des Zwischenbe--
scheides zur Folge.

4.) Appellation vertritt die Stelle der Ver-
wahrung nur dann, wenn sie in der

Zeit eingelegt wird, in welcher nach
dem #. 51. die Verwahrung anzu-
bringen ist.

5.) Die Verwahrung vertritt dieSeelle
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der Appellation, wo diese nothwendig
ist, nicht.

6.) Die eingelegte Verwahrung wird un-
wirksam, wenn sie nicht bei der Ap-
pellation gegen das End= oder Be-
weis auflegende Urtheil ausdrücklich als
Beschwerde vorgebracht wird.

7.) Gegen den Ausspruch der ersten In-
stanz, daß selbstständige Berufung unzu-
ldssig sey, findet nur Verwahrung statt.

F. 54.
Die Appellation an die dritte Instanz

findet gegen zwei in der Hauptsache gleich-
förmige Erkennenisse in folgenden Fällen nicht

statt: —

1.) gegen die im g. 52. Nr. 1 — 3.,

dann 7 und 8 benannten Erkenntnisse;

2.) gegen Erkennenisse, welche nach rechts-
krdftig entschiedener Hauptsache blos
die Zinsen, Schäden, Kosten und
Früchte betreffen;

5.) gegen Urtheile über den jüngsten Be-
sit, vorausgesetzt, daß nach erledig-
ter Klagsache hierüber noch die or,

dentliche Besitzklage (Cod. jud. cap.
III. §. 4. Nr. 2.) zulässig ist;

4.) gegen Beschlüsse, wodurch eine provi-
sorische Verfügung getroffen, oder

5.) Aerest verhängt worden, — dann

6.) gegen Erkenntnisse im Exrekutiv-Prozes-
se, in diesen beiden Fällen 5 und 65
unter der Voraussehung, daß dem
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unterliegenden Theile die gesonderte
Rechtsverfolgung im gewöhnlichen Pro-
zesse vorbehalten bleibr;

7.) gegen Erkenntnisse, wodurch dem aus-
ländischen Kläger (Proz. Ges. v. J.
1819 J. 8. I.) Cautionsleistung auf-
getragen wird, es möge die Frage
über die Verbindlichkeit selbst, oder
über den Betrag, oder über die Art
der Cautionsleistung streitig seyn;

S.) gegen alle Erkenntnisse und Beschlüsse
im Erekutions" Verfahren, so weit
gegen dieselben überhaupt eine Bern-
fung zuläßig ist;

9.) gegen Erkenntnisse in Sachen wegen
Ehrenbeleidigungen, in soferne nur auf
Ehrenerklärung geklagt war.

9. 55.
Gegen Beschlusse, welche nur auf den

Antrag eines Theiles ergangen sind, findet
Berufung von Seite des andern Theiles nicht
statt. Erst wenn die dagegen bei demselben
Gerichte eingebrachte Remonstration frucht-
los bleibt, kann das Rechtsmittel, soferne
es sonst zulassig ist, dagegen eingewendet
werden.

g. 56.
Gegen Contumazialerkenntnisse findet

Appellation nur statt, wenn jugleich in der
Hauptsache erkannt wurde, und entweder
darüber, daß das Eintreten des Ungehor-

sams angenommen, oder daß an den Un-
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gehorsam gesetzwidrige Folgen geknupft
worden, Beschwerde gefuhrt wird.

g. 57.
Die Appellationen gegen Untergerichte

sind unzulassig in Sachen, in welchen der
Beschwerdegegenstand fünftig Gulden nicht
erreicht. Im Uebrigen bleibe es bei den rück-
sichtlich der Appellationssumme im Landtags-
abschiede vom 20. Dezember 1831 getrof-
fenen Bestimmungen.

g. 58.
Bei der Berechnung der im F. 57. be-

zeichneten Summen bleibe Alles dasjenige
ausgeschlossen, was unter den Partheien
nicht mehr streitig ist. Auch Zinsen, Ko-
sten, Schäden, Früchte, — als Nebensache
zu- oder aberkanne, — kommen hiebei nicht

in Anschlag.
g. 59.

Jahrliche Renten oder Zahlungen in
Geld werden als vierprozentige Zinsen an-
gesetzt, und hienach als Capital berechnet.

g. 60.
Naturalleistungen werden nach zehn-

jährigen Durchschnites-Markts= oder lau-
fenden Preisen angeschlagen, und hienach
ihr Capltalwerth mit dem 25fachen Betrage
berechner.

. 61.
Gegenstände, deren Werth nicht an-

gegeben oder anerkannt ist, welche aber eine
Schätung zulassen, werden nach den gesetz-
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lichen Vorschriften über Schätungen ge-
richtlich geschätz.

Eine nochmalige Schäátzung zum Be-
hufe der zweiten Berufung findet nicht statt.

Grunddienstbarkeiten sind in der Art
zu schätzen, daß ermittelt werde, um wie
viel das Grundstück des appellirenden Thei-

kles durch das gravirliche Erkenneniß am
Werche verlieren würde; wenn sich dieses
aber nicht ausmitteln láäße, so gilt der
Werth des Grundstäckes des Appellanten
als Sereitsumme.

F. 62.
Bei Klagen und Widerklagen findet

eine Zusammenrechnung der Klags= und
Widerklagssumme nicht statt.

Wenn mehrere Klagen, welche einer--
lei Ursprung haben, auf eine nach cod. jud.
Cap. IV. 7. 9. erlaubte Weise in einer
Klagschrift vereiniget werden sind, so fin-
det auch zum Zwecke der Appellation die
Zusammenrechnung der Summen statt.

Im Concursprozesse wird nicht auf
die einzelnen Forderungen des Appellanten,
sondern auf den Gesammtbetrag derjenigen
seiner Forderungen gesehen, in Ansehung
deren die Liquidität oder riorität strei-
tig ist.

In den Fällen, wo im Namen meh-
rerer unter einer und derselben Verwaltung

stehenden Stifeungen in einer und dersel-
ben Berufungsschrift und aus gemeinschaft-
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lichen Gründen gegen ein Drioritätsurtheil
appellirt wird, ist auch fernerhin die Be-
schwerdesumme nicht nach den einzelnen For-
derungen für jede einzelne Stiftung, sondern
nach der Größe aller Forderungen der ge-
meinschaftlich appellirenden Seiftungen zu
berechnen.

9. 63.
Ohne Rucksicht auf eine Summe ist

die Berufung zulaßig, wenn der Streit
Rechte betrifft, welche eine bestimmte Scha-

Hung nicht zulassen, insbesondere bei Stan-
desklagen, bei Streitigkeiten über das Ehe-
recht, über die Vaterschaft oder Kindschaft,
über die véterliche Gewalt, über Ehren-
beleidigungen, in so ferne nicht wegen die-
ser blos auf Geldleistung geklagt ist, und
vorbehaltlich der Bestimmung des F. 54.
Nr. 9. in gegenwärtigem Abschnitte.

9. 64.
In Sachen, die sich nicht zum münd-

lichen Verhöre eignen, soll die Verkündung
durch schriftliche Zuferrigung des Urtheils
an die Partheien, oder deren Anwälte ge-

gen hinreichende Bescheinigung geschehen.
Die Berufungsfrist lduft vom Tage

der Einhändigung des Urtheils an.

Die Gerichte sind bei Vermeidung ei-
ner Ordnungsstrafe von 5—25 fl. verbun-

den, die Ausfertigung der Erkenntnisse läng=
stens binnen 8 Tagen von der Fassung des
erstrichterlichen oder voam Tage des Ein-
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laufs des oberrichterlichen Erkenntnisses an
zu bewerkstelligen.

Die Berufungsfeist wird:
.) gegen Erkennenisse in Erekutionsverfah-

ren, und

2.) gegen Erkenntnisse imbeschleunigeen Ver-
fahren im mündlichen Verhöre anf 14,

3.) gegen alle übrigen Erkenntnisse auf 30
Tage festgesetzt.

. 65.
Das Gericht muß bei denjenigen Ap-

pellationen, welche der Bestimmung des F.
51. zuwider ergriffen werden, den Appel-
lanten in einer motivirten Erneschliessung
abweisen, und nach Lage des Prozesses wei-
ter verfahren.

Berufungen, welche wider die Vor-
schriften der 9#. 54. 57. und 64. ergriffen,
und deshalb abgewiesen werden, sind, nebst
der Verurtheilung des Appellanten in die
Kosten mit einer Geldstrafe von 10 bis 50 fl.
zu ahnden.

. 66.
Ausser den in den Gesetzen und ins-

besondere in dem gegenwärtigen Gesetzes-
abschnitte VII. ausdrücklich benannten Fäl-
len tritt die aufschiebende Wirkung der
Appellation nicht ein: «

1.) bei Erkenntnissen, wobei es sich um
die richterliche Beseitigung einer be-
sitstdrenden Selbsthilse handele.

2.) Sie tritt unter der Voraussetzung, daß
6 ##
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von Seite des obsiegenden Theils Si-
cherheit geleistet wird, nicht ein, wenn
in einem blos das thatsächliche Ver-
hältniß betreffenden Streite das ergan-
gene Urtheil auf ein vom Richter als
rechtsgiltig anerkanntes Geständniß,
oder auf gerichtlichen, ohne Beizlehung
von Sachverständigen eingenommenen
Augenschein, oder auf unbestrittene
öffentliche oder anerkannte Privatur-
kunden oder auf einen zugeschobenen
oder zurückgeschobenen und abgeleiste-
ten Eid gegründet ist.

Der Richter erster Instanz erkennt
über die Art der Kautionsleistung, wenn
sie bestritten wird, ohne Appellation.

In allen Fällen, in welchen die Ge-
sebe ausdrücklich der Appellation den Su-
spenstveffect versagen, hat der vorige Rich-
ter ohne Rücksicht auf etwaige Appellation
sein Urtheil zu vollziehen.

9. 67.
Die Berufungs-Nebenverantwortung

(cod. jud. Cap. XV. J. 7. Nr. 7.) fin-
det nicht nur bei Berufungen gegen Erkennt-
nisse der Untergerichte, sondern auch bei
jenen gegen Erkennenisse der Appellations-
Gerichte als erste Instanz statt.
Diie Frist für die Einbringung dersel-
ben wird auf 14 beziehungsweise 30 Tage
G. 64.) festgesetzt.

Sie ist unerstreckbar.
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Bet protokollarisch verhandelten Sa-
chen kann die Rebenveranfwortung zu Pro-
tokoll ausgenommen werden.

g. 68.

Die Adhäsion (cod. jud. Cap. XV.
§. 9. Nr. 3 — 5) ist bei Verwirkung
des Rechtsnachtheiles des Ausschlusses be-
züglich auf die Berufungen zur zweiten,
wie auf jene zur dritten Instanz, binnen
14 beziehungsweise 30 Tagen unerstrecklicher
Frist vom Tage der Zustellung der Beruf-
ung an gerechnet, bei dem Gerichte erster
Instanz zu übergeben.

Sie ist, wie die Hauptberufung, durch
das Daseyn der gesetzlich erforderlichen Be-

schwerdesumme (#. 57.) bedingt.
Mit der formellen Unzulässigkeit der

Hauptberufung fällt die Adhäsion als wirk-
ungslos hinweg.

Sie verliert ihre Wirkung nicht, wenn
der Appellaut auf seine eingewendere Ap-
pellation verzichtet.

Die Bestimmung des 9. 67. Abs. 4.
fludet auch auf die Adhäsion Anwendung.

g. 69.
Die Succumbenzgelder beim konigl.

Oberappellationsgerichte (Verordnung vom
24. Mai 1809 im Regierungsblatte von
1809 S. 813.) sind von 9 bis 90 fl. an-

zusetzen. Sie sind eben so, wie alle Geld-
Strasen der Partheien und Anwäalte im
Prozeße, dem Densionsfonde für die Hin-
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terlassenen der Advekaten des Königsreichs
zuzuwenden. ·

Abschnitt VII.

Von der Erekution.

(Cod. jud. Cap. XVIII. Prozeßgeseh vom
22. Juli 1819 §. 29 — 33. —

Verordnung vom 26. August 1805 über
das Erekutionsverfahren gegen säumige

Schuldner in den fränkischen
Provinzen.

Großherzoglich würzburgische Verordnung
über das Erekutionsverfahren vom 5. März

1808.)

. 70.

Fristen und Nachlässe können von den
Gerichten nicht mehr von Amtswegen (cod.
jud. Cap. XVIII. 13. Nr. 3. und
Prozeßgeset vom 22. Juli 1819 F. 29.
Abs. 1. am Ende) bewilliget werden.

Was der mehrere Theil der Glubi=
ger dem Schuldner an gewissen Zahlungs-
fristen und Nachlässen bestimmt (cod. jd.
Cap. XVIII. §. 13. Nr. à.), muß sich der
mindere Theil von gleich oder weniger
befreiten Gläubigern nur dann gefallen las-
sen, wenn

1.) nach vorgängiger Vorlage eines ge-
nauen und glaubwürdigen status activi

et passivi, welchen der Gemeinschuld--
ner auf creditorisches Begehren mit
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dem Manifestationseide zu betheuern
hat, und nach sorgfältiger richterlicher
Untersuchung der Sache sich nicht nur
ergibt, daß der Schuldner entweder
nicht Alle auf einmal, oder Überhaupt
nicht Alles bezahlen kann, sondern
auch, daß er an seiner Unvermögenheit
nicht selbst Schuld trage, vielmehr
lediglich durch unversehene Zufälle
dahin gerathen sey.

2.) Die Fristen dürfen nur auf eine lei-
dentliche Art regulirt und nicht mit
der Creditoren allzu großem Schaden
über fünf und mehrere Jahre hinaus
verlangert werden.

Durch den gezwungenen Nachlaß
wird die Verbindlichkeit des Schuld-
ners, wenn er in der Folge zu besseren

Kräften kömmt, seinen Gläubigern
das Fehlende nachzuzahlen nicht auf-
gehoben, vielmehr soll der Richter

3.) bei Bestätigung eines Nachlaßvertra-
ges darauf sehen, ob auf Seite des
Schuldners kein Verdacht der Fluche,
oder daß er sein übriges Vermögen
den Ansprüchen der Gläubiger entzie-
hen werde, und vielmehr wahrschein-
liche Hoffnung vorhanden sey, daß
derselbe auf solche Weise ohne Ruin
seiner Gläubiger bei häuslichen Ehren
erhalten, und ihm mithin werkthátig
dadurch geholfen werde.
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Hinsichtlich der Moratorien bleibt es

EIIIII—
cod. jud.

S. 71.

Die Wollstreckungsmittel werden auf
folgende Weise bestimmt:

Hat der Gläubiger ein Faustpfand,
so muß er sich vor Allem an dieses
halten. Ausserdem hat er bei Ver-
lust seines Vorschlagsrechts in seinem
Gesuche um Erekution diejenigen Ge-
genstände vorzuschlagen, woraus er am
schnellsten befriedigt werden kann.
Der Schuldner ist berechtiget, in un-

erstrecklicher Frist von 14 Tagen von
der Zustellung des Zahlungsbefehles
an gerechnek, andere Exekurionsgegen:
stände vorzuschlagen, und alle gesetz-
lich statehafte Einreden (g. 31. Abs.
1. des Prozeß-Gesetzes v. 22. Juli

1819) vorzubringen.
Findet gütliche Vereinigung der Par-

theien nicht statt, so hat das Gericht
nach folgenden Regeln zu entscheiden:

a.) Renten und Früchte, — sie mögen
aus Dienstverhältnissen, aus ange-

legten Capitalten, aus Pachten, aus
dem Obereigenthume 2c. . fliessen. —

sollen vor dem Eigenthume, deß-
gleichen vor dinglichen Rechten zur
Vollstreckung gewáhlt werden;
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b. nicht nutzbbringendes Eigenthum vor
dem nutzbringenden;
bewegliches Eigenthum vor dem un-

beweglichen;
das Entbehrliche vor dem Unent-

behrlichen.
S. 72.

Bei dieser in Gemäßheit des §. 31.
Abs. 2. des Prozeß-Gesetzes v. 22. Juli

1819 innerhalb 3 Tagen zu erlassenden
Entscheidung hat das Gericht dafür zu
sorgen, daß der Gesuchsteller schleunigst,
oder doch in derjenigen Frist, welche er
zu gestatten sich erbietet, befriedigt werden
kann.

Der Widerspruch des Schuldners ist
nur dann zu berücksichtigen, wenn das ihm
minder ldstige mit seinem häuslichen Be-
stehen am leichtesten vereinbarliche Ere-
kutionsmittel auf gleich sichere und schnelle
Weise, als das von dem Gläubiger in

Antrag gebrachte, zum Ziele führt. In
sedem Falle des Zweifels hat das Gericht
auf dasjenige zu erkennen, was dem Gläu-
biger das Vortheilhafteste ist.

9. 73.
Besoldungen, Gagen, Pensionen und

Quieszenzgehalte der unmittelbaren und
mittelbaren Staatsbeamten, Militärperso-
nen, öffentlichen Diener und Geistlichen, sie
mögen aus Staats-, Stiftungs-, Gemeinde:
oder was immer für andern Kassen flief-

c.)

d.)
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sen, können, wenn sie nicht über fünf-
hundert Gulden betragen, nur bis zu einem
Fünftheile,— wenn sie nicht über tau-

send Gulden betragen, nur bis zu einem
Viertheile, — bei noch höherem Betrage
nur bis zu einem Drittheile, — Voll-

streckungsmittel seyn, und das hier festge-
sette Maaß darf niemals, selbst nicht mit
Einwilligung des Schuldners, überschritten
werden.

Die gegenwärtige Bestimmung gile
auch für den Untermainkreis.

. 4.
Wenn der Schuldner ausgepfändet,

oder wenn ihm eine bewegliche Sache ab-
genommen, oder eine solche zur Sicher-
heitsbestellung von ihm erholt werden soll.
(cod. jud. Cap. XVIII. 9. 3. No. 3.— F.
7. Ro. 1. und 4.) so ist ein Diener des
Gerichts mit einem schriftlichen Auspfän=
dungsbefehle versehen, abzuordnen, welcher
zu jeder solchen Handlung zwei volljährige,
in derselben Gemeinde mit dem Schuldner
wohnende, bei den kleineren Stadt= oder
Marktsgemeinden von dem Bürgermeister
oder Ortsvorsteher, bei Stadegemeinden er-
ster und zweiter Klasse aber von dem Di-
strikrsvorsteher zu benennende Zeugen beizu-
ziehen hat. Der Gerichtediener ist berech-
tiget, die Thüren, wenn ihm solche nicht
geöffnet werden, nach vorheriger Herbeiru-
fang des Gemeinde-Vorstehers, oder —in

größeren Städten —eines Polizeibeamten
öffnen zu lassen, und hienach in Gegenwart
der Zeugen seinen Auftrag zu vollziehen.

g. 75.
Das Hinweggenommene muß von dem

Gerichtsdiener verzeichnet, und dieses Ver-
zeichniß von dem Schuldner, den Zeugen
und den beigerufenen obrigkeitlichen Perso=
nen unterzeichnet werden. Verweigert der

Schuldner die Unterschrift oder die Unter=
zeichnung, so ist dieses zu bemerken, und
die Bemerkung von den Zeugen zu unter-

schreiben oder zu unterzeichnen.
S. 76.

Gegenstände, welche ohne Nachtheil
hinweg gebracht werden können, sind in si-
chere Verwahr zu bringen; wenn aber je-
nes nicht thunlich ist, oder diese mangele,
in ihren Behältni ssen (Wein in Fässern
Weißzeug u. dergl. in Truhen und Schran-
ken) mit dem Siegel des Gerichtsdieners
und der Zeugen zu versiegeln.

9. 77.

Die in Beschlag genommenen Gegen-
stände sollen dem Betrage der Schuld nebst
Kosten, soviel möglich, gleich seyn, daher,
wenn es nicht Gegenstände sind, welche
einen Marktpreis haben, oder deren Werth
Jedermann bekannt ist, dem mit der Aus-
pfändung Beauftragten ein Schätzer beige-
geben werden, welcher durch Uebereinkunfe
der Betheiligten, ausserdem aber von dem



87

Gerichte zu benennen ist. Gold und Sil-
ber sind nach ihrem Bruchwerthe und Ge-
wichte zu berechnen.

. 78.

Die ausgepfändeten Gegenstände find
der öffentlichen Versteigerung auszusetzen,
und zwar:
a.) Vieh, Naturalien, gemeine, zu Jeder-

manns Gebrauche dienende Geräthe
u. d. gl. innerhalb 10 — 14 Tagen;

b.) seltenere Geräthe, edlere Weine, Ge-
genstände von Gold und Silber und
d. gl. iunerhalb 14 Tagen bis zu 4
Wochen;

IP.) Kunstsachen, Edelsteine, Pferde von
edler Art u. d. gl. innerhalb 6—12
Wochen, — nach der Auspfándung.

9. 79.
Der Schuldner kann verlangen, daß

die Versteigerung in einer andern Gemein-
de gehalten werde, wo etwa mehr Kaufs-
lustige zu erwarten sind, als in derjenigen
seines Wohnorts.

Er muß aber die zu versteigernden Ge-
genstände auf seine Kosten dahin bringen
lassen.

Gleiches Recht und gleiche Verbind-
lichkeit hat der Gläubiger, wenn er bei
etwaigem minderem Erlöse Verlust an sei-
ner Forderung zu befürchten haben sollte.
Im Falle des Zweifels hat das Gericht zu
entscheiden.

5. 80.

Die Versteigerung soll zum Voraus
bekannt gemacht werden:
a.) im Falle a. des §. 78. wenigstens 6

Tage vor der Versteigerung in der
Gemeinde, in welcher solche gehalten
wird, und in drei benachbarten, und

zwar unter mehreren gleich nahen in
den drei größten; —

b.) im Falle b. des g. 78 wenigstens 10
Tage vorher im ganzen Gerichrsbezirke;

.) im Falle c. des F. 78 wenigstens 4
Wochen vorher im ganzen Kreise, und
überdieß in 2 öffentlichen Blättern,
wovon jede Parthei eines zu benennen
hat.

F. 81.

Die Bekanntmachung geschieht in den
Gemeinden durch Anschlag, im Gerichts-
bezirke durch Anschlag in allen Gemeinden
desselben und an dem Gerichtssitze, in gan-

zen Kreisen überdieß auch durch das Intel-
ligenzblatt.

&amp; 2.
In der Zwischenzeit von der Auspfän-

dung bis zur Versteigerung steht es dem
Schuldner in jedem Augenblicke frei, die
ausgepfändeten Gegenstände durch Leistung
der JZahlung auszulösen, oder Sicherheic zu
bestellen, in so weit diese von dem Gläu-
biger, oder, wo mehrere Gläubiger sind,
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von deren Gesammtheit als genugend ange-
nommen werden will.

g. 83.
An Sonn- und christlichen Feiertagen darf

keine Versteigerung vorgenommen werden.
. 84.

Die Versteigerung ist, wenn sie in
Orten, wo sich der Gerichtssitz befinder,
oder in größeren Städten geschieht, oder
wenn die Forderung über hundert Gulden
betrdgt, von dem Gerichte selbst ausser-
dem aber von dem Gemeindevorsteher vor-

zunehmen; die Partheien sind jedoch berech-
tiget, die Abhaltung der Versteigerung
irgend einem Dritten mittelst Uebereinkunft
zu Übetragen.

+Fö. 85.

Bel Gegenständen, welche ihrer Ge-
ringfügigkeit wegen nicht geschätzt sind, er-
folgt der Zuschlag an den Meistbietenden
unbedingk, — bei Gegenständen aber, welche
geschátzt sind, oder einen Marktpreis haben,
nur dann, wenn das Meistgebot mindestens
drei Viertheile des Schätungswerthes oder
des Marktpreises erreicht.

Ausserdem, oder wenn gar kein Bie-
tender erscheint, wird eine zweite Versteiger-
ung anberaumt, und bei dieser werden die
ausgepfändeten Gegenstände dem Bietenden
unbedinge, oder wenn auch hier ein solcher
nicht erscheint, dem Gläubiger um die Taxe,
so weit es erforderlich ist, zugeschlagen.
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Gold und Silber dürfen niemals unter
dem Bruchwerthe zugeschlagen werden.

g. 86.

Ist die zur Zahlung erforderliche Summe
erreicht, so darf kein Gegenstand weiter ver-
steigert werden. Ohne baare Zahlung darf
der mit der Versteigerung Beauftragte, bei
eigener Haftung, nichts abgeben.

Binnen drei Tagen nach der Beendig-
ung der Versteigerung hat das Gericht die
Auszahlung des Erlöses, nach vorher be-
richtigten Kosten, an den Gläubiger, und
des allenfallsigen Ueberschusses an den Schuld-
ner, zu bewirken.

n 9. 87.

Ist ein unbewegliches Vermogen der
Gegenstand der Hilfsvollstreckung, so ist der
Werth dadurch zu bestimmen, daß aus den
Rechnungen wenigstens der letzten funf Jah-
re, aus den allenfalls vorhandenen Grund-
büchern, den Forst-, Stift= und Gefäll-Re-
gistern, und aus andern dienlichen Behelfen
von dem aufgestellten Verwalter oder einem

andern Rechnungsverständigen, unter Leitung
des competenten Gerichtes, Guts= und Er-
trags-Anschläge gefertiget werden. Wenn der-
lei Behelfe nicht vorhanden sind, oder die
Betheiligten sich mie diesen Behelfen nicht
zufrieden stellen, so haben drei Sachver-
ständige, wovon einen der Schuldner, den
andern der Glubiger und den dritten das

Gericht zu benennen har, den Werth nach
7
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dem zur Zeit der Schatzung lausenden
Preise der Guter und Gerechtigkeiten zu
bestimmen.

Der Glaubiger und der Schuldner
sind berechtiget, bei der Aufnahme der
Schatzung personlich gegenwartig zu seyn;
sie können gegen die Werthserhebung ent-
weder sogleich am Schatzungstermine, oder
hochstens in 8 Tagen nachher Erinnerun-
gen machen, doch darf hiedurch das wei-
tere Verfahren niemals aufgehalten werden,
noch gegen den hierüber gefaßten richter-
lichen Beschluß ein Rechtemittel stattfinden.

g. 88.

Die Bestimmungen der Gerichtsord-
nung Cap. XVIII. #. 7. No. 3., dann

des Prozeß-Gesetzes vom 22. Juli 1819
. 32., die dem Schuldner zu bewilligende
Frist zum Selbstoerkaufe ansehnlicher Gü-
ter, Gutskörper rc. 2c. betr. und die Stelle
im 1. Absatze des 9. 31. des nämlichen
Gesetzes, so weit dort von diesem Selbst-
verkaufe die Rede ist, finden keine Anwen-
dung mehr.

 89.

Eine stille Gant (Gerichtsordnung Cep.
XVIII. 9. 7. No. 9.) hat nicht mehr
state.

. 0.

Die Versteigerung unbeweglicher Gu-
ter muß:
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a.) wenn es sich von einzelnen Grund-
stucken handelt, wenigstens drei Wo-

chen vorher in der Gemeinde, wo sie
liegen, und in drei, oder nach den
Anträgen der Betheiligten auch in
mehreren benachbarten Gemeinden (F.
80. a.), "

b.) bei größeren Gütern und ganzen An-
wesen, so ferne sie den Werth von
1000 fl. nicht übersteigen, wenigstens
sechs Wochen vorher im ganzen Ge-
richtsbezirke, und nach den Anträgen
der Betheiligten in den angrenzenden
Gerichtsbezirken (F. 80. b.),

.) bei sehr ansehnlichen Gütern, Guts-
körpern, Fabriken 2c., wenigstens zwei
Monate vorher im Kreise (F. 80. c.)
bekannt gemacht werden.

Den Hypothek= und den übrigen ak-
teumässig bekannten Gläubigern ist die Ver-
steigerung besonders bekannt zu machen.

9. 91.

Die offentliche Bekanntmachung muß
enthalten eine kurze Beschreibung des Gu-
tes nach seinen Bestandtheilen, Rechten,
und daraufliegenden Lasten, dann nach sei-
ner Benubungsfähigkeir; serner den Schätz
ungswerth, oder den ausgemittelten Ertrag,
und die Kanfsbedingungen, welche für die
Kaufslustigen von besonderem Interesse sind,
oder seyn können.
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Die genauere Beschreibung des Gu-
tes, das Schätzungs-Protokoll, der Ertrags-
Durschnitt, die Guts= und Renten-Rech-
nungen, die vorhandenen amtlichen Noti-
zen über etwa anhängige Rechtsstreite u.

s. w., sind in der Zwischenzeit von dem

offentlichen Ausschreiben bis zum Verstei—
gerungstage den Kaufslustigen bei dem
Gerichte zur Einsicht offen liegen zu lassen.

K. 92.
Ist das zu versteigernde Gut verhy-

pothezirk, so wird nach dem Hypotheken-
gesehe §. 64. verfahren; vorbehaltlich der
Bestimmungen der ##. 98 — 101 des

gegenwärtigen Gesebes.
Bei der erekutiven Beitreibung von

Zinsen aus Hypothekkapitalien, welche
nicht über zwei Jahre alt sind, wird durch-
gängig nach F. 52. des Hypothekengesetzes
verfahren.

Es hat demnach dort keine Einrede
statt, welche nicht auf der Stelle durch
Urkunden bewiesen werden kann, eben so
wenig kann die Hilfsvollstreckung durch ein
Rechtsmittel aufgehalten werden.

9. 93.

Werden Lehen- oder Fideicommißgu-
ter als Gegenstände der Hilfsvollstreck-

ung benannt, oder ist die Rede von Le-
hens= oder Fideicommißschulden, oder han-
delt es sich um die Eintreibung von Ewig-

geldern oder Gilten, so richtet sich das
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Verfahren nach den einschlagenden beson-
deren Bestimmungen der Gesetze über Le-
hen oder Fideicommisse, oder der Ewig-
geldordnung.

S. 94.
Die Versteigerung soll, so ferne nicht

besondere Verhältnisse, oder die als gegrün-
det befundenen Anträge der Betheiligten
eine Ausnahme bewirken, in derienigen Ge-
meinde, wo das Gut gelegen ist, und zwar

durch eine Richterperson, und einen Aktuar,
vorgenommen werden.

g. 95.
Es findet, vorbehaltlich der Bestim-

mung des §. 98., nur eine einzige Verstei-
gerungs-Tagsfahrt statt.

ö. 96.
Tag und Sctunde des Anfangs der

Versteigerung muß genau eingehalten wer-
den.

Dem Gerichte unbekannte Personen,
und solche, gegen deren Zahlungsfähigkeit
Zweifel obwalten, sind zur Steigerung nicht
zuzulassen, wenn sie nicht bei der Tagsfahrt
ihre Zahlungsfähigkeit nachweisen.

Bei keiner vom Gerichte angeordneten
Versteigerung darf der Schuldner mitstei-
gern, ebensowenig der mit der Verst eige-
rung Beauftragte, oder der Protokollführer;
leztere bei Vermeidung einer Strafe von
fünf bis fünfzig Gulden, und — nach Umstän-
den — einer Disziplinarstrafe mit ihren

Folgen.
77
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g. 97.
Wird kein Gebot mehr gelegt, so sol-

len die Anwesenden noch dreimal, jedesmal
nach einem Zwischenraume von nicht weniger
als zwei Minuten, befragt werden, ob Nie-
mand mehr ein höheres Gebor zu legen
gemeint sey.

Erfolgt auch auf die dritte Anfforde-
rung kein höheres Gebot, so soll der Zu-
schlag geschehen, und die Tagfahrt been-
diget werden.

9. 98.
Erfolgt gar kein Gebot, oder wird

nicht wenigstens der Schätzungswerth geboten,
so ist sowohl der Schuldner, als der mit
einem Verluste bedrohre Gläubiger berech-
tiget, zu verlangen, daß das Gut nicht zu-
geschlagen, sondern eine zweite Versteigerung
längstens vier Wochen hinaus nach der er-
sten vorgenommen werde.

g. 99.
Bei der zweiten Versteigerung erfolgt

der Zuschlag ohne Rücksicht auf den Schäß=
ungswerth, — was schon vorher in der

Ankündigung der Versteigerung ausdrück-
lich bekannt zu machen ist.

F. 100.
Erfolgt am zweiten Versteigerungstage

gar kein Angebot, so wird das Gut dem
Gläubiger um die Tare zugeschlagen, so
sferne er es übernehmen will. — Mill er

dieses nicht, so steht es ihm frey, auf Ver-
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pachtung des Gutes, oder auf Immisstion
in dasselbe, oder auf Sequestration, oder
auf neuerliche Feillietung, jedoch auf seine
Kosten, den Antrag zu stellen.

F. 101.

Sind in einem solchen Falle (C. 100
Abs. 1.) mehrere Gläubiger betheiliget,
und es kommt eine gütliche Vereinigung
rücksichtlich der Uebernahme des Gutes,
oder dessen Verpachtung, oder der Immis-
sion in dasselbe, oder der Fortsetzung der
Versteigerung, nicht zu Stande, so ist, so
ferne ein anderes Mittel zur Befriedigung
sämmtlicher Forderungen niche vorhanden ist,
dem Ablsösungsrechte (us delendi) state
zu geben.

. 102.

Der Zuschlag an den Meistbietenden
hat sogleich zu geschehen.

Die Gerichte sind verbunden, demsel-
ben binnen längstens 14 Tagen bei Ver-
meidung einer Ordnungsstrafe von 10 bis
50 fl. das förmliche Zuschlagsdekret zustel-
len zu lassen.

F. 103.
Weder das Einstandsrecht der Adeli-

gen (cod. jud. cap. XVIII. 9. 7. Nro. 9.
Abs. 2.), noch das Wiedereinlösungsreche
des Schuldners nach erfolgtem Zuschlage
des Gutes (ebendort Nro. 10 Abs. 2.)
findet in Zukunft mehr statt.
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9. 104.
Jeder Glaubiger ist berechtiget, Ver-

steigerung auf baare Bezahlung zu verlangen.
Frist zur Zahlung des Kaufschillings

oder Eintheilung der Zahlung in mehrere
Fristen zu gestatten, hängt blos von dem
Willen des Gläubigers, oder, im Falle
mehrere Gläubiger vorhanden sind, von ihrer
einstimmigen Willenserklärung ab.

F. 105. «

Erfolgt die Zahlung des Kaufschillings
nicht innerhalb der in den Steigerungsbe-
dingnissen festgesetzten Frist, oder, wenn keine
bedungen ist, längstens in 14 Tagen, vom
Tage der Eröffnung des Zuschlagsdekretes
an, oder in der (F. 104. Abs. 2.) bewil-
ligten weiteren Frist, so muß auf Anrufen
des oder der Gläubiger eine weitere Ver-

steigerungs,Tagsfahrt abgehalten werden.
Der erste Steigerer hat die Kosten zu

tragen, und für den Mindererlös zu haften.
F. 106.

Der in den Kaufsbedingnissen festge-
setzte Zahlungstag, oder ausserdem längstens
der vierzehnte Tag, vom Tage der Eröff-
nungdesZuschlagsdekretes an (F. 105.), ist
auch der Tag, an welchem der Schuldner
das Gut bei Vermeidung der Ermission
zu rdumen hat.

Die Räumung des Gutes kann durch
kein Rechtsmittel aufgehalten werden.

K 107.
Bei jeder Versteigerung unbeweglicher

Gäter kann der Schuldner bis zur wirk-
lichen Versteigerung, und auch nachher bis
zu erfolgtem Zuschlage durch vollständige
Befriedigung des Gläubigers, oder der Gläu-
biger, und Ersatz aller Kosten, den öffentli-
chen Verkauf oder den Zuschlag abwenden,
oder, der öffentlichen Feilbietung ungeach-
tet, selbst einen Käufer beibringen, so ferne
nur dieser den, oder die Gläubiger, sogleich
baar bezahlt, oder mit derselben allseiti-
ger Einwilligung vollständig zu befriedigen
übernimme.

g. 108.
Gegen alle richterlichen Erkenntnisse

und Beschlusse im Exekutionsverfahren muß
die Berufung, oder Beschwerde, in so
ferne sie zulassig ist, innerhalb der Noth-
frist von 14 Tagen (Absch. VI. J. 64.)
bei dem Gerichte erster Instanz angebracht
werden.

Gegen zwei gleichförmige Erkennenisse
findet Berufung zur dritten Instanz nicht
statt. (Absch. VI. &amp;. 54. No. 8.)

Aufschiebende Wirkung hat die Be-
rufung oder Beschwerde nur hinslchtlich
der Feilbietung der Erekutionsohsecte.

Abschnitt VIII.
Vom Concurs-Verfahren.

(Cod. jud. Cap. XIX. F. 4. Nro. 5. und
§. 10. No. 4.; dann §. 11. und g. 36.
des Prozeß-Gesetzes vom 22. Juli 1819.)

F. 109.
Die in der Gerichtsordnung cap. IT.
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K. 7. Nro. 2 — 5 angeordneten, durch das

Prozeßgesetz vom 22ten Juli 1819. J. 11.,
aufgehobenen Responsionen auf die Be-
weisartikel finden auch im Concursprozesse —

cod. jud. cap. XIX. 9. 10. Nro. 4. nicht
statt.

6. 110.

Die in der Gerichrsordnung cop. XIX.
 4. Nro. 5. für die Anmeldung der Be-
rufung gegen das Cencurserkenntniß auf
vierzehn Tage bestimmte Nothfrist wird hie-
mit auf acht Tage festgesezt.

F. 111.
Niche nur gegen das Concurserkennt-

niß des Untergerichtes, sondern auch gegen
das dasselbe bestätigende Erkenntniß zwei-
ter Instanz, muß von dem Schuldner,
wenn er sich dabei nicht beruhigt, die Be-

rufung binnen acht Tagen G. 110.) ange-
meldet werden.

« . 112.

Auch im Concursprozesse findet, —

das Daseyn der gesetzlichen Erforderniße
(cod. jud. Cap. XIII. 9. 3. Nro. 5.)
vorausgesetzt, — der Reinigungseid statt.

Derselbe ist, wie der Entscheidungseid (Cap.
XIX. F. 12. Nro. 1.) von dem Schuldner

abzuschwören.
" . 113.

Die im F9. 36. des Prozeß=Gesetzes
vom 22. July 1819 zur Beibringung oder

Verbesserung der Legitimation festgesetzte
präclusive Frist von 30 Dagen ist unerstrecklich.
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9. 114.
Die Bestimmungen des gegenwärtigen

Gesetzes — Abschnitt VII. über die Ere-
kution — finden, in so weit nicht in der

Gerichts-Ordnung cap. XIX., und in dem
Prozeß= Gesetze vom 22. July 1819 Ab-
schnitt X., etwas besonderes hierüber ver-
fügt ist, auch im Concursverfahren An-
wendung, jedoch mit Ausnahme des F. 108,
welcher auf das Erkenntniß, wodurch der
Coneurs verhängt wird, und auf das Priori=
täts= Erkenntniß nicht anwendbar ist.

Allgemeine Verfügung.

9. 115.
In allen durch das gegenwartige Ge-

setz nicht abgeanderten, oder modifizirten,
oder erlauterten Punkten hat es bei der

Gerichtsordnung und den ubrigen bestehen-
den Gesetzen bis zu deren allgemeinen Re-
vision sein Verbleiben.

. 116.
Das gegenwirtige Gesetz soll im Ge-

setzblatt bekannt gemacht, und vom ersten Ju-
ni 1838 an in Anwendung gebrache werden.

Klagen, welche vor diesem Tage schon
eingereicht, oder zu Protokoll genommen
oder angemeldet sind, sollen, so ferne nicht
von dem Gerichte eine Aenderung oder
Verbesserung derselben angeordnet wird,
bis zum Schlusse des ersten Verfahrens
nach den bisherigen Gesetzen verhandele
werden.
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Das Beweisverfahren richtet sich,
wenn der Beweis vor benanntem Tage be-
reits angetreten ist, nach den bisherigen,
ausserdem nach dem gegenwartigen Gesetze.
Die Bestimmungen des gegenwartigen Ge-
setzes uber die Appellation treten nur in
Ansehung derjenigen Sachen in Anwendung,
in welchen an dem benannten Tage hinsicht-
lich der zweiten Instanz das erstrichterliche,
und hinsichtlich der dritten Instanz das
zweitrichterliche Erkenntniß noch nicht ver-
kundiget ist.
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In allen Exekutionen, welche erst an
dem genannten Tage (1. Juni 1838) nach-
gesucht werden, findet das gegenwartige
Prozeß-Gesetz Anwendung.

Gegenwartiges Gesetz soll im Gesetz-
Blatte zur offentlichen Kenntniß gebracht
werden.

Unser Staatsministerium der Justiz
ist mit dem Vollzuge desselben beauftragt.

Gegeben München am 17. November 1837.

Lud wig.

Furst v. Wrede. Frhr. v. Gise. Frhr. v. Schrenk. v. Wirschinger.

Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach koniglich allerhochstem Befehl
Geheimer Rath v. Kreutzer.
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Beilage I. zu §. 6.

Must er.

Gegenwirtig. Geschehen
Johann Maier, Bauer zu.. ## mueldet eine Klage wider Peter

Schmid, Bauer zu. . . in Betreff eines dem letztern am 25. Rovember

1835 gemachten Darlehens von 40 fl. an.

Beschlusß.
Termin zum Versuche der Güte, oder zur Verhandlung im mündlichen Ver-

höre Montag den 4. Juli Morgens 9 Uhr.
Vorladung der Partheien (bey Vermeidung der Verurthellung in die Kosten).

Unterschrift des Klägers
Gericht
 NJichter

Aktuar.

Beilage II. zu g. 6.

Form ular.
Johann Maier, Bauer zu. --hhaaot wider Peter Schmid, Bauer

u ieeine Klage wegen eines demselben am 25. November 1835
gemachten Darlehens von 40 fl. angemeldet.

Termin zum Versuche der Güte oder zur Verhandlung im mündlichen Ver-
höre wird auf Montag den 4. Juli Morgens 9 Uhr anberaumt, und Beklagter,
falls er sich im mündlichen-Verhöre einzulassen gedenkt, (F. 3. der Prozeß-Novelle
vom 17. November 1837) hiezu (bei Vermeidung der Verurtheilung in die Kosten)
vorgeladen, entweder in Person oder durch einen Anwalrt zu erscheinen.

Datum
Gericht

Richter
Akruar.
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Gesettzblatt
fur das

Konigreich Bayern.
Wr. J.

München den 27. November 1837.

Inhaklt.
Geseh über dlie Verbütung ungleloförmiger Erkenntulsse bel dem obersten Gerlchtshofe In bürgerlichen

Rechtsstreltigkelten — (II. Bellage zum Abschled für die Stände= Versammtung.)

Gesetz
über die Verhütung ungleichfkremiger Er-
kenmtnisse bei dem obersten Gerichtshofe in

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalzgraf bey Rhein, Herzog von
Bayern, Franken und in Schwaben 2c. 2c.

Wir haben im Interesse der Rechts-
sicherheit und zur möglichen Bewahrung
der Rechts-Einheit in Beziehung auf zwei-
felhafte Rechtsfragen in bürgerlichen Rechts-

streitigkeiren nach Vernehmung Unseres
Staatsraths, und mit Beirath und Zu-
stimmung Un serer bieben und Getreuen
der Stände des Reiches beschlossen und ver-

ordnen, wie folgt:

Art. 1.

Wenn in cinem Senate des Oberap-

pellationsgerichts eine Streitsache vorkömmt,
bei welchem durch Stimmeneinheit oder
Mehrheit anerkannt wird, daß die Abur-
theilung ganz von einer Rechtsfrage ab-
hänge, worüber dasselbe in völlig gleichge-
arteten Fällen schon zwei-oder mehrmal auf

8
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ungleichformige Weise entschieden hat, so
sell das Erkenntniß des Senats in dieser
Streitsache ausgesetzt, und die Rechtsfrage
in einer Plenar-Versammlungdesobersten
Gerichtshoses mit genauer Anführung der
allseitigen thatsächlichen Umstände zum Vor-
trage gebracht, berathen und entschieden
werden. —

Art. II.
Dasselbe soll geschehen, wenn uber

eine Rechtsfrage eine Entscheidung oder
mehrere gleichformige Erkenntnisse des Ober-
appellationsgetichtsvorliegen,undbeiEr-
orterung eines gegebenen, vollig gleichge-
arteten Falles der zur Aburtheilung beru-
fene Senat sich einhellig, oder in seiner
Mehrheit fur eine jenen Entscheidungen wi-
dersprechende oder wesentlich davon ab-
weichende Rechtsansicht erklart. —

Art. III.

Ein solcher Plenar-Beschluß dient
nicht nur fur den veranlassenden Fall, wel-
chersofortvon dem betreffenden Senate
abzuurtheilen ist,—zurEntscheidungsnorm,

sondern er nimmt auch für künftige völlig
gleichartige Fälle die Natur eines Prcju-
dizes im Sinne des bayerischen Landrech-
tes Theil I. Cap. II. cJ. 14. Nr. 3 an,

insolange nicht eine authentische Auslegung
unter Mitwirkung der Stände-Versammt
lung zu Stande gebracht werden wird.

Art IV.

Zur Fassung eines solchen Plenar-Be-
schlusses ist die Anwesenheit von wenigstens
zwei Drittheilen der sämmrlichen Colle-
gial-Mitglieder des obersten Gerichtshofes
erforderlich.

Jeder Plenar-Beschluß über solche
Rechtsfragen ist mit Beifügung der juristt-
schen Motive des Beschlusses, jedoch ohne
Bencnnung der veranlassenden Stereitsache
durch das Regierungsblatt öffentlich bekanne
zu machen. —

Gegenwärtiges Gesetz soll im Geseß-
blatte zur öffentlichen Kenntniß gebracht
werden. —

Unser Staatsministerium der Justiz
ist mit dem Vollzuge desselben beauftragt.

Gegeben München am 17. November 1837.

Ludwig.
Fürstv.Wrede.Frhr.v.Gise.Frhr.v.Sehrenk.v.Wirschinger.

Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.
Nach Königlich Allerböchstem Befehl

Geheimer Rath von Kreuzer.



Gesetz
110

blatt
fur das

K nigreich Bayern.

Wr. 4.

München, den 27. November 1837.

Inhalt:
Geses dle Zwana#abtretung von Grund-Elgenthum für ösfentilche Zwecke betr. — (III. Bellage zum

Abschied für die Ständeversammiung.)

Geset,
die Zwangsabtretung von Grund-Eigenthum für

öffentliche Zwecke betr.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern

Pfalzgraf bey Rbein.
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Unseres
Sctaatsrathes mit Beirath und Zustimmung
Unserer Lieben und Getreuen der Stände

des Reiches in Abänderung des vierten Ab-
satzes des §. 8. im Tit. IV. der Verfaf-
sungs-Urkunde und mit Beobachtung der
in dem Tit. X. 9. 7. derselben Urkunde

vorgeschriebenen Formen beschlossen, und
verordnen, was folgt:

I. Titel.
Allgemeine Bestimmungen.

Arc. J.

Eigenthümer können angehalten wer-
den, unbewegliches Eigenthum für öffent-
liche, nothwendige und gemeinnützige Zwecke

8 i
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abzutreten, oder mit einer Dienstbarkeit be-
schweren zu lassen, letzteres jedoch nur in
so ferne, als der Eigenthumer nicht vor-
zieht, auf Abtretung des zum Zwecke der
Dienstbarkeit in Anspruch genommenen Thei-
les seines Grundeigenthumes zu bestehen.
Diese Abtretung kann ubrigens nur ein-
treten

A. zu folgenden Unternehmungen:
1.) Erbauung von Festungen oder sonsti-

gen Vorkehrungen zu Landes-Denfen-
sions- und Fortifikations-Zwecken, ins-
besondere auch Militar-Etablissements;

2.) Erbauung oder Erweiterung von Kir-
chen, öffentlichen Schulháusern, Spi-
tälern, Kranken= und Irrenhäusern:

3.) Herstellung neuer oder Erwelterung
schon bestehender Gottes-Aecker;

4.) Regelung des Laufes und Schiffbar,
machung von Strömen und Flüssen;

5.) Anlegung neuer und Erweiterung,
Abkürzung oder Ebenung schon beste-
hender Staats: Kreis= und Bezirks-
Strassen;

6.) Herstellungöffentlicher Wasserleitungen;
7.) Austrocknung schädlicher Sümpfe in

der Nähe von Ortschaften;

8.) Beschühung einer Gegend vor Ueber-
schwemmungen;

9.) Erbauung von öffentlichen Kanälen,
Schleußen und Brücken;
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10.) Erbauung offentlicher Hafen oder Ver-
großerung schon vorhandener;

11.) Errichtung von Eisenbahnen zur Be-
förderung des innern oder dussern Han-
dels und Verkehrs;

12.) Aufstellung von Telegraphen zum Dien-
ste des Staates;

13.) Vorkehrung zu wesentlich norhwendi-
gen, sanitäts= oder sicherheitspolizeili-
chen Zwecken, insbesondere

14.) Schirmung der Kunstschätze und wis-
senschaftlichen Sammlungen des Staa-
tes vor Feuers= oder anderer Gefahr;

allein auch in allen diesen Fällen immer nur:

#a.) nach vorgängiger rechtekräftiger admi-
nistrativ-richterlicher Entscheidung der
betreffenden Kreis-Regierung Kam-
mer des Jnnern, in erster, und des ver-

sammelten Staats Rathes — im Falle

der Berufung, in zweiter und letzeer
Instanz, wenn von den betheilig-

gten Eigenthümern oder einem der-

selben bestritten wird, entweder, daß
das Unternehmen zu den unter Ziff.

1 — 14 aufgeführten gehbre, und

vomgemeinen Nutzen erfordert werde,
oder daß die Abtretung oder Bela-

stungdes angesprochenen Eigenthumes
zur zweckmäßigsten Verwirklichung
desselben nothwendig sey, und

b.) gegen vorgängige volle Entschädig=
ung;
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B. in Fallen offentlichen Nothstandes,
namlich bei Feuers- und Wassergefahr, Erd-
beben und Erdfällen, sowie in Kriegs= und
anderer dringender Noth, ohne vorgängi-
ges förmliches Verfahren und ohne Auf-
halt, jedoch gegen nachträgliche volle Ent-
schadigung.

Die Lehens-Fideicommiß= oder Stamm-
guts-Eigenschaft steht der Zwungs-Abere-
tung nicht entgegen.

Art. II.

InBeziehung auf unkörperliche Rechte
findet eine Zwangs-Entäusserung nur in
soferne statt, als diese Rechte dem für das
Unternehmen zu verwendenden Grund-Ei-
genthume ankleben, und es muß in solchem
Falle der Entwehrungs Berchrigte
1) nutzbare Rechte auf anderen unbeweg-

lichen Sachen, welche aktiv mit dem
Entwehrungs-Gegenstande verbunden
sind, auf Verlangen des Elgenthü-
mers gegen volle Entschäbigung des

letzteren übernehmen;
2.) nutzbare Rechte, welche passiv auf

dem Entwehrungs-Gegenstande ruhen,
durch volle Entschädigung ihrer Be-
sitzer ablösen, wenn diese darauf drin-
gen, oder die Ausübung sener Rechte
mit der neuen Bestimmung des Ge,

genstandes nicht mehr vereinbarlich ist.

Art. III. 6

Bei Gegenständen, deren Theilung
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nachtheilig auf die Benüßbarkeit des Ge-
sammt-Gegenstandes zurückwirkt, kann nicht
wider Willen des Eigenthümers auf theil-
weise Abtretung erkannt werden.—Insbe-
sondere darf die Theilung eines Gebäude-
Complexes, oder die Trennung der zu dem
Umfange desselben gehsrigen Gárten und
Hofsaithen oder eines Theiles derselben von
dem Gesammt-Complexe nur mit Einwil-

ligung ded Eigenthümers stattfinden.
Art. IV.

Die Entwehrung kann unter den Vor-
aussetzungen des Art. I. in Anspruch genom-
men werden:

1.) von öffentlichen Stellen und Behörden,
2) von Gemeinden und von denjenigen

Gesellschaften und Privaten, denen von
der Regierung unter Bedingungen,
welche die Erreichung des Zweckes und
seiner Gemeinnützigkeit sichern, die
Ausführung einzelner im Art. I. auf-
gezählten Unternehmungen eingeräumt
wird.

I1I. Titel.
Von der Entschädigung und dem

Maaßstabe derselben.
Art. V.

Die Entschdbigung für jede zwangs-
weise Abtretung von Grundeigenthum muß
enthalten:

1.) den gemeinen Werth des abzutretenden
Gegenstandes;
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2.) Vergutung fur die dem Eigenthumer
durch die Aberetung zugehenden son-
stigen Nacheheile, namentlich:

a.) Ersaß des Mehrwerthes, den der
abzutretende Gegenstand durch seinen
Zusammenhang mit anderen Eigen-
thums-Theilen, oder durch seine
bisherige Benützungsweise für den
Eigenthümer behauptet;

b.) Ersatz der Wertheminderung, welche
durch die Abtretung dem übrigen
Grundbesitze desselben Eigenthümers
zugehr:

P.) Ersatz des unvermeidlichen Verlustes
welcher dem Eigenhümer durch die
Abtretung vorübergehend, oder hlei-
bend in seinem Erwerbe erwchst;
jedoch darf die hiedurch sich ergebende
Mehrung der Entschádigung 30
Hrozent des Schäátzungs-Werthes
nicht übersteigen;

d.) Ersatz für die Früchte, deren Erndte
durch die Zwangsabtretung gehin-
dert wird;

3.) den Berrag derjenigen Entschädigung,
welche dem Pächter oder sonstigen
Nutzungs-Berechtigten nach Geseh oder
Vertrag zu leisten ist.

Art. VI.
Für die mit dem Entwehrungsgegen-

stande verbundenen im Art. II. bezeichneten
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Nechte ist die Entschäblgung nach folgen-
den Normen zu leislen.

1.) Gewähren diese Rechte ständige Ren-
ten, so hat die Entschädigung in dem
30 fachen Betrage des jährlichen Rein-
Ertrages zu bestehen;

2.) bey unständigen Renten ist der jähr-
liche Reinertrag nach einer Durch-
schnitts-Berechnung ausderjüngst ver-
flossenen, durch gütliche Uebereinkunft
oder richterliches Ermessen mit Rück-
sicht auf die Natur des NReichnisses
zu bestimmenden DPeriode festzusetzen,
und mir dem 25 achen Betrage zu
Kapital zu erheben.

3.) Sonstige standes= gurs= und gerichtse
herrliche, dann alle Nutzungs= und
Servituts-Rechte unterliegen besonde-
rer Schätzung, wenn sich die Par-
theien nicht über die dafür zu leisten-
de Entschädigung verständigen.
Die E#schádigung muß besonders für

den Eigenthümer, und besonders für den
Inhaber solcher Rechte ermittelt und eben
so Jedem besonders verabreicht werden.

Zu dem Zwecke sind den Taratoren,
bevor sie zur Schätzung des Eigenthums
schreiten, die sämmtlichen auf demselben
lastenden nutzbaren Rechte anzuzetgen. Bei
der Schätzung des Eigenthums ist dann zu-
nächst der Ertrag, welcher nach Abzug der
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Lasten noch übrig bleibe, in Anschlag zu
bringen, außerdem aber auch alle die im

Art. V. Nro. 2. bezeichneten, dem Eigen-
thümer zugehenden Nachthelle.

Art. VII.

Nach vorstehenden Normen ist die
Entschadigung auch in den Art. I. lit. B.
bezeichneten Nothfallen nachtraglich, jedoch
moglichst bald zu ermitteln und zu leisten.

Art. VIII.
Bei zwangsweiser Beschwerung des

Grundeigenthums mit einer Dienstbarkeit
für öffentliche Zwecke ist die Entschädi-
 gung nach der Natur und dem Umfange

der Dienstbarkeit durch gürliche Ueberein-
kunft der Betheiligten, oder durch richterli-
ches Ermessen zu bestimmen.

Art. IX.

Werths-Erhöhungen, welche dem ganz
oder theilweise abzutretenden Gegenstande erst
in Folge des die Abtretung veranlassenden
Unternehmens zuwachsen oder zuwachsen könn-
ten, kommen bei der Entschädigungs-Er-
mittlung nicht in Anschlag.

Art. X.

In Fällen, wo dem Empfänger der
Entschädigungs-Summe das Recht der
freien Verfügung darüber entweder gar nicht
oder niche allein zusteht, ist nach den beste-
henden Gesetzen zu verfahren.
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Art. XI.

Die auf dem Abtretungs-Gegenstande
ruhenden Hypotheken, und die in Bezlehung
auf denselben im Hypothekenbuche etwa einge-
tragenen Verfügungs-Beschränkungen erls-
schen durch dessen EntwehrungjdieForderung-
en, für welche sie bestellt waren, gehen jedoch
auf die Entschädigungs-Summe über, und
es muß diese Summe, welche, so weit sie
reicht, und wenn sie die hypothezirten For-
derungen übersteigt, bis zum Betrage jener
Hopotheken und deren Zinsen bei Geriche
zu hinterlegen ist, an den Gläubiger aus-
bezahlt, oder nach gesetzlicher Ordnung,
oder nach Uebereinkunft der Betheiligten,
an diese vertheilt werden.

Handelt es sich nur von Beschwerung
mit einer Dienstbarkeit, so tritt Gleiches
in Bezug auf den Uebergang der hypothe-
karischen Forderung und eingetragenen Ver-
fügungs-Beschränkungen auf die Entweh-
rungs' Summe und auf die Verwendung
derselben ein, jedoch bestehen die hy-
pothekarischen Forderungen und Verfügungs-
Beschränkungen, in so weit sie aus der
Enrschädigungs = Summe nicht befriediget
oder beseitiget werden könnten, auf dem
nunmehr mit der Dienstbarkeit beschwerten
Grundeigenthume fort.

« Art. XII.

Nach rechtsformlich vollzogener Zustel-
lung der Ladung (Art. XV.) darf der
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Eigenthumer des zur Entwehrung angespro-
chenen Gegenstandes nur noch unverschieb-
liche Ausbesserungen, so wie alle, die regel-
mässige Bewirehschaftung bedingenden Hand,
lungen und Unternehmungen, jedoch keine
einseitige Veränderung in der Wesenheit
desselben mehr vornehmen.

Aus solchen einseitig vorgenommenen Ver-
änderungen können nicht nur keine Enctschädig-
ungen abgeleitet werden, sondern dieselben be-
gründen auch bei erfolgender Abtretung ausser
dem auf Verlangen auszusprechenden Nichrbe-
stande der Rechtshandlung auch die Verbind-
lichkeir zur Wiederherstellung des Gegenstan-
des in den verigen Stand, so ferne die getrof-
sene Veränderung erweislich nachtheilig für
den neuen Erwerber ist, oder zur Vergütung
des durch die Veränderung bewirkten Min-
derwerthes desselben.

Sollte die Eigenthums-Aberetung aus
irgend einem Grunde nicht zu Stande kom-
men, so ist der Entwehrungsberechtigte ver-
pflicheet, allen Schaden und jeden Nachtheil
zu ersehßen, welche aus dieser Dispositions=
Beschränkung dem Eigenehümer erweislich
zugegangen find.

Sollte aber nach erfolgter Aberetung
das Unternehmen selbst rückgängig werden,
so ist der entwehrte Eigenthümer befugt,
gegen Rückgabe des empfangenen Dreises
sein Eigenehum zuräck zu verlangen.
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III. Titel.

Von dem Verfahren bei der

Zwangs-Abtretung.

Die Verhandlungen über Zwangsent-
dusserungen in den Art. I. Ut. A. bezeichne-
ten Fällen sind protokollarisch mündlich unter
Zulassung von Anwälten und mit Ausschluß
jedes Schriftwechsels zu führen; für die
Kosten der ersten Verhandlung hat der ane-
rufende Theil angemessenen Vorschuß zu lei-
sten. Die Stellen und Behorden sind zur
moglichsten Beschleunigung des Verfahrens
verpflichtet.

Art. XIV.

Jeder Antrag auf Zwangs-Abtretung
ist mie sämmtlichen auf das Unternehmen
bezüglichen Urkunden, Rissen und Kosten-
voranschlägen von den Antrag stellenden Be-
hörden, Gemeinden, Gesellschaften oder Pri-
vaten der betreffenden Kreis-Regierung vor-
zulegen, welche alsdann nach Einvernahme
der einschlägigen Disteikts-Polizei-Behör=
den, wo solche noch erforderlich, ohne Ver-
zug die Weisung des Staateministeriums
des Innern zur wirklichen Cinleitung des
Zwangs-Entäusserungs-Verfahrens erholt.

Art. XV.

Im Falle bejahender Weisung hat die
einschlägige Distrikrs-Polizeibehörde sämmt=



121

liche Berheiligte im Benehmen mit den be-
treffenden Rent= und Hypotheken-Aemtern
sorgfältig zu ermitteln. Sie bestimmt so-
fort eine Tagsfahrt zur Verhandlung der
Sache, erläßt die Ladung hiezu unter ge-
nauer Bezeichnung der Zeit und des Orres

der Tagsfahrr, und bringt dieselbe 14 Tage
vor dem anberaumten Termine durch An-

schlagung an dem Gerichtssitze, und in sämmt-
lichen betheiligten Gemeinden, dann durch
schriftliche Mittheilung an jeden einzelnen
Betheiligten und an die Antragsteller, oder
deren Vertreter mit dem Bemerken zur allge-
meinen Kenntniß, daß die Pläne bei Amte
zur Einsiche bereit liegen. Die in dem La-
dungsdekrete gleichfalls ausdrücklich zu er-
wähnende rechtliche Folge des Nichterschei-
nens ist:

1.) für die Anrufenden Wiederaufnahme
der Tagefahrt auf ihre Kosten und
Schadloshaltung der erschienenen Be-
theiligten in Bezug auf Auslagen und
Versäumnisse mit Androhung des
Rechtsnachtheiles, daß bei abermaligem
Ausbleiben die Verzichrleistung auf die
angesprochene Zwangsabtretung werde
angenommen werden;

2.) für die Angerufenen, in der Voraus-
setzung des Erschienenseyns der Anru-
senden, Wiederaufnahme der Tagsfahrt
auf ihre Kosten und Schadloshaltung
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der erschienenen Anrufenden mit An-
drohung des Rechtsnachtheiles, daß
bei wiederboltem Ausbleiben dersel-
ben die Einwilligung in die angespro
chene Abtretung würde angenommen
werden.

Art. XVI.

Der Nachweis richtig vollzogener Zu-
stellung ist dem betreffenden Hypothekenamte
ungesäumt mitzurheilen und bezüglich der
in Anspruch genommenen Gegenstände die
Vermerkung der durch Art. Xll. ausgespro-
chenen Disposstions-Beschränkung im Hy-
pothekenbuche zu veranlassen.

Art. XVII.

Bei der Tagsfahrt hat die Distrikts-
Polizei-Behörde vor Allem eine gütliche
Vereinigung der Betheiligten über die Ab-
tretungsfrage und über die zu leistende Ent-
schädigung zu versuchen, und im Falle Ge-
lingens für den alsbaldigen rechteförmlichen
Abschluß des Vergleiches zu sorgen. Komme
eine Uebereinkunft nicht zu Stande, so wird
unter allseitigen Berheiligten nach Art. XIII.
protokollarisch verhandelt, und es werden so-
dann nach allenfallsiger Einvernahme der be-
treffenden Gemeinde und vollzogenem Augen-
scheine die geschlossenen Akten mit Bericht
der zuständigen Kreisregierung Kammer des
Innern, vorgelegt.

9
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Art. XVIII.

Die Kreisregierung Kammer des Innern
entscheidet uber die Abtretungsfrage gemaß
Art. I., II. und III. in erster und der ver-

sammelte Staatsrath in zweiter und letzter
Instanz. Hinsichtlich des Verfahrens bleibt
es bei den bestehenden Bestimmungen über
das Verfahren in administrativ-contentisen

Sachen, jedoch ist jedes Erkenntniß mit Ent-
scheidungs-Gründen zu versehen und auf
eine Berufungs-SummekeineRücksicht zu
nehmen.

Art. XlK.

Wird die Abtretung des angesproche-
nen Grundeigenthums nicht verweigert, oder
es ist über die Verweigerung der Abtretung
von der competenten Administrativ-Juftiz=
stelle ein rechtskräftiges Erkenntniß erlassen
worden, und nur noch die Frage über die
Art und den Betrag der hiefür zu leisten-
den Entschädigung streitig, so hat die ein-
schlägige Justiz-Unterbehörde auf den An-
trag eines Betheiligten vor Allem eine
gütliche Vereinigung unter den Parthelen
zu versuchen, wenn aber diese nicht zu
Stande kömme, die Sache summarisch zu
verhandeln, insbesondere eine gerichtliche
Werthschätzung des angesprochenen Eigen-
thums, den bestehenden allgemeinen und den
im gegenwärtigen Gesetze ertheilten beson-
deren Vorschriften gemäß zu veranstalten,
den wahren Werth desselben und des gan-
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zen hiebei obwaltenden Interesses zu ermiet
teln und darüber nach den Gesehen zu ent-
scheiden. — ·

Diese Entschädigungs-Prozesse sind vor
allen andern Civil-Streitigkeiten zu be-
schleunigen; die Gerichts-Vorstände sind hie-
für persönlich verantwortlich.

Art. XK.

Gegen diese gerichtliche Feststellung der
Eneschädigung stehe sämmtlichen Betheiligten
die Berufung binnen 30 Tagen frei, und
zwar an das Obergericht in jedem Falle,
an den obersten Gerichtshof aber nur unter

Voraussetzung der Berufungssumme. Wird
keine Berufung eingelege, so ist die Abtre-
tung oder Belastung sogleich nach Ablauf
der Berufungsfrist, nach vorgängiger baarer
Jahlung der fesgestellten Entschädigungs-
Summe und des Kosten-Ersatzes an den

Abtretungspflichtigen, zu vollziehen.
Ist hingegen Berufung eingelegt, so

muß zwar die Abtretung auch in gleicher
Feist, unter gleicher Bedingung vorgängiger
Bezahlung vollzogen werden; es ist aber
in diesem Falle sowohl der Abtretungspflich-
tige, als der Abtretungsberechtigte befugt,
die Bestellung von Sicherheiten zu fordern;
Ersterer dafür, daß ihm dasjenige, was
ihm in der folgenden Instanz mehr zuer-
kannt werden möge, mit landesüblichen Zin-
sen, von dem Tage der Abtretung an, nach-
gezahlt; Letzterer dafür, daß ihm das, was
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ihm die folgende Instanz weniger auferlegen
möge, mit den landesüblichen Zinsen, von
dem Tage seiner Leistung an, zurückgezahlt
werde.

Die Bestimmung dieser Sicherheiten
geschiehe durch einen Bescheid des erkennen-
den Untergerichtes, und im Falle der Be-
rufung durch einen von dem Obergerichte
binnen 30 Tagen zu erlassenden Verbescheid.

Ist der Abtretungs-Berechtigte der
Staar selbst, so genäge start der Bestellung
einer solchen Sicherheit von seiner Seite die
von der betreffenden Krels-Regierung zu
ertheilende Zusicherung der Nachzahlung,
wenn darauf erkannt würde, nebst landes-
üblichen Zinsen von dem Tage der Abtret-
ung an.

tIV. Titel.
Schluß-Bestimmungen.

Art. XXI.

Die Kosten des übrigens tar: und
stempelfreien Administrativ-Verfahrens und
des gerichtlichen Verfahrens in erster In-
stanz, so wie die Vergütung der den Be-
theiligten hiedurch verursachten nothwendigen
Auslagen fallen dem Anrufenden zur Last.

Art. XN8
Gegenwärtiges Gesetz, welches als ein

Grundgeseßz des Reiches betrachtet werden,
und eben dieselbe Wirkung haben soll, als
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wären die Bestimmungen desselben in der
Verfassungs-Urkunde enthalten, trite mit
dem Tage der Bekanntmachung für die sie-
ben Kreise dießseits des Rheins in Wirk-
samkeit; desgleichen auch für den Rheinkreis

unter Aufhebung des Gesetzes vom 8. März
1810 und zwar unter folgenden Bestim-

mungen:

1) die Competenz, welche das gegenwär-
tige Gesetz den Distrikts-Polizei-Be-
hörden zugewiesen hat, stehe den ks-
niglichen Land-Commissariaten zu.

2) Zusatz zu Art. XI.
Gleiches gilt von den Priollegien und
Resolutions-Rechten. Letztere begrün-
den ein privilegirtes Recht auf den
Preis, insoferne sie vor der Auszah=
lung an den Entwehrten, oder vor der

gürlichen oder gerichtlichen Vertheilung
durch Opposstion angemeldet worden sind.

Die Hinterlegung des Dreises rich-
tet sich nach den im Rheinkreise gel-

tenden gesetzlichen Bestimmungen.
Die Zwangs-Entei d

vertritt die — der gewöhnlichen
Purgationen.

3) Zu Art. XII.

Unter kadung ist blos eine Mirtheilung
zu versteher, wie sse im Art. XV. dle-
ses Gesetzes vorgeschrieben ist.
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4) Zu Art. XV.
Im Rheinkreise müssen die Besißer
hauptsächlich aus den Sections-Regi-
stern ermittelt werden.

5) Zu Art. XX.
Die comvetente Stelle ist das Bezirks-
gericht, welches auf Ansuchen des fleis-
sigsten Theiles ehne vorgngigen Ver-
mittlungs-Versuch zu entscheiden hat.

6) Zu Art. XXI.
Das Verfahren richtet sich nach dem
im Rheinkreise gesetzlichen Instanzen-
zuge.
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Art. XXIII.

Uebrigens bleiben alle bei Erscheinen
des gegenwärtigen Gesetzes in den Gebiets-
theilen sowohl dießseirs als jenseits des Rheins
geltenden Gesetze, Verordnungen, Localsta-
tuten und Local-Observanzen über Eigen-
thums-Beschränkungen in dem Rayon be-
stehender oder im Baue begeiffener Festungen
und festen Plätze ihrem vollen Umfange nach
aufrecht erhalten. —

Unsere Staatsministerien der Justiz
und des Innern sind mit der Bekanntmach-
ung und dem Vollzuge des gegenwäreigen
Gesetzes beauftragt.

Gegeben München am 17. November 1837.

Leud

Fürst v. Wrede. Frhr. v. Gise.

w i .

Frhr. v. Schrenk. v. Wir-
schinger. Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach Koniglich Allerhöchstem Befehl
Geheimer Rath v. Kreutzer.
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Gese6
einige Abänderungen des Gesetzes vom

15. August 1828, die Einführung der
Landräthe betreffend.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Palzgraf bey Rhein,
Herzog von Bayern, Franken und

in Schwaben 2c. 2c.
Wir haben nach Vernehmung Unseres

Staatsraths und mit Beirath und Zu-

stimmung Unserer Lieben und Getreuen
der Stände des Reichs mit Zurückführung
der Zahl der landrärhlichen Wahl-Collegien
auf 2 und mit Aufhebung des F. 12.
Ziff. 1. und 2. dann des F. 13. Abs. 2.
des F. 14. Ziff. 1., soweit dieselben sich bis-
her auch auf das erste und zweite Wahlkol-
legium bezogen; des F. 14. Ziff. 4., soweie
sich derselbe auf das Erforderniß absoluter
Seimmenmehrheit bezieht; des Fg. 18 und
#. 21. des Gesehes vom 15. August 1828
über die Einführung der Landráäthe; —
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dann in authentischer Interpretation und
Erganzung des §. 20. und des 9. 24 Abs. 6.
desselben Gesetzes und unter Aufhebung der
durch Abth. III. Ziff. 16. lit. a. &amp; und b.,

des Landtags-Abschieds vom 29. Dezember
1831. verfügten Abänderungen einiger Be-
stimmungen dieses Gesetzes — beschlossen,
und verordnet, wie folgt:

Art. I.

Die Wahl der Landraths-Candidaten
aus der Klasse der adelichen Gutsbesitzer
mit gutsherrlichen Standschaftsrechten fin-
det in Zukunft durch direkte Wahl sämmt-
licher aktiv wahlfähiger Mitglieder der Klasse,
nach Vorschrist des Tit. I. P. 14, 15, 16
und 17. der A. Verfassungs-Beilage statt.

1

Art. II.

Ebenso hat die Wahl der Landraths=
Candidaten aus der Klasse der Geistlichkeit
in Zukunft durch dle, für die Wahlen der
Abgeordneten zur Stände= Versammlung
verfassungsmässig berufenen Wahl-Männer
in der durch Tir. I. g. 20. der erwähnten
Verfassungs-Beilage vorgeschriebenen Form
Platz zu greifen.
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Art. III.

Wie bei der Wahl der Abgeordneten,
so entscheidet auch bei der Wahl der Land-
raths-Candidaten in allen Klassen die relative
Scimmenmehrheit, welche jedoch wenigstens
ein Viertheil der Gesammt-Stimmen betra-
gen muß, und im Falle obwaltender Stim-
men-Gleichheit, die Ballotage.

Art. 1IV.

Die zu Landraths-Candidaten gewähl=
ten oder vom Könige unmittelbar zu Land-

raths-Mitgliedern ernannten Standesherren
und erblichen Reichsrátrhe haben der beeref-
senden Kreis-Regierung die Ablehnung der
Wahl, oder der königlichen Ernennung an-
zuzeigen.

Die Ablehnbarkeit sowohl der Candi-
datur, als der Königlichen Ernennung zu
der Stelle eines Landraths-Mitgliedes aus
den übrigen Klassen dagegen richre sich un-
bedingt nach Tir. I. J. 44. lit. a und b.
dann 9#. 45, 46. und 47. der X. Beilage
zur Verfassungs-Urkunde, und zwar, was
die . 45 und 46 betrifft, in der Art, daß
über die Entschuldigungs-Gründe der dem
Wahl-Gremio angehörenden, bei dem Wahl-
Akte anwesenden Gewählten, die Wähler;
über jene der Abwesenden aber ein von der

königlichen Kreisregierung einzuberufender
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Ausschuß, welcher für jede Klasse aus den am

Kreisreglerungs-Sitze zunächst angesessenen
fünf Wahlmännern bestehr, zu entscheipen hat.

Was den F. 47. betrifft, der Gestalc,
daß das Entscheidungsrecht über den Aus-
tritt ernannter Landraths-Mitglieder dem
versammelten Landrathe zukömmt.

Art. V.

Den nach den 9#9. 14. und 17. des
Gesetzes vom 15. August 1828 ernannten

Mitgliedern des Landraths, welche nicht
am Sihtze desselben wohnen, ist die Hälfte
der den Mitgliedern der Kammer der Abge-
ordneten gesetzlich zustehenden Reise= und
Tags-Gebühren, und zwar die ersteren für
die Reise dahin und zurück, aus den Kreis-
sonds bewillige.

Art. VI.

Die Bestimmung des §. 2. Ziff. 2.
lit. b. des Gesetzes vom 15. August 1828,
die Einführung der Landräthe betreffend,
des Inhalts:

daß die sich ergebenden Ueberschüsse von
einer Position auf die andere nicht
übertragen werden dürfen, sondern
dem Regierungsbezirke zu gut kommen;

wird authentisch dahln erldutert:
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daß die zu a und b sich ergebenden
Ueberschüsse von einer Position auf
die andere im Laufe einer Finanz-
Periode nicht übertragen werden
dürfen, mit dem Schlusse der
Periode aber zu Gunsten des Re-
ierungsbezirkes die Eigenschaft von
Fonden für fakultative Zwecke an-
nehmen, und daß eine Verwen-
dung der Kreis-Umlagen und Fonde
für fakultative Zwecke nicht gegen
den Antrag des Landraths Plah
greife.

Art. VII.

Den Bevollmächtigten der bei der Land-
raths=Versammlungnichterscheinenden
Seandesherren und erblichen Reichsräthe sol-
len mit den Landraths= Protokollen auch
die sämmtlichen an den Landrath gelangten
Miethellungen der Kreis-Regierung zur
Einsiche vorgelegt, und zu dieser Einsicht,
nahme ein Termin von drei Tagen gegeben
werden.

Art. VIII.

Dem Kenige steht jederzeit das Recht
zu, die Sitzungen der Landräthe zu verlän-
gern, sie zu vertagen, und dieselben in ih-
rer Gesammeheit, oder nach Umständen in
den einzelnen Kreisen aufzulösen.
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In dem letzten Falle muß wenigstens Die Scaatsministerien des Innern
binnen drei Monaten eine neue Wahl der und der Finanzen sind mit dem Vollzuge
sämmrlichen, oder der in den einzelnen Krel= gegenwärtigen Gesetzes beauftragt.
sen aufgelssten Landrdthe vorgenommen
werden.

Gegeben München, am 17. November 1837.

Ludwig.

Fürstv.Wrede.Frhr. v. Gise. Frhr.v.Schrenk.v.Wirschinger.
Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach Königlich allerhöchstem Befehl
Geheimer Rarh von Kreuger.



137 138

Gesetzblatt
für das

Königreich Bayern.
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München, den 29. November 1837.

Inhalt:
Gesey, den Bestand und dle Wahl der Gemelunre-Rätbe lm U#beinkreise betr. (V. Bellage zum Abschled für

dle Stande-Versammlung.)

Gesetz,
den Bestand und die Wahl der Gemeinde-Räthe

im Rheinkreise betr.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Palzgraf bey Rbein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben Uns nach Vernehmung
Unseres Staateraths und mit Beirath und
Zustimmung Unserer bieben und Getreuen
der Stände des Reichs, bewogen gefun-

den, in Absicht auf die Bildung der Ge-
meindebehörden in dem NRheinkreise, unter
Aufhebung des Artikels 15. Abs. 2. des
Gesetzes vom 28. Pluviosc Jahr 8 (17.
Februar 1800) des Art. 12. des Gesetzes
vom 16.Thermidor 10 (4. August 1802)
und des Art. I. des kalserlichen Dekrets

vom 4. Juni 1806, in so ferne hieran

durch gegenwärtiges Geseßz abgeändert wird
zu verfügen, was folgt:

Art. I.
Der Gemeinderath bestehr ausser Bur-
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germelster und Adjunkten, in den Gemeinden
bis zu 250 Seelen aus 6

uber 250 bis zu 500 aus 8
- 500 -= 1000 10

* 1000 = 1500 12

: 1500 -. 2500 „ 16

 2500 „ 5000 20

é5000 . 24

Mitgliedern.
Jedem nicht stellvertretenden Adjunk-

ten ist der Zutritt zu den Sibungen des
Gemeinderaths gestattet; es kommt dem-
selben jedoch nur eine berathende Stimme zu.

Art. II.
Die Wahl dieser Mitglieder erfolgt

auch fortan nach Maaßgabe der hiefür ge-
genwärtig bestehenden Gesetze.

Die Wählbarkeit der Gemeinderäthe,
sev es in den Städten, sey es in den Land-

gemeinden, unterliegt jedoch keiner beson-
dern Steuer-Summe.

Doch sind für die Stelle eines Ge-
meinderathes in den Städten nur dieseni-
gen wählbar, welche in den Städren der
ersten Klasse (von 10,000 Seelen und da-
rüber) im höchstbesteuerten Drittheile, und
in senen der zweiten Klasse (von 2500
bis 10,000 Seelen) in der höchst besteuer-
ten Hälfte, endlich in den etwaigen Städ-
ten und Märkten dritter Klasse (unter
2500 Seelen) in den hWöchst besteuerten
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zwei Drittheilen der Ortsbürger sich be-
finden. "

Jeder Waähler bezeichnet so viele Na-
men, als die für die Gemeinde festgesetzte
Jahl der Gemeinde-Räthe beträge, und
überdieß noch ein volles Drittheil mehr,
um in eintretenden Fkllen als Ersatzmän=
ner zu dienen.

Diejenigen, welche bei dieser Wahl
die meisten Stimmen erhalten, sind in der
für die Gemeinde erforderlichen Anzahl, die
Gemeinderäthe; die übrigen in der Stim-
menzahl folgenden gelten —ebenfalls in
der fur sie erfoderlichen Zahl — als die

Ersatzmanner.
Jeder zum Eintritt berufene Ersatz-

mann hat nur diejenige Zeit zu vollenden,
welche von dem abgetretenen Gemeinderath,
in dessen Stelle er eintritt, noch zu er-

füllen gewesen wäre, unbeschadet der et-
waigen Wiederwahl.

Are. III.
Vater und Sohn, Bruder und Bru-

der, Schwiegervater und Schwiegerfohn,
können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des

Gemeinde-Rathes sepn.
Trifft die Wahl solche Verwandte oder

Verschwägerte, so gebührt der Vorzug dem
die meisten Stimmen Vereinigenden, und
und bei Stimmengleichheit dem Aeltern an

Jahren.
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Art. IV.
Der Gemeinderath wird in seinen ge-

wahlten Mitgliedern je von 5 zu 5 Jahren
zur Halfte erneuert.

Der Austritt trifft in der Regel die
Dienstaltesten, im Falle einer Auflosung
und darauf erfolgten Integral-Erneuerung
aber entscheidet bei der nachsten periodischen
halben Wahl das Loos, welche Mitglie-
der zu der austretenden Hälfte gehbren.

Die Austretenden sind wieder wählbar.
Bei jeder Wahl des ganzen oder halben
Gemeinderaths hat auch die Wahl des Drit-
theils Ersatzmänner oder der zur Ergänzung
dieses Drittheils erforderlichen Anzahl statt.

Außerordentliche Zwischenwahlen ereten
ein, wenn die festgesetzte Zahl der Gemein-
de-Räthe sich durch einzelne Abgänge so
vermindert hat, daß selbst nach Eineritt der
Ersatzmänner nicht einmal mehr zwei Drit-
theile in Thätigkeit seyn würden.

Die in Folge dieser außerordentlichen
Wahlen gewählten Gemeinde-Räthe haben
nur diejenige Zeit zu vollenden, welche von
den Abgetretenen zu erfüllen gewesen wäre,
jedoch können sie nach dieser Zeit wieder ge-
wählt werden.

Solche außerordentliche Wahlen sind
immer nur unter der Voraussehung zuläßig,
daß bis zur Zeit der ordentlichen Wahlen
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mehr als noch sechs volle Monate in Mitte
liegen.

Ist die Zeit der ordentlichen Wahlen
schon näher gerückt, so sollen die außeror-
dentlichen Wahlen bis dahin verschoben blei-
ben, und beide miteinander verbunden werden.

Damit jedoch in der Zwischenzeit die
Geschäfte nicht leiden mögen, sollen in die
Verrichtungen der abgetretenen Gemeinde-
Räthe diejenigen Gemeindeglieder eintreten,
welche nach ihnen die meisten Stimmen in
der lehten Wahl erhalten und indessen ihre
Wählbarkeit nicht verloren haben.

Act. V.

Der Wahlausschuß bilder sich fortan
nebst dem Wahl-Commissär

1.) bei den Ersatwahlen —

a.) in den Gemeinden bis zu 500 Seelen
aus den drey oder vier nicht austreten-

den Gemeinde-Rarhs-Miegliedern;
b.) in den Gemeinden über 500 Seelen

aus den vier an Lebens-Jahren dltesten
der nicht austretenden Mitglieder;

2) bei jeder vollen Erneuerung aus vier durch
das Loos zu bestimmenden Gemeinde=
gliedern aus den höchst besteuerten zwei
Drittheilen.

Arc. VI.

Wir werden binnen Jahresfrist die
Auflösung der bestehenden Gemelnde-Rä=
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the und deren Integralerneuerung nach Art. VII.
Maaßgabe der vorstehenden gesehlichen Be- Das Staats-Ministerium des Innern
stimmungen anordnen. ist mit dem Vollzuge gegenwärtigen Gesetzes

beauftragt.

Gegeben München am 17. November 1837.

Ludwig.

Fürst v. Wrede. Freiherr v. Gise. Freiherr v. Schrenk. v. Wir-
schinger. Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach Königlich Allerhöchstem Befehl
Geheimer Rath v. Kreußer.
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Gesetzblatt
fur das

Königreich Bayern.

Wro. 7.

München den 29. November 1837.

Inhalt:
Gesecg, das Gemelnde= Umlagenwesen im Khelnkrelse betreffend. — (VI. Bellage zum Abschled für dle

Sia nde-Versammlung.)

Gesetz,
das Gemeinde-Umlagenwesen im Rhein-

kreise betreffend.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Palzgraf bey Rbein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2ce. 2.

Wir haben Uns in Folge des Land-
tags-Abschiedes vom 29. Dezember 1831
K. III. Nro. 43. nach Vernehmung Unse-
res Staatsraths und mit Beirath und Zu-

stimmung Unserer #Lieben und Getreuen
der Stände des Reiches bewogen gefunden,
in authentischer Interpretation der über die
Gemeinde-Umlagen im Rheinkreise bestehen-
den Gesetze insbesondere jener vom 11.
Frimaire Jahr, VII. (1. Dezember 1798),
vom 14. Februar 1810 und der königlichen
Verordnung vom 2. November 1817 zu

verfügen, was folgt.
Art. I.

Die den Gemeinden gesehlich obliegen-
den, durch das ständige Gemeindeeinkommen
nicht gedeckten Ausgaben sollen getilgt werden
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1) durch Auflagen auf die in den Gesetzen
bestimmten Gegenstande der ortlichen
Consumtion (indirekte Umlagen),

2) durch Umlagen mittelst gewisser Bei—
schlagsprozente zu den offentlichen Steu-
ern (direkte Umlagen).

Art. II.

Alle direkten Umlagen, sie mögen für
gewöhnliche oder ausserordentliche Bedürf-
nisse einer Gemeinde oder mehrerer, bei einem
gemeinschaftlichen Zwecke betheiligten Ge-
meinden bestimmt seyn, sollen nach dem
Gesammt-Steuersfuße, d. h. nach dem Ver-
haltnisse sämmtlicher direkten Steuern des
betreffenden Gemeinde-Bezirkes ausgeschlagen
und erhoben werden.

Art. III.
Die in dem Gemeinde-Bezirke liegen-

den steuerbaren Staatsrealitcten haben zu
den Gemeinde= Umlagen ihren gleichmäßigen
Beltrag wie bisher zu leisten.

Art. IV.

Umlagepflichtig sind mit Ausnahme der
in den Artikeln V. und VI. genannten Fällen,
alle in der Gemeinde Wohnenden, oder in

deren Gemarkung bezüglich ihrer Person,
ihres Grund= und Mobiliar-Besitzes, oder
ihres Gewerbes einer direkten Steuer un-
terworsenen physischen und moralischen Per-
onen.

148

Art. V.

Die Umlagen, welche in den durch die
Gesetze bestimmten Fällen für Zwecke des
Culeus einzutreten haben, erstrecken sich auf
alle Rellgionsgenossen der betreffenden Pfar-
rei nach Maaßgabe ihrer in dem Sprengel
derselben zu entrichtenden Gesammtsteuer.
Wo Filiale eine eigene Filialkirche und
eigenen ständigen Gottesdienst mit der Be-
rechtigung hiezu besitzen, sind die Religions-
verwandten des Filial-Distrikts zu den
Umlagen für den Unterhalt ihrer Filial=
kirche, nicht aber zu jenen für den Unterhalt
der Pfarrkirche beitragspflichtig.

Art. VlI.
Zu den Lasten der Gesammt-Gemeinde

gehören nicht:
1) Ausgaben, welche sich auf den Schutz

und die Benützung des Grundeigen-
thums oder auf ein Interesse der Feld-
kultur beziehen, sie fallen rielmehr dem
betheiligten Grundeigenehümer nach dem
Maaßstabe der Grundsteuer zur Last.

Ausgaben auf die Viehzucht;diese sol-
len in der Regel von den Viehbesitzern
nach dem Viehstande geleistet werden.

2

Dem Gemeinderathe bleibt es jedoch
vorbehalten, bei vollkommenzureichendemVer-
mäögen die unter Nr. 1. und 2. angeführten
Ausgaben ganz oder theilweise mic Curatelge"
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nehmigung auf die Gemeindekasse zu uber-
nehmen.

Art. VII.

Die direkten Umlagen sollen von dem
Gemeinderathe bei Begutachtung des jähr-
lichen Gemeinde-Etats (Budgets) berathen
und beantragt und von der mit der Beschei-

dung des Gemeinde= Etats beauftragken hö-
heren Verwaltungsbehörde festgesetzt werden.

Zur Berathung im Gemeinderathe sind
beizuziehen:

1.) in dem Falle des Art. V. ein Ausschuß
von 3 bis 5 beitragspflichtigen Reli-

gionsverwandten aus der Mitte des

Kirchen-Verstandes;
2.) in dem Falle des Art. VI. ein Aus-

schuß von 3 bis 5 betheiligten Grund-
oder Viehbesitzern, dessen Bildung den-
selben unter Leitung des Ortsvorstan-
des überlassen bleibt.

Art. VIII.

Die Einführung indirekter Umlagen
erfordert in den Städten deren Bevölke-
rung 5000 Seelen übersteigt, die Geneh-
migung des Königs, in den übrigen Ge-
meinden die Bestähtigung der königl. Kreis-
Regierung Kammer des Innern. Der An-
trag auf diese Einführung kömmt zunächst
dem Gemeinderathe zu. Derselbe hat das
von mindestens einem Drittheile der Ge-

meindebürger gestellte Begehren in Er##-
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gung zu ziehen, und kann bei verneinender
Erklárung auf erfolgtes Anrufen der Ge-
meindeglieder von der Kreisregierung Kam-
mer des Innern für den gegebenen Fall
durch eine, der Zahl der gewählten Ge-
meinderaths-Mitglieder gleichkommendeZahl
Hochstbesteuerter verstärkt werden. Der Aus-
spruch der Mehrheit gilt als Gemeinde-=
beschluß.

Art. IX.

Die Deckung der gewöhnlichen gesetz-
lich begründeten Gemeinde-Bedürfnisse darf
von dem Gemeinderath nicht verweigert,
und muß in dem Falle entgegengesetzten
Verfahrens der Gemeinde=Behördevon
der königl. Kreisregierung Kammer des
Innern durch Anordnung direkter Umlagen
vorbehaltlich der Berufung an das könig-
liche Staatsministerium des Innern be-
wirkt werden.

Art. X.

Umlagen für ausserordentliche Gemeinde-
Bedürfnisse werden von dem Gemeinderathe
mittelst gesonderter Beschlüsse und zwar, wenn
die von dem Gemeinderathe vorläufig für nö-
thig erachtete außerordentliche Umlage mehr
als zehn vom Hundert der jährlichen Gesammt-
steuer betragen sollte, unter Beiziehung der im
Art. VIII. vorgesehenen Verstärkung bean-
tragt, und soferne sie die Hälfte aller direk-
ten Staatssteuern nicht übersteigen, durch
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die Bestätigung der Kreisregierung Kammer rathe feststellbaren Umlagen ist auf zehn vom
des Innern, entgegesetzten Falles aber auf Hundert der sährlichen Gesammt= Sceuer
Vortrag des Staatsministeriums des In= bestimmt.
nern durch königl. Entschließung festgestellr.

Art. Il. Art. All.

Das Maximum der für außerordent- Das Scaatsministerlum des Innern
liche unzweifelhaft nothwendige Gemeinde= ist mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Ge-
bedürfnisse gegen den Antrag des Gemeinde= setzes beauftragt.

So gegeben München am 17. November 1837.

Lud w i 9.

Fürst v. Wrede. Frbr. v. Gise. Frhr. v. Schrenk. v. Wir-
schinger. Fehr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach Königlich Allerhöchstem Befehl:
Geheimer Rarh v. Kreuzer.
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Gesetzblatt
fur das

Köni greich Bahyhern.

Ar. S.

Munchen den 1. Dezember 1837.

Inhalt:
Elnanz-Geseß für dle 1V. Flnanz-Perliode 1834 (VIl. Bellage zum Abschled für dle Stdade-Versammluns.)

Finanz-Gese
für die IV. Finang-Perkode 182.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Palzgraf bei Rbein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben auf den Antrag Unse-
res Staars-Ministeriums der Finanzen, nach
Vernehmung Unseres Scaatsrathes, mit
dem Beirache, und, so viel die Er-
hebung derdirek ten und die Ver-

adnderung der indirekten Stenern,
dann die Ausscheidung der Staats-
und Kreislasten betrifft, mie Zu-
stimmung Unserer #ieben und Getreuen,
der Stände des Reiches, über die Staats-

Einnahmen und Ausgaben für die sechs
nächsten Verwaltungsjahre vom 1. Okto-
ber 1837 bis leßzten Seprember 1843 be-
schlossen, und verordnen wie folge:

Titel J.

Bestand der Vorjahre.
g. 1.

Die Einnahmen und Ausgaben der
13
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ersten Finanzperiode sind in den Rechnun-
gen mit den Einnahmen und Ausgaben
der II. Finanzperiode zu vereinigen, dage-
gen sollen die so vereinigten Einnahmen
und Ausgaben der gedachten Finanzperio=
den, so wie die Einnahmen und Ausga-
ben der III. Finanzperiode, gesondert, je-
doch ohne Ausscheidung der einzelnen
Jahrgänge, vorgetragen werden.

S. 2.
Die Summe von 300,000 fl., welche

in Folge des Finanzgesetzes vom 28. De-
zember 1831 der dritten Finanzveriode zur
Deckung des — in dem ersten Jahre —

sich ergebenden Entgangs an Ausständen
jugewiesen worden ist, geht zu gleichem
Behufe auf die IV. Finanzperiode über,
wogegen am Schlusse dieser Deriode ein
gleicher Betrag für den Dienst der fünf-
ten Finanzperiode verfügbar zu stellen ict.

Titel II.

Festsetung der Staatsausgaben.
g. 3.

Die sammtlichen Staatsausgaben fur
den laufenden Dienst sind auf die jährli-
che Durchschnittssumme von 29,983,827 fl.
festgesetzt. Vorgriffe auf diese Durchschnitts-
summe für Rechnung nachfolgender Jahre
können nicht Statt finden.

F. 4.
Die besondere Verwendung und die

für die einzelnen Ministerien und Staatsan-
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stalten bestimmten Etats-Summen, enthält
die Beilage 1. A.

g. 5.
Zur Deckung des Bedarfes der Staats-

schulden-Tilgungsanstalt werden bestimmt,
und zwar:

a. für die Zinskasse der schon von

jeher dieser Anstalt überlassene Malz-
aufschlag in dem für die vierte Fi-
nanzperiode im Durchschnirte berechne-
ten Bedarfe dieser Kasse zu 4,366,293 fl.
40 kr. mit dem Vorbehalte der Er-
gänzung im Falle einer durch unvor-
hergesehene Ergebnisse allenfalls noth-
wendigen Mehrung des Zinsenbedarfes;

b. für die Tilgungskasse ein bestimm-
ter Tilgungsfond von 2 Drocent der
gesammten Staatsschuld in einer Aver-
salsumme von 880,000 fl., welcher
— in so weit er nicht aus dem Ueber-

schusse der Zinskasse gedeckt ist—aus
den im Gesetze vom 11. September

1825 und 28. Dezember 1831 schon
hiezu bestimmten Staatsgefällen bei-
geschossen werden soll;

c. fur dieDensions= Amortisations-=
Kasse die in obigen Gesetzen vom 28.
Dezember 1831 und 11. September
1825 hiezu bestimmte Summe von
2.700,000 fl., welche aus den dort-

selbst genannten Staatsgefällen erho-
ben, der allenfalls mögliche Ausfall
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aber von der Central-Staatskasse
unter Hinsicht auf den — durch das

Gesetz vem 1. Juli 1834 über die

Kosten zur Wiederherstellung der Fe-
stung Ingolstadt aufgehobenen
9. 4. des Gesebes über das Staats=
Schuldenwesen vom 28. Dezember
1831, verabfolgt wird;

d. für die Festungsbau-Dotations=
kasse die Summe von 800,000 fl.
aus den im Art. IIII. Num. 2. des

Gesetzes vom 1. Juli 1834 hiezu
angewiesenen Einnahmen; zusammen
8,746,293 fl. 404 kr. (in runder
Summe 8,746,294 fl.)

g. 6.
Die nachstehenden im Budget selbst nicht

aufgenommenen Ausgaben werden aus den
Erubrigungen der III. Finanzperiode bestrit,
ten:

a.) der Zuschuß zur Gründung des Reichs-
reservefonds der IV. Finanzperiode bis
zum jährlichen Betrage von 500,000 fl.;

b.) 674,145 fl. für den vollständigen Aus-
bau der Dinakothek;

c.) 400,000 für die Correktion und Rei-
nigung des Mainflußes;
für Correktion und Reini-
gung der Donau;

e.) 200,000 ; für den Ankauf und resp.
Ablösung der Gebäude der

d.) 150,000

f.) 72,000 fl.

h.) 25,396

i.) 40,000

k.) 133,345

1) 250,000

m.) 150,000

n.) 50,000

o.) 60,000-
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Universität München, in
Landshut;
zur Emporbringung inlan-
discher Heilbäder;
für die Herstellung der Bau-
ten im Heilbade Kissingen;
für den Kursaal in Brück-

enan;

für die Verbesserung des
Zustandes des Städtchens
Orb;
für die Herstellung der Ge-
stelle und innern Einrich-
tung im neuen Bibliothek-

gebäude;
zur Ausbesserung des bauli

chen Zustandes von Staats-
gebauden;
für außerordentliche Ge-
fängnißbauten;
für den Bau eines Mutter-
hauses der barmherzigen
Schwestern in München;
außerdem für den Fall: daß
dasselbe die benöthigte Zahl
der Mitglieder für die Be-
dürfnisse der Filialanstalten
im Königreiche wirklich er-
halten sollte;
als Aversalsumme in jähr-
lichen Raten pr. 10,000 fl.,

13°7



159 .. 160

während der IV. Finanz- Gewerbesteueranlagen von 9 fl.
periode; und darunter, und von zwanzig

F.) 500,000fl.außerordentlicher Zuschuß Procent aus den Gewerbesteuer-
für die Verbesserung der anlagen über 9fl.

Landstraßen. b.) Im Untermainkreise:
Titel III. 77 (sieben und siebenzig) Procent

Von den Staats-Einnahmen. der Grundsteuer;
100 (einhundert) Procent der Haus

» Hs7s « · steuer;

Zur Bestreitung der im Tit. II. bestimm- 80 (achtzig) Procent der Domini-
ten StaatsausgabensinddemFinanz-Mini- balsteuer;
sterium die in der Beilage I. B. voranschlä- die Familien= und Gewerbesteuer
gig festgesetzten Einnahmen zugewiesen mie nach dem bisherigen Fuße;
30,012,473fl. c.) Im Rheinkreise:

g. 8. 73 (drei und siebzig) Procent der
An direkten Steuern sind fur jedes der Grundsteuer;

sechs Jahre vom 1. Oktober 1837 bis letz 604 (sechzig und ein halb) Procent
ten September 1843 zu erheben: der Gewerbesteuer;
a.) In denjenigen Gebietstheilen 88 (acht und achezig) Procene der

wo das Steuer-Provisorium Personal= und Mobiliarsteuer;
noch Gültig keit hat, mit Ein- die ganze Thür= und Fenstersteuer.
schluß des Isarkreises: d.) In denjenigen Gebietstheilen

vier Simpla der Grundsteuer; wo die definitive Grund= und
drei Simpla der Haussteuer; Häusersteuer eingeführt ist,
vier Simpla der Dominikalsteuer; oder während der lV. Finanz=
die ganze Gewerbesteuer nach den periode eingeführt werden wird

deßfalls bestehenden gesetzlichen —richtet sich die Erhebung der Grund-
Bestimmungen; steuer nach den Bestimmungen des Ge-

die Familiensteuer der ersten sechs setzes vom 1. Juli 1834, die Abän-
Klassen nach dem Gesetze vom derung des F. 114. des Grundsteuer-
10. Dezember 1814, dann die- Gesetzes betreffend. — Die definitive
selbe zu zehn Procent aus den Häusersteuer wird in jenen Gebietsthei-
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len mit drei Simpla, die definitive Do-
minikalsteuer, mit vier Simpla, die Ge-
werbe= und Familiensteuer wie sub

lit. a. erhoben.

e.) In sämmtlichen Kreisen:
Die den Staatsdienern und andern

Angestellten, dann den Quieszenten und
Pensionisten nach der Verordnung vom
8. Junius 1807 obliegenden Wittwen-
und Waisenfonds-Beiträge von ihren,
aus den Staatskassen fließenden Be-
zügen. Endlich kommen noch:

f.) für die Jahre 1833, 1833 u. 1833
gemäß dem Landrathsgesetze vom 15ten
August 1828 F. 2. Num. 2. —zur

Erhebung: die zur Deckung der noth-
wendigen, während der III. Finanz=
periode auf die Kreise hingewiesenen
Ausgaben erfoderlichen vier und ein
sechstel Procent der Steuerprincipal=

Summe oder zwei und ein halber Kreu-
zer vom Steuergulden in den sieben
Kreisen dießseits des Rheins, und fünf-
zig zwei und ein halb Procent der Steuer-
principalsumme im Rheinkreise.

*
Die Zollgefälle werden nach dem be-

stehenden Vereins-Zolltarif mit Rücksicht
auf die dießfallsigen vertragsmäßigen und
gesetzlichen Bestimmungen und Vorbehalte
erhoben. Die Erhebung der übrigen in-
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direkten Abgaben hat nach den bisherigen
Normen zu geschehen.

9. 10.
Die nach dem Aubsscheidungsgesetze

den Kreisen zugewiesenen Lasten und Fonds
enthält II. A. B.

Die Vertheilung des Gesammt-Kreis=
Bedarfs unter die einzelnen Kreise ist jedoch
nur vorläufig im Sinne des Ausscheidungs-
gesetzes und des Budgets vorgenommen;
die General-Uebersicht mie der Tabelle über

die Vertheilung unter die einzelnen Kreise,
wird der nächsten Ständeversammlung Be-
hufs der definitiven Feststellung als Bei-
lage II. A. B. des Finanzgesetzes der IV.
Finanzperiode nachträglich zur Prüfung und
Beistimmung vorgelegt werden.

Das unüberschreitcbare Marimum der
Kreisumlagen zu fakultativen Zwecken für
die nächsten drei Jahre 1833, 1833, 1838
wird nach dem bisherigen Sabe auf Ein
und zwei Drictheil-Procent der Steuerprin-
cipalsumme, oder einen Kreuzer vom Steu-
er-Gulden festgesetzt.

Titel IV.

Besondere Bestimmungen.
F. 11.

Dem Ecat für die aktive Armee wer-
den die Budgetansätze der Naturalien, wel-
che darunter mit 36,799 Schaffel 23 Metz-
en Roggen und 94,808 Schäffel 4 Met-
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n Haber, im Geldanschlag von 655,230 fl.
564 kr. begriffen sind, in der bisherigen Art
garantirt, wonach geringere Preise dem
Reichsreservefonde zu gur, und höhere Preise
demselben zur Last geschrieben werden sollen.

. 12.
Dem Staatsministerlum der Justiz

werden=zurBestreitungaußerordentlicher
und unvorhergesehener Ausgaben für die
Gesegebung jährlich sechsrausend Gulden
aus dem Reichsreservefonde zur Disposition
gestellt.

. 13.
Es bleibe vorbehalten, den Weinbergs=

besitzern im Untermainkreise alljährlich und
in so lange, als das Streuerdefinitivum in
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jenem Kreise niche eingeführt seyn wird, aus-
serordentliche Steuernachldsse zu bewilligen,
wozu die erforderlichen Mittel bis zu einem
jährlichen Marimalbetrage von 30,000 fl.
aus dem Reichsreservefonde zu schöpfen sind.

9. 14.

Das Staatsministerium der Finanzen
ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes im
Allgemeinen, insbesondere mit der Ueber-
weisung der festgesebten Fonds an die be-
treffenden Kassen und Ministerien beauftragt.

Jeder Minister ist verantwortlich, die
für seinen Geschäftskreis festgesetzten Sum-
men zu den bestimmten Zwecken zu verwen-
den.

Gegeben München den Slebenzehnten November Eintausend achthundert sieben und dreißig

Ludwig.

Fürstv. Wrede. Frhr. v. Gise. Frhr. v. Schrenk. v. Wirschinger.
Frhr. v. Hertling. Staatsrath v. Abel.

Nach Königlich Allerhöchstem Befehl
Geheimer Nath v. Kreutzer.



Balage zum Gesetzblatt No. 8. von 1837.)

General-Uebersicht
über die

Ausscheidung

A. der Central= und Kreisfonds= Ausgaben und

B. der Kentral= und Kreisfonds-Einnahmen

für

ein Jahr der IVten Finanzperiode 18kK.



Ausscheidung auf
A. Aus gaben.

Centrallasten Kreislasten.
Cep. 1. fl. kr. fl. kr.

I.Auf die Staatsschuld 87462941— — —

II.SEtat des königl. Hauses und Kof#s ##tst#ooo- —IIIEtat des königl. Staatsrathe . . 7M———

III-Etat ver St ndeversammlung und des ständischen
V.Etat 5% Etaatsministeriums des königl. Hauses und

des Aeussern 480000 — —
VI.Etat des gönigl. Staatsministeriums desJustiz 339274 819670
VII.Etat des königl. Staatsministeriums des Innern 704900 51560 —

VIII. Gemeinschaftlicher Etat der königl. Staatsministerien
der Justiz und des Innern, resp. Etat der Landgerichte 113959— 1156007—

IX.]Etat des königl. Staatsministeriums der Finanzen 770000 — —
X.]Staatsanstalten

1 Erziehung und Bitdung . 317558- 7531754—
2 Kultus . · 13552i7-
3 Gesundbeit . . . . 27015 157489.—
4 Woblchstigkeit . . . . 162310— 47500
5 Sicherheit . . . 484000 150.—
6 Invustrie und Kultur . . . 143591— 47600 —

7 Strassen, Brücken=und Wasserbau. 611421%
8 Besondere Leistungen des Siaats ãrars an die Gemeinden 109000 —
o sSteuerkataster 600000 — —

3810114—3
XI—Militäretat.

1 TAktive Armee.
a) in Geld 5,344,769 fl. 3 kr
b) in Naturalien nach denBudgeipreisen 655,.230 = 564 6000000 —

2 Gendarmerie, . . . . 613976 —

3 Topographisches Bureau . 50000 —
4 Zuschuß an den Militärinvallden= undWaisenfond . 92000 — —
5 Unterhalt der Festung Landau . 25000 —
6 Kosten der Militär-Kommission in Frankfurt 14000 — —

XIIKLandbauetat 209164 322276—
XIII.Hionen der Wittwen= und Waisen der Staatsdieners 276000 — —

Gesammtsumme der Staatsausgaben
*) wozu noch die Nekto-Aversal-Zuschüsse an dle Krelsf onds kommen.

25551181|1432646
*



B. Einnahrmen. — — —

Centralfonds.] Kreisfonds.
usscheidung auf

Cep.. l. Ikr.] fl. fkr.
4 A

A. Einnahmen des lausenden Jahres.
1.|]Directe Staatsauflagen.

1 Grundsteuer . . . 4220342—-.-.

2 aus-, Thur- und Srnllerheuer . . " 48497+—— —M.
3Dominikalsteuer . . . 321723— —-

4 sGewerbsteuer 713014.— — —
5 Familien-, Besoldungs-, Personal= und Mbiliarsieuer 343481— —
6 Wittwen= und Waisenfondsbeiträge 53419 —

6136883.— — —

II.ndirecte Staatsauflagen-1 Taxen 1922266, — —
2 Stempelgefälle 870766 — — —

3 Aufschlagsgefälle 4653612, — — —
4 Sollgefälle . . 3094772 —--

MERMIS-«- — —

1II. Staatsregalien und Anstelten.
1 Salinen und Bergwerke 218026M —2 ost " 418403 — —
3 Lotto 1380569 — —

4 Gesetz= und Negierungsblatt. # 190823 —
5 (Uebrige Staatsregalien . . [ 18498 —

4021319 — — —

IV. Staatsdomänen.
1 Uus Staatsforsten, Jagden und Triften 2247530 — —
2 JAus Oekonomien und Gewerben 314813— 23226

3 Kehen-, grund-, gerichts-, zins= und je heutherrliche Gelan 5103955 —
4 Sinse aus Staats-Aktivkapitalien 411168 — —

8077466.— 23226
VBesondere Abgaben 77100M— —.—

VI. Uebrige Einnahmen.
1 (erarialrente aus der Bank in Nürnberg 25000 —-

2 Entschädigung der Krone Oesterreich 100000 — — 3 Erlös aucs Moblltarschaften 984— — —

4 Zufällige Einnahmen 1193— 18451—
127177/— 18451—

VII Kreisumlage für nothwendige Zwecke — —689435
Summa A. Einnahmen des lausenden Jahres 1228981361—— 731112|—
. Einnahmen aus dem Bestande der Veriahre. .

Einnahmen aus den Ausständen der III. Finanzperiode nach dem
14. des Finanzgesetzes vom 28. Dez. 1831., dann aus den

in jedem Jabre sich ergebenden Ausständen der IV. Finanzperiodes 300000 — —
Summa B. Einnahmen aus dem Bestande der Vorjahre; 300000 — —

Gesammtsumme der Staatseinnahmen 292813611— 731112/.—
6#) welche Summe durch die Netto-Aversal-Joschusse aus dem Zeutralsond *)

ergauztalrd.





(Beilage zum Gesetzblatt Nro. 8. von 1837.)

I.

General-Uebersicht
A. der Stgats= Ausgaben

und

B. der Staats-Einnahmen

fur

e in Jahr der lIVren Finanzperiode 18;4#.



A. Staats= Ausgaben.

"
für ein Jahr der IVten

Finanzperiode.
Vrrrel

partial. ] total.
Cap. 1. ff. He.] fl. kr.

LNÖ#sschuld , .. ..Is,746294:
U[Etat des Königlichen Hauses und ofes.

1. Permanente Civilliste Seiner Majestät des Königs 2250500,
2.] Unterhalt des Kronprinzen, Königliche Hoheit 120000—3.Appanagen . - 405000—

4. Wiutwengehalte. . . . . . . sie-mo- 168000

Se 88UU0U
III.— Etat des Königlichen Staatsrathes « —72000
lV.-«Etat der Stanveversammlung und bes stän dischen
V.Etat 5t Scateministeriams des Königl. Ha use  16500

und bes eussern —480000
VI.— Etat des Königl. Staatsministeriums der Justin %½1594
VIII Etat des Königl. Staatsministeriums des Innern N356460
VIII.Gemeinschaftlicher Etat der Königl. Staatsmini-

sterien der Justiz und des Innern, resp. Etat
der Landgerichte 1,269966

IX.Etat des Kön. Staatoministeriums derkfnente —0000X.]Staatsanstalten.
1. Erziehung und Bildung . . . . . 1,070733—

Kultus #a) katbolischerKultus. . 1,059,544st.162kr.
2. 2h) protestantischer Kultus. 295,672 434

W55217
3. . . . . 184504—

4. 209812 —

5. · « - 484150—

6. und Kultur . 191191—
7. Brücken= und Wasserbau 4,688640—
8. des Staatsarars aandie4 Gemeinder 1090001—
9. · " 0 600000 z –

IIIHMilitär-Etat. *893247
1. Aktive Armec.

#a) in Geld 5,344,760 fl. 32 kr.
b) inNaturalien nach den udetspreisen 655,230 = 5664

2.) Gendarmerie . . . . . . 613976—

3.Topographisches Bureau . . sowo-
4.ZuschußandeiiMilitar- Invaliden und Waiseiifond . . 92000—
5.] Unterhalt der Festung Landau · . . 25000—
6.] Kosten der Militär-Kommission in Frankfurt. . . 14000—

- 6,794976

XII.—| Landbau= Stat. — 531440
XIII./- Pensionen der Wittwen u. Waisen der Staatsdiener .. 41 276000

Gesfammtfumme der Staatsausgaben 111l. — nmo1



Fn a gfür ein Jahrr der IVten
3. Staats= Einnahmen. Finan zperiode.

partial. total.
Cap.. ft. # ffl.“ fir.

A. Einnahmen des laufenden Jahres.
J. Direkte Staatsauflagen.

1. Grundsteuer. . . . . . 4,220342

2. Haus-, Thür- und. Frnsiersteuer . . . . . 484907 —
3. Dominikalsteuer . . . . . . . INDI-

4.Gewecbesteuek . . 713011—

5.] Familien-, Besolvungs-, Personal- und Mobiliarsteuer 343481—
6.] Wittwen= und Waisenfondé- Beiträge 9 . 53419 — 6 136

. UlIndirekte Steatsauflagen. 7 —
1. Zaten; 1,922266

2. Stempelgefäl¾e . . . . 870766
3. Aufschlagsgefälll . . . 4,653612—

4.Zollgefälle - 3,094772—«-«
1H,,Staatökcgalcen und ranaen. 10,541416 —

1.] Salinen und Bergwerkle . . , « 2,«3«·923i
2»P « - . . . . 418403I
3. Lotto « s 1,380569 –

4.Gesetz= und Regierungsblatt. . . . . 19823|—
5.Uebrige Staatsregalien · . . , . 184981 —

IV. Staatsdomänen. 4,021319
1. Aus Staatsforsten, Jagden und Triften . . . 2,247530—
2.AuöOekonomtenundGcwetbe. 38039

3.Lehen-, grund., gerichts-, zins= und ucheniherrich=* 5,1039554. Zinse aus Staatsaktivkapitalien . 414163 —98, 15062
—" —

V. Besondere Abgaben .. 77100 11
VI. Uebrige Einnahmen. 1.

1. Aerarialrente aus der Bank in Aäirnberg . . 25000«—
2.Entschadigundethone Oesterreich . . 100000 —
3.Erlös aus Mobiliarschaften - . . 984 —

4.Zufällige Einnamen 196441—
1456281—

VII. Kreisumlage für nothwendige Zwecke . . 689435
Summa Al. Einnahmen des laufenden Jahre . 1.

B. Einnahmen aus dem Bestande der Vorjahre.
Einnahmen aus den Ausständen der dritten Finanzperiode

. nachs.14,JFUaanzescheövomVDezember-ZU

dann an den in jedem Bare sich ergebenden -usständen
der vierten Finanzperiode .1. 300000

Summa B. Einnahmen aus dem Bestande der Berrr ..s. IMM-
GesammtSummcdekStaatöEmnaymea. ..
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Gesetblatt
166

fur das

Königreich Bayern.
Wr. 9.

Munchen den 1. Dezember 1837.

Inhalt:

Gesetz, die atchs ber Krelslasten von den Staatslasten, und die Vildung der Krelsfonds betreffendI. Bell. zum Abschled für die Siände-Versammlung.)

Gese,
die Ausscheidung der Kreislasten von
den Scaatslasten, und die Bildung der

Kreisfonds betreffend.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von

Bayern, Pfalzgraf bey Rhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben auf dem Grunde des
9. 3. des Gesetzes vom 15. August 1828,
den Landrath betreffend, nach Vernehmung

Unseres Staatsrathes mit Beirath und
Zustimmung Unserer Lioben und Getreuen
der Stände des Reiches, beschlossen, und
verordnen was folgt:

Art. 1

Nachstehende Ausgaben nehmen vom
1. Oktober 1837 anfangend, die Natur
nothwendiger, gesetzlich auf die Kreise hin-
gewiesener Lasten an.

A. Aus dem Etat der Justiz.

Der Gesammt-Staatsaufwand auf
die Appellationsgerichte, die Kreis= Be-
zirks -Stade: Handels= und BWechselge-
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richte (erster und zweiter Instanz) die Frie-
densgerichte mit Vorbehalt der Bestimmung
des Art. XI. dieses Gesetzes und im Rhein-
kreise mit Ausnahme der Beamten der
Staats-Prokuratur.

B. Aus den genmeinschaftlichen
Etat der Justiz und des Innern.

Der Gesammt= Staats-Aufwand für
die Landgerichte nach ihrer jebtzigen und
künftigen Formation, also bezüglich letzte-
rer auch für diejenigen Behörden oder
Beamten, welche für einzelne Bestandtheile
des dermaligen landgerichtlichen Geschäfts-
Kreises bestellt werden sollten.

C. Aus dem allgemeinen Mini-=
sterial-Etat des Innern.

Der Gesammt-Staatsaufwand auf
die Landkommissariate.

D. Aus dem Etat der Staats-

Anstalten.
1.) Der Gesammt, Staatsaufwand auf
das teutsche Schulwesen, auf die

Schullehrer-Seminarien, dann auf la-
teinische Schulen, Gymnasten und
e#yceen;

2.) der Gesammt-Staatsaufwand auf die
Stadt-Landgerichts= und Kantons-=
hysikate, die Gerichts und Dolizei-
Wundärzte, die Hebammen, Brunnen-
wärter, Thierärzte und Wasenmeister
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bei letzteren sechs Karhegorien, näm-
lich in soweit besondere Verpflichtun-
gen dazu aus Scaatsmitteln bestehen;

3.) der jeweilige Gesammt-Staats--Auf-
wand auf die als Kreisanstalten be-
reits bestehenden oder etwa kunftig zu
errichtenden Irren-Anstalten, Armenbe-
schäftigungs= und Armen= und Wai-
sen-Unterstützungs-Anstalten;

4.) der Gesamme-Staats-Aufwand auf
polytechnische-, Landwirthschafts= und
Gewerbsschulen, dann vier Fünftheile
der zur Unterstützung der Landwirth=
schaft und Industrie bestimmten all-
gemeinen, einzelnen Kreisen nicht sonst
schon speciell zugetheilten Fonds;
der Gesammt-S-taats-Aufwand auf
die Bauverwaltung des Kreises, auf
den Unterhalt der Landbauten, der
Strassen und Brücken mit Ausschluß
des gesammten Wasserbaues, dagegen
im Rheinkreise mit Einschluß des bis-
herigen Unterhalts der Rheindamm-
und Bezirks= Wegebauten, und in
allen von Nr. 1 bis 5. aufgeführten
Fällen mit Rücksicht auf Art. IX. des
gegenwärtigen Gesetzes.

5.

Art. I.

Neubauten gehen auf die Kreise niche
über, sondern bleiben Staatslast.

Als Neubauten sind zu betrachten:
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A. In dem Bereiche des Strassen-
und Brückenbaues:

1.) die Anlegung ganz neuer Strassenzüge,
2.) die Erhebung ungenügend oder gar

nicht fundirter Theile schon bestehen-
der Strassen,

3.) der Umbau von Straßentheilen, so-
ferne durch denselben die Fahrbahn bis
in den Grund erneuert werden muß,

4.) die Erweiterung der bestehenden Stras-
sen oder Straßentheile, soferne die-
selben entweder eine Ausdehnung des
Einschnittes, eder die Verlegung min-
dest eines der beiden Straßengräben
nach sich ziehrt,

5.) die Korrektion bestehender Straßen=
strecken,

6.) die Herstellung von Auf= und Abfahrts=
dämmen bei Brücken und Durchläs-
sen, soferne dieselben eine Erhöhung

über das Längenprofil der Scraßen=
bahn erfordern,

7.) die Herstellung ganz neuer Durchlässe,
Stützmauern und Wegegeländer, dann
im Rheinkreise die Umpflasterung gänz-
lich ruinos gewordener Ortstraversen.

BV. Aus dem Bereiche des Land-
baues:

1.) die Errichtung neuer und
 .) der gängliche Wiederaufbau bestehender

S.aatsgebäude, dann
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3.) jede bauliche Arbeit an letzteren, so
ferne selbe mit einer Erweiterung des
bebauten Raumes oder mit einer kon-

struktiven Veränderung der Funda-
mente, der Umfangs-Mauern und der
Dachflächen verbunden ist.

Art. III.

Die Veranschläge zu sämmtlichen Strase
sen-Neubauten werden, dringende Fälle
ausgenommen, den Landräthen zur Prü-
fung vorgelegt.

Art. W.
Auf die Kreisfonds wird ferner in

sämmtlichen Kreisen überwiesen: «

a.) der Aufwand auf den Landrath, die
gesetzlich normirten Diaten und Rei-
segelder seiner Mitglieder, und dessen
Regie,

b.) die regulativmaßigen Tantiemen der
Rent- und Steueramter fur die Er-
hebung der Kreisumlagen, vorbe-
haltlich der besonderen Bestimmung,
en fur den Rheinkreis,

c.) im Rheinkreise der Gesammtauf-
wand auf Nachlässe und Nichtwerthe
an der Grund-, Personal-, Mobiltar-
Thär-, Fenster-, und Gewerbesteuer,
auf Zuschüsse zu der Kreisarmen-
Anstalt und auf Unterstützung der

Armen jufer dieser Anstalt, auf
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den Unterhalt der Findel und ver-
lassenen Kinder, und auf Erziehung
von Söhnen der Familien, welche
sieben Kinder und darüber zählen,
nach Maaßgabe des Gesetzes vom

29. Nivrose an: XIII. (19. Ja-
nuar 1805.),

d.) der Gesammt=Staatsaufwandauf
den Transport und die Verpflegung

der Heimathlosen.

Art. V.

Die Kreise, resp. deren Landräthe sind
befuge, neben den hier gesetzlich auf die
Kreise überwiesenen Anstalten und Lasten,
auch die Errichtung, Fundirung und resp.
Uebernahme aller derjenigen zu beantragen,
welche sie für die Wohlfahrt ihrer Kreise
nothwendig oder nütlich erachten, jedoch in
Ermanglung besonderer, allenfalls auch Pri,
vatmittel dafür, nur innerhalb des gesetzli-
chen Marimums der ihnen bewilligten Kreis-
umlagen, oder der Ersparnisse aus solchen.

Art. VI.

Alle in den vorhergehenden Artikeln
aufgeführten Gattungen der Ausgaben gehen
auf die Kreisfonds einschlüssig der Realexi-
genzen und ständigen Bauausgaben der da-
zu gesetz= oder verordnungsmässig gehörigen
Stellen und Behörden über, mit bloßer
Ausnahme:

172

1.) etwaiger Mehrbezüge aus feüheren
Dienstes-Verhälenissen,

2.) der Mehrbezüge einzelner Seaatsdiener
und Angestellten über den Erat,

3.) der Quteszenzgehalte und Pensionen
mie Einschluß der übrigen seit dem Iten
Okrober 1831 auf die Scaatskasse über-
nommenen Civilpensionen des Rhein-
kreises,

4.) der Umzugsgebühren,
5.) der Ausgaben auf Amts-Aus= und

Einantwortungen und auf außerordent-
liche Visitationen und Untersuchungen,

6.) der Grenzbeaufsichtigungs= und Ver-
markungs-, dann der Militair-Con-
seriptionskosten.

Art. VII.

Alle in den vorhergehenden Artikeln nicht
ausdrücklich aufgeführte, oder bezeichnete
Snaatsanstalten und Seaaksausgaben ohne
Ausnahme, sind und bleiben Staatslast und
auf die Staatsfonds hingewiesen.

Art. VIII.

Der Gesammtbetrag aller nothwendi-
gen Kreis-Ausgaben wird für jede Finanz=
Periode in dem Budget derselben festgestellt.

Art. IX.

Die Deckung des Gesamme, Ziffers
der Kreis-Ausgaben wird bewirkt:
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I. bezuglich der nothwendigen, gesetzlich
auf die Kreise hingewiesenen Ausgaben

1.) in sammtlichen Kreisen:
a.) durch die auf bestehenden speciellen

Rechtstiteln und Bewilligungen be-
ruhenden Fundations= und Dota-
tionsbeicrdge oder anderen Reich-

nisse des Staates, oder der Ge-
meinden,
durch die vorbehaltlich des Staats-
Eigenthums den Kreisen zur Benütz-
ung zu überlassenden, zum öffent-

lichen Dienste erforderlichen Staats-
gebdude,
durch Ueberlassung der für Dienst-
wohnungen und Dienstgründe derje-
nigen Beamten, welche zu den auf
Kreisfonds übergehenden Dienstes-
Kathegorien gehören, in jeder Fi-
nanzperiode etatistrten Summen,

a.) durch die von der Staatskasse
zum Gesammtbetrage der Kreisla-
sten budgetmäßig zu leistenden Necto-
Aversal, Zuschüsse,

e.) durch die nach F. 2. lit. a. des
Landrathsgesetzes vom 15. August
1828. von drey zu drey Jahren in

maximofestzusetzendeKreis-Umlage
für norhwendige Zwecke.

2.) Im Rheinkreise neben den so eben
bezeichneten, ihm verhältnißmäßia-zu=
kommenden Bezügen, durch Surro-

b.)

IDK.gD
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girung des Nettobetrages der halben
Thür= und Fenstersteuer aus der
Staatskasse.

II. Bezüglich der fakultativen, zu ge-
meinnützigen Zwecken und Anstalten zu ver-
wendenden Ausgaben durch das nach Maaß-
gabe des §. 2. lit. b. des Landrathsgese-
btzes vom 15. August 1828. von drey zu
drey Jahren, festzusetzende Maximum der
Kreis-Umlagen für fakultative Zwecke.

III. Die etwaigen Erübrigungen an
den jährlichen Aversal, Zuschüssen aus Staats-
fonds, oder an den Kreis-Umlagen und
anderen Mitteln verbleiben den Kreisfonds,
und sollen zufolge Artikel VII. des Ge-
sehes, einige Ergänzungen des Gesebes vom
15. August 1828. die Einführung der
Landräthe betreffend, verwendet werden.

Art. X.

Auf die Natural-Bezüge, welche zu
den auf die Kreisfonds übergehenden Dienst-
gehalten gehören, und in dem Staats-Bud-
get nach Durchschnittspreisen angesetzt sind,
wird mit den Kreisen jährlich nach den
Normalpreisen abgerechnet.

Art. XI.
Die aus etwaigen Veränderungen in

dem Bestande der Kreisgrenzen hervorge-
henden Mehrungen und Minderungen der
Kreisausgaben sind zwischen den betreffen-
den Kreisen durch entsprechende Erhöhung
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oder Herabsetzung der Zuschusse aus der
Staatskasse auszugleichen.

Eben so werden die im Laufe einer

Finanzperiode durch neue Organisationen,
Reform oder sonstige Veränderung der Ge-
richts- oder Verwaltungsstellen des Kreises,
durch Errichtung neuer Stellen und Be-
hörden, oder durch Vermehrung des Dienst-
personal-Status, oder durch Erhöhung der
Besoldungen in Haupt-z und Nebenbezügen
herbeigeführten Ausgaben-Mehrungen von
den Central-Fonds durch entsprechende Er-
höhung des dem betreffenden Kreise aus

der Staatskasse bestimmten Zuschusses ge-
deckt.

Art. XII.

Die Größe und Vertheilung der aus
der Sctaatskasse an die Kreis-Fonde zu lei-

stenden jährlichen Aversal-Zuschüsse wird
mit Rücksicht auf die Verfügungen des Ar-
tikel IX. dieses Gesebes, dann auf den zu

München am 17. November 1837.

Lud
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ermittelnden Bedarf der einzelnen Kreise für
jede Finanzperiode bei der Feststellung
des Budgets nach Artikel VIII. gegenwär-
tigen Gesebes bestimmt.

Art. XIII.

Alle Zuschüsse und Abgaben an Geld
und Naturalien von der Staatskasse, oder

für deren Rechnung von den HKreiskassen
an die Kreise, werden denselben ohne Auf-
rechnung irgend eines Beitrages zu den
Erhebungs= und Verwaltungskosten abge-
währt; nur beiden Kreis-Umlagen werden
die regulativmäáßigen Tantiemen daraus für
die allgemeinen Erhebungs-Aemter mit Rück-
sicht auf Artikel IV. Ur. b. und c. dieses
Gesetzes in Ansahz gebracht.

Art. XIV.
Die Scaats-Ministerien der Justiz,

des Innern und der Finanzen sind mit dem
Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes beauf-
tragt.

wig.
Fürst von Wrede. Freiherr von Gise. Freiherr von Schrenk.
von Wirschinger. Freiherr von Hertling. Staatsrath von Abel.

Rach Königlich allerhöchstem Befehl
Geheimer Rath von Kreutzer.
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Gesetzblatt
178

für das

Königreich Bayern.

Wr. 10.

München, den 4. Dezember 1837.

Inhalt:
goll-Gesez.(IX.Bellage zum Abschlede für dle Stände-Versammlung.)

Zollgesetz.

Ludwig,
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Malzgraf bey Rhein,
Herzog von Bayern, Franken und

in Schwaben rc. 2c.

Wie haben nach Vernehmung Unseres
Staatsrathes und mie Beirath und Zu-
stimmung Unserer eieben und Gerreuen
der Scände des Reiches beschlossen und ver-
ordnen, wie folgt:

A. Allgemeine Bestimmungen.

I. Verkehr mit andern Ländern.
K 1.

Alle fremden Erzeugnisse der Ratur
und Kunst können im ganzen Umfange des
Königreiches eingebeachr, verbraucht und
durchgeführt werden.

8. 2.
Alleninlandischen Erzeugnissen der Na-

tur und Kunst wird die Auefuhr gestattet.
. 3.

Ausnahmen hievon (99. 1 und 2) tre-
ten ein beim Verkehr mit Salz und den-
jenigen Stoffen, woraus Salz ausgeschie-

15
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den zu werden pflegt, und konnen auch fur
andere Gegenstände aus polizeilichen Räck-
sichten auf bestimmte Zeit angeordnet werden.

II. Abgavben vom Verkehr mit andern
Ländern.
(Hblle.)

1. Eingangezoll.
F. 4.

Von eingehenden fremden Waaren
wird ein Eingangszoll erhoben, dessen Höhe,
so wie die von demselben ganz befreiten Ge-

genstände, die Erhebungerolle (der Zollta-
rif) nachweiset.
Welche Waaren als fremde anzu,

sehen.
S. 5.

Alle aus andern Ländern eingehenden
Gegenstände werden, in Beziehung auf die
Zollpflichtigkeit, der Regel nach, und nur
unter Zulassung der im gegenwärtigen Ge-

setze ausdrücklich bestimmten Ausnahmen,
als fremde Waaren augesehen.

2. Ausgangszoll.
S. 6.

Bei dem Ausgange gilt die Zollfrei-
heit als Regel. Die Auonahmen ergiebt
der Tarif.

3. Durchgangsgoll.
F. 7.

Von fremden Waaren, die nicht im
Lande verbleiben, sondern blos durchgeführt
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werden, wird ein Durchgangsollerhoben,
dessen Höhe der Tarif bestimmt.
4. Erleichterungendes Durchgange.

S
Gegenstinde des Durchgangs können

gegen Emrichtung der Durchgangsabgabe
innerhalb des Königreiches unter der ange-
ordneten Aufsicht umgeladen, auch der Spe-
dition, eder des Zwischenhandels wegen ge-
lagert werden.

III. Ausnahmsweise Erleichterung in den
Abgaben beim Verkehr mit andern

Lendern.
1. Im Allgemeinen.

S. 9.
Erleichterungen, welche die Bewohner

des Landes in andern Ländern bei ihrem

Verkehr genießen, können, so weit es die
Verschiedenheit der Verhälenisse gestattet,
erwiedert werden. Dagegen bleibt es vor-

behalten, Beschränkungen, wodurch der Ver-
kehr der Bewohner des Landes in fremden

Ländern wesentlich leider, durch angemessene
daaßregeln zu vergelten.

2. Insbesondere beim Verkehr mit
den zum Zollverein gehörigen
Ländern.

g. 10.
Mit Landern, die sich mit dem Ko—-

nigreiche zu einem gemeinschaftlichen Zollsy-
stem (zu dem Zollvereine) verbunden ha-
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ben, besteht unter Ausschluß der im F. 3
bezeichneten Gegenstände ein unbeschränkter
und der Regel nach völlig abgabefreier Ver-
kehr wie unrer den einzelnen Theilen des
eigenen Staaté= Gebieres.

Ausnahmsweise unterliege dieser Ver-
kehr bei einigen Erzeugnissen einer Abgabe
zur Auegleichung der in beiden Ländern be-
stehenden innern Steuern.

Die näheren, diesem Verhältnisse ent-
sprechenden Bestimmungen werden, soweit
es noch nöthig, besonders bekannt gemacht
werden.

B. Besondere Bestimmungen.

I. Erhebung des Zolles.

1. Erhebungsfuß.

F. 11.
Die Erhebung des Zolles geschiehr nach

Gewicht, nach Maaß oder nach Stück,
zahl.

2. Bezettelungs= und Verschlus---
gelder.
G. 12.

Ausser dem ZJolle kann, wenn Waa-
ren nach den Vorschriften dieses Gesehzes unter

besonderen Kontrolformen abgesertigt, oder
mit Verschluß belege werden, die Entrich-
tung des im Zollrarif bestimmten Bezettelungs=
oder Verschlußgeldes verlange werden.
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3. Berichtigung des Zolltarifs.

S. 13.

Der Zolltarif kann nur alle drei Jahre

im Ganzen berichtigt, und muß sodann für
die nächsten drei Jahre acht Wochen vorher
vollständig vom Neuen herausgegeben werden.

Abnderungen einzelner Zollsätze oder Er-
lduterungen über letztere sollen der Regel nach
nur jährlich auf Einmal ausgesprochen, we-
nigstens acht Wochen vor dem ersten Januar
zur öffentlichen Kunde gebracht und erst
von diesem Tage an angewendet werden.

4. Waaren-Verzeichniß.

F. 14.

Zur richtigen Amvendung des Zolltarifs
dient das amtlich bekannt zu machende Waa-
ren-Verzeichniß, welches die einzelnen Waa-
ren-Artikel nach ihren im Handel und sonft
üblichen Benennungen in alphabetischer Ord-
nung aufzählt und den auf jeden derselben
anwendbaren Tarissatz bezeichnet. Wo den-
noch über die richrige Anwendung des Tarifs
auf die einzelnen zollpflichtigen Gegenstände
ein Zweifel eincerite, wird nur im Verwakl-

tungswrge, und zwar in erster Instanz vo
der General = Jolladministration, und in

lebter Instanz von der obersten Finanz=
stelle (Sraatsministerlum der Finanzen) ent-
schieden.

15“
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5. Verpflichtung zur Entrichtung
des Zolles.

F. 15.
Zur Entrichtung des Zolles ist dem

Sctaate derfjenige verpflichte#, welcher zur
Zeit, wo der Zoll zu entrichten, Inhaber
(natürlicher Besitzer) des zollpflicheigen Ge-
genstandes ist.

Dem Inhaber stehe dersenige gleich, wel-
cher den zollpflichtigen Gegenstand aus einer
öffentlichen Niederlage-Anstalt entnimmt.
In wie ferne der Inhaber, der nicht zugleich
Eigenehümer ist, von letzterm oder dem Ab-
sender, oder Empfänger des zgollpflichtigen
Gegenstandes die Erstattung der Abgaben
verlangen könne, ist nach den, unter ihnen
bestehenden rechtlichen Verhälenissen, den
Grundsätzen des Civilrechts gemäß, zu be-
urtheilen, und in streirigen Fällen ausschließ-
end von den Gerichten zu entscheiden.

6. Haftung der Waare.

S. 16.
Die zollpflichtigen Gegenstände haften,

ohne Rücksicht auf die Rechte eines Dritten
an denselben, für pünktliche und vollständige
Entrichtung des darauf ruhenden Zolles, und
nnen, so lange diese nicht erfolgt ist, von
der Zollbehörde zurückbehalten oder mit .

Beschlag belegt werden.
Das an den Inhaber des gollpflichtigen

Gegenstandes von einem Zollbediensteten er-
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gangene Verbot, über den fraglichen Gegen-
stand weiter zu verfügen, hat die volle Wir-
kung der Beschlagnahme.

Die Verabfolgung der Waaren, auf
welchen noch ein Zollanspruch hafter, kann
in keinem Falle, auch nicht von den Gerich-
ten, Glädubigern und Gütervertretern (Mas-
sakuratoren) bei Conkursen eher verlange
werden, als bis die Abgaben davon bezahlt
sind.

7. Verjährung der Abgabe.
. 17.

Fur die Erhebung der Zollgefalle findet
sowohl gegen den Staat als gegen den Zoll-
pflichtigen eine einjahrige Verjahrung in der
Art statt, daß nur binnen Jahresfrist, vom
Tage der geleisteten Verzollung an, ein An-
spruch auf Ersatz wegen zu viel entrichteter
Gefalle angebracht, und binnen gleicher Frist,
von gleichem Zeitpunkte an, eine Nachfor-
derung an den Zollpflichtigen wegen zu we-

nig erhobener Zollbetrage gestellt werden darf.
Auf das Regreßverhaltniß des Staates

gegen die Zollbediensteten und auf Nachzah-
lung hinterzogener (defraudirter) Gefalle fin-
det diese abgekürzte Verjährungsfrist keine
Anwendung.

8. Verkehr im Innern.

. 1.
Der Verkehr mit zollfreien oder verzollten

ausländischen und mit gleichartigen inländi-
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schen Waaren im Innern des Konigreiches
ist frei, und unterliegt nur den zum Schutze
der Zolleinrichtung nöthigen Aufsichtsmaaß=
regeln. .

Von Gegenständen, für welche der tarif-
mäßige Eingangszoll entrichtet ist, kann wei-
ter keine Verbrauchs= noch sonstige Abgabe
für Rechnung des Staates erhoben werden,
mit Ausschluß jedoch derjeuigen innern Steu-
ern, welche auf die weitere Verarbeitung
oder auf anderweitige Bereitungen aus sol-
chen, sowohl fremden als inländischen gleich-
artigen Gegenständen gelegt sind.
9. Unzuldßigkeit der Binnenzölle.

g. 19.
Binnenzolle, sowohl des Staates als

der Communen und Privaten sind unzulaßig.

10. Desgleichen der Communal—
und Privatabgaben vom Han—
del und Verbrauche auslandi—
scher Waaren.

g. 20.
Abgaben an Communen oder Priva-

ten vom Handel und Verbrauche ausländi-
scher Waaren dürfen nicht stattfinden, wenn
nicht ähnliche Umstände, wie rücksichtlich
der Staats-Abgaben 9. 18. erwähnt wor-
den, auch hier eine Ausnahme begründen.
11. Vorbehalt wegen der Wasser-

zölle und anderer Abgaben.
g. 21.

Die conventionellen Wasserzölle auf
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denjenigen schiffbaren Flüssen, welche das
Gebiet verschiedener Staaten berühren, so-
wie alle andern wohlbegründeten Erhebun-
gen und Leistungen, welche zur Uncerhal=
tung der Stromschifffahrt uud Flösserei,
der Kandle, Schleussen, Brücken, Fähren,
Kunststrassen, Wege, Krahnen, Wagen,
Niederlagen und anderer Anstalten für die
Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind,
gehören dagegen auch künftig nicht zu den
in den P#. 19. und 20. als unzuläßig be-

zeichneten Abgaben.
12. Besondere Vorschriften für

einzelne Landestheile.
g. 22.

Abgesondert gelegene, auch vorsprin-
gende Landestheile, für welche besondere
Verhältnisse es erfordern, können von Ent-

richtung der durch dieses Gesetz angeordne-
ten Abgaben ausgenommen bleiben, und in
dieser Beziehung eigene, der Oerlichkei#
angemessene Einrichtungen erhalten.

Der Verkehr dieser Landesthelle mit
dem übrigen Sgaatsgebiete unterliegt den
Beschränkungen, welche dieses Verhäleniß
erfordert.

13. Ausschluß von Befreiungen.
g. 23.

Eine Befreiung von den durch dieses
Gesetz bestimmten Abgaben findet nicht statt.

a) Von denjenigen Gegenständen, welche
der König und die Glieder des:
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b

c

½

königlichen Hauses zum eigenen Ge-
brauche einführen, werden die Ein-
gangszölle zwar bei dem Bezuge
bezahlt, aber jederzeit aus der Zoll-
kasse wieder rückvergütet.
Alle Gegenstände, welche auswärtige
Souveraine durch das Königreich
oder aus demselben für ihre Person
und zu ihrem Gebrauche beziehen,
sind zollfrey. Es werden zu diesem
Ende, auf vorhergegangenes Anfu-
chen die geeigneten Freipässe ausge-
stellt, oder die erforderlichen Wei-
sungen an die Zollbehörden ertheilt
werden.

Die der königlichen Souveränitt
unterworfenen ehemallgen reichsun-
mittelbaren Fürsten, Grafen und
Herren erhalten in Gemäßheit der
Deklaration vom 19. März 1807

fü#r die Comsumeibilien, welche sie
aus dem Auslande zu ihren Haus-
bedürfnissen bezichen, die enerichte-
ten Zollgebühren zurück, wenn se
die Zollscheine darüber vorlegen,
und auf denselben mit eigenhändi-
ger Unterschrift bestätigen, daß die
bezogenen Gegenstände wirkkich zum
Bedürfnisse ihres Hauses bestimmt
gewesensind.
Auch ist ihnen in Kraft des Edikts

vom 26. Mat 1818 über die staats-

—
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rechtlichen Verhaltnisse der Stan-
desherren gestattet, ihre Natural-
produtte und Gefälle aus ihren im
Auslande gelegenen und an bhre
dießseitigen Herrsch aften angrenzen-
den Besttzungen gollfrei einzuführen,
zu welchem Ende sie jedoch immer
die nöthigen Vorweise entweder ei-
genhändig ausstellen, oder durch ein
von ihnen hiezu besonders ermäch-
tigtes Amr, welches der Zollstelle
bekannt zu machen ist, ausfertigen.
zu lassen haben.

Eine Befreiung von Wag- und
Niederlagegebuhren kann jedoch nicht
angesprochen werden.
In Ansehung der Zollfreiheit der
Botschafter, Gesandten und Ge-
schaftstrager an dem konigl. Hef-
lager soll es genau ebenso gehal-
ten werden, wie es damit in dem
Staate, welchem der Gesandte an-
gehèr?t gegen den königl. Botschaf-
ter, Gesandten und Geschäftsträger
gehalten wird.

II. Einrichtungen zur Beaufsich-
tigung und Erhebung des Jolle.

1. Zoll-einie, Grenz-Bezirk, Bin-
nen:einie.

. 24.
Wo das Scaatsgebiet an Ausland,
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d. h. an fremde, nicht zu demselben Zoll-
sosteme gehörige Lander angrenze, bildet
die Landesgrenze zugleich die Zollgrenze oder
Zolllinie, und der zunichst innerhalb dersel-
ben gelegene Raum, dessen Breite nach der
Oertlichkeit beslimmt wird, den Grenebe-
zirk, welcher vom übrigen Staatsgebiete
durch die besonders zu bezeichnende Bin-
nenlinie getreunt ist
2. Zollstrassen und Landungsplätze.

9. 23.
Von den aus dem Auslande in und

durch den Grenzbezirk führenden Land= und
Wasserstrassen sollen die zum Waarenverkehr
mit dem Auslande vorzugsweise geeigneten
als Zollstrassen bezeichnet werden. Auch
sollen, wo die Jollgrenze durch ein schiff-
bares Wasser gebildet wird, die erforderli-
chen Landungsplitze bestimmt werden.

3. Zollbehörde.
g. 26.

Zur Feststellung und Erhebung der
Ein= Aus= und Durchgangszölle werden
im Grenzbezirke Grenz-Zollämter, in den
übrigen Theilen des Landes andere Hebe-
stellen, auch da, wo die Grenz-Zollämter
nicht nahe genug an der Zolllinie lie-
gen, an dieser besondere Ansageposten er-
richtet.

4. Grenzbewachung.
 27.

Die Aufsicht auf den Waaren-Elne
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und Ausgang wird längs der Jollgrenze und
im Grenz-Bezirke durch eine uniformirte und
bewaffnere Grenzwache geübt, die zum Ge-
brauche ihrer Waffen nach den deßfalls be-
stehenden besondern Vorschriften befugt ist.
5. Verpflichtung anderer Ange-
stellten in Bezug auf den Joll=

schus. #
. 28.

Andere Scaats= und Communalbe=

amte, namentlich die Polizei: und Forst=
bediensteten find zur Unterstützung der Grenz-
wache verpflichter.

Sie haben insbesondere Uebertre#un-
gen der Jollvorschriften, welche bei Aus-
übung ihres Dienstes zu. ihrer Kenntniß
kommen, möglichst zu hindern, und auf

jeden Fall zur näheren Untersuchung sofort
anzuzeigen.
6. Allgemeine Vorschriften für die

Waaren-Ein-, Durch= und Aus-
fuhr.

. Strassen und Zeit, an welche die

Ueberschreitung der Joll-Kinie
gebunden ist.

g. 29.
Wer zollpflichtige oder zollfreie Waaren

mit sich fuhrt, darf uber die Zoll-Linie zu
Wasser oder zu Lande nur wahrend der Ta-
geszeit und nur auf einer Zollstrasse ein= oder
austreten, auch nur bei einem erlaubten Lan-

dungsplaße anlanden.
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In wie fern der Ein= oder Ausgang zu
anderer als der vorbestimmten Zeit und auf
anderen als den Zollstrassen, auch das An-
landen an anderen als den bezeichneten Lan-

dungsplätzen ausnahmsweise zulässig ist, wird
durch die Zollordnung bestimmt werden.

b. Fortsetzung des Weges bis zum
Zollamte; Deklaration, Revi-

[ion.
. 30.

Der Weg von der Zoll-Linie bis zum
Grenz-Zollamte muß ununterbrochen fortge-
setzt, beim Zollamte Menge und Art der
Waaren volssiändig und genau angegeben
(deklarirt), auch müßen die letzteren dem
Zollamte zur Einsicht (Revision) vorgezeigt
werden.

c&amp;k. Behandlung der ein= und durchge-
henden Waaren.

F. 31.
Eingehende, sey es nach einem inländi-

schen Bestimmungsorte oder zum unmittel-
baren Durchgang deklarirte Waaren werden
nach Verschiedenheit der Fdlle entweder so-
gleich beim Grenz-Zollamte vollständig ab-
gefertigt (in freien Verkehr gesetzt), oder
von solchem unter Zollkontrole (mirtelst Be-
gleitschein) und geeigneten Falls unter Ver-
schluß und gegen Sicherheitsleistung für den
Betrag des Zolles an eine andere Hebestelle
zur Schlußabfertigung verwiesen.
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4d. Behandlung der ausgehenden
Waaren.

g. 32.
Bei ausgehenden, einem Ausgangszolle

unterliegenden Waaren hat die Ermittlung
der Menge und Art derselben, so wie vie
Erhebung des Zolles nach der Wahl des
Waarenführers entweder beim Grengzzoll=
Amte am Ausgangspunkte, oder bei einer
Hebestelle im Innern, mie Vorbehalt der
Revision beim Grenz-Zollamte zu geschehen.

c. Weiteres Verhalten der Waaren-

führer und Verpflichtungen derselben
im Allgemeinen.

g. 33.
Waaren die nach F. 31. an eine andere

Hebestelle zur Weiteren Abfertigung verwies
sen, oder zur unmittelbaren Durchfuhr be-
stimme, oder nach F. 32. zum Ausgange de-
klarirt sind, har der Waarenführer unver-
a#ndert ihrer Bestimmung zuzuführen, dem
Jollamte, bei welchem die Schlußabfertigung
zu geschehen har, zuzustellen, auch bis dahin
den etwa angelegten amtlichen Verschluß un-
verletzt zu erhalten.

Die näheren Vorschriften über die Ber-
bindlichkeiten, welche in Hinsicht auf Dekla-
ration und Revision der Waaren, auf die
Sicherheitsleistung für die schuldigen Zoll=
gefälle und auf den Waaren-Verschluß von
Seite der Verkehrtreibenden zu erfüllen sind,
wird die Zollordnung enthalten.
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7. Waarenverkehr und Transport
im Grenzbezirke.

g. 34.
Innerhalb des Grenzbezirkes unterliegt

aller Waaoren-Verkehr und Transport einer
genauen und speziellen Aufsiche, und ist den-
jenigen Beschränkungen und Kontrolmaaß=
regeln unterworfen, welche zur Sicherheit
gegen die verheimlichee Waaren-Einfuhr und
Ausfuhr erforderlich sind, und in der Zoll-
ordnung näher werden angegeben werden.

8. Gewerbsbetrieb im Grenz-
Bezirke.

g. 35.
Innerhalb des Grenzbezirkes konnen fru-

her bestandene Gewerbe mit zollpflichtigen
fremden, einem hohern als dem allgemeinen
Eingangszolle unterliegenden, oder mit gleich-
namigen inlandischen, so wie mit allen einem

Ausgangszolle unterworfenen Gegenstanden
nur fortgesetzt, und neue nur angefangen und

betrieben werden unter Beobachtung derjeni-
gen Vorschriften, welche von den obersten
Verwaltungsstellen mit Berucksichtigung der
ortlichen Verhaltnisse anzuordnen, so wie
durch die gewerbspolizeilichen Gesetze gege-
ben sind, um das Gewerbs= und Zollinter=
esse zu sichern.

Die weiteren Bestimmungen hierwegen
und zwar insbesondere wegen Führung von
Handelsbüchern von Seite der Kausteute im
Grenzbezirke, dann wegen Beschränkung der

Klrämer und anderen Gewerbereibenden in
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kleineren Orten des Grenzbezirkes bei dem
unmittelbaren Waarenbezuge aus dem Aus-
lande, sowie wegen der Beschränkung der
Haustrgewerbe im Grenzbezirke werden durch
die Jollordnung ertheilt werden.
9. Waareyverkehr aufsserhalb des

Grenzbezirkes.
K. 36.

Ueber den Grenzbezirk hinaus findet
im Inlande nach Anleitung der näheren.
Vorschriften, welche die Zollordnung hier-
über enehalten wird, eine weitere Beauf-
sichttgung des Waarenverkehrs nur in so#
weit statt, daß: #

1.) die aus dem Auslande oder aus dem

Corenzbezirke in das Innere des Landes
übergehenden Waaren mir den im Grenz-

bezirk empfangenen Abfertigungsscheinen
bis zum Bestimmungsort begleitet seyn
müssen; daß

2.) bei gewissen hochbesteuerten Waarendie
Versendungen im Inlande zu großeren
Quantitaten nur auf Frachtbriefe oder
Transportzettel geschehen, durfen; daß

3.) von den Handeltreibenden, welche der-
gleichen hochbesteuerte Waaren unmit-
telbar aus dem Auslande beziehen,
über den Handel mit denselben Buch
zu führen, unddarin der Tag und der
Ort, an welchem die Verzollung gelei-
stet worden, jedesmal beim Empfang
der Waare anzumerken ist; daß endlich

4.) Waarenführer und Handeltreibende bei
16 r
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dem Transporte zollpflichtiger fremder
oder gleichnamiger inlandischer Waa-
ren auch ausserhalb des Grenzbezirks
den Joll-, Steuer, oder Polizeibedien=
steren über die transportirten Waaren —

und in so fern es Artikel der vor- (2)
bezeichneten Art sind, — auch darüber

aufrichtige Ausk unft zu geben haben,
von wem und woher die Waaren bezo-

gen werden sind, und wohin, auch an
wen sie abgeliefert werden sollen.

10. Hausvisit ationen und Revisio-
nen der Waarenlager.

. 37.
Sind Gründe vorhanden, zu vermu-

ehen, daß irgend jemand im Grenzbezirke
sich einer Uebertretung der ZJollgesetze schul-
dig gemacht habe, oder zu einer solchen
Uebercretung durch Bergung verbotener oder
zollpflichtiger Waaren mitwirke, so können
zur Ermittlung derartiger Kontraventionen
Nachsuchungen nach solchen Vorräthen, un-
ter Erforderung des Ausweises über die
geschehene Verzollung oder den inländischen
Ursprung der vorgefundenen Waaren, und
selbst Hausvisitationen von ZJollbediensteten
unter Leitung eines Oberkontroleurs (Grenz,
koneroleurs) oder eines andern Beamten

gleichen oder höheren Ranges vorgenommen
werden; Hausvisitationen jedoch nur unter
Juziehung der Lokal-Polizelbehörden und

nur nach Sonnenaufgang und vor Sonnen-

untergang.
Der Beobachrung dieser Formlichkei-

ten bedarf es nicht, wenn auf der That betrof-
fene, von den Zaollbediensteten verfolgte
Schleichhändler in Häusern, Scheunen u.
s. w. einen Zustuchesort suchen.

In solchen Fälleh müssen die verdäch-
tigen Räume denverfolgenden Jollbedienste=
ten auf Verlangen sofort und zu jeder Zeit
geöffnet, und es dürfen letztere in Ausübung
ihrer Dienstpflicht gegen die Flüchrigen auf
keine Weise gehindert werden.

Auch sind unter den vorgedachten Nach-
suchungen die gewöhnlichen Revisionen bei
den, auf den Grund des §. 35. dieses Ge-
setzes unter Kontrole stehenden Gewerbtrei-
benden nicht begriffen.

. 38.
Haussuchungen ausserhalb des Grenz-

bezirkes zum Zwecke der Verfolgung einer
Uebertretung der Zollgesehe können nur von

den zu Untersuchung solcher Uebertretungen
kompetenten Behörden angeordnet und unter
deren Leitung vorgenommen werden.

11. Köperliche Visitartionen.
 li

Personen, gegen welche der Augen-
schein den Verdacht erregt, daß sie Waa-
ren unter den Kleidern verborgen haben,
und welche der Aufforderung der Zollbe=
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diensteten sich dieser Gegenstände fretwillig
zu entledigen, nicht sogleich vollständig ge-
nügen, können der körperlichen Visitarion
unterworfen werden. Sie müssen jedoch —

wenn sie die Visieation nicht bei der näch-
sten Zollstelle oder Ortsbehörde wollen ge-
schehen lassen, — deßhalb vor die zur Unter-

suchung der Jollstraffällekompetente Geriches-
behörde geführt werden.

12. Anstalten zur Beförderung des
mittelbaren Durchfuhrhandele
und des innern Verkehre.

9. 40.

Zur Beförderung des mittelbaren Durch-
fuhrhandels und des innern Verkehrs die-
nen die in dem wichtigeren Handelsplätzen
des Inlandes unter amtlicher Aufsicht ste-
henden öffentlichen Niederlags Anstalten,
Packhöse, Hallen, Freihäfen, nach welchen
die zollpflichtigen Waaren von der Grenze
aus unter den vorgeschriebenen Sicherheits-
maaßregeln abgefertigt werden.

Nicht minder werden auch bei den
Hauptzolldmtern an der Grenze, wo sich
ein deßfallsiges Bedürfniß zeigt Niederla-
gen eingerichret, in welchen Waaren bis zu
ihrer weiteren Bestimmung unverzollt gela-
gert werden können.

Ausnahmsweise endlich kann für solche
Waaren, welche sich zur Aufbewahrung in
den öffentlichen Niederlagen nicht eignen,
bei genügend gewährter Sicherheit gegen
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Veruntreuungen und Berluste auch die Ber
fugniß zum Drivatlager, jedoch jederzeit
widerruflich und nur auf besondere Genehmi-
gung der obersten Finanzstelle gestatter werden.

Ueber die Verpflichtungen bei hier-
nächstiger Verzollung der niedergelegten Waa-
ren, ingleichen über die Fristen, binnen
welchen die eingegangenen Waaren auf den
Packhöfen und Zollniederlagen lagern dür-
sen, sowie endlich über das Verfahren mie
den nach Ablauf jener Fristen nicht abge-
holten Waaren werden durch die Zollord=
nung die nörhigen Vorschriften ertheilt werden.

Der Inhaber, Eigenthümer oder Ab-
sender der Waaren muß sich, wenn er die
Waaren zum Packhofe deklariet oder dekla-
riren läßt, jenen Vorschriften unterwerfen,
ohne daß es darüber noch einer besondern
Erklárung bedarf. ·

13. Ausnahmsweise Zollfreiheit.
a. Für Versendungen aus dem In-

lande durch das Ausland nach dem
Inlande.

F. 41.

Verzollte oder unter Zollkontrole ge-
setzte feemde Waaren, auch inländische Er-

zeugnisse, welche vom Inlande durch das
Ausland nach dem Inlande versendet wer-
den, bleiben beim Aus= so wie beim Wie-
derein gange, dann von aller Zollentrichtung

befreit, wenn die vollständige Ueberzeugung
vorhanden ist, daß dieselben G.genstände



199

wieder eingehen, welche aus dem Inland
ausgegangen sind.

Wo diese Begunstigung zugestanden
wird, mussen genau die Vorschriften und
Bedingungen erfüllt werden, welche die
Zollverwaltung ertheilen wird, um die obige
Ueberzeugung zu begründen.

b. Beim Meß= und Marktverkehr.
. 42.

Zur Erleichterung des Besuchs aus-
wärtiger Messen und Märkte mit inländi-
schen Erzeugnissen kann für gewisse, sich hie-
zu eignende Gegenstände, unter Beobach-
tung der erforderlichen Kontrol-Vorschrif-
ten, die zollfreie Ruckbringung der unver-
kauft gebliebenen Waaren verstattet werden.

und Gewerbtreibenden, welche inlandische
Messen und Märkte besuchen, von ihren un-
verkausten Waaren Erlaß des Eingangszolles
bei der Wiederausfuhr auf vorschriftmässi-
gen Nachweis über die Identität der ein-
und zurückgeführten Waaren gewährt.

c. Bei Waaren die zur Verarbeitung

oder Vervollkommnung mitderBe-
stimmung des Ausgangseingebracht
werden und umgekehrt.

. 43.
Gegenstände, welche zur Verarbeitung

Nicht minder wird den fremden Handel-
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oder zur Vervollkommnung der Arbeit mit
der Bestimmung, die daraus gefertigten
Waaren auszuführen, eingehen, können im
Zoll erleichtert werden. In besonderen Fäl-
len kann dieß auch geschehen, wenn Ge-
genstände zur Verarbeitung oder zur Ver-
vollkommung nach dem Auslande gehen,
und im vervollkommneten Zustande zurück-
kommen.

Ausnahmen der einen wie der andern
Art bedürfen aber jedesmal der Genehmi-
gung der obersten Finanzstelle.

d. Beim Grenzverkehr.

g. 44.
Ob und welche Erleichterungen in Be-

zug auf den kleinen Grenz-Verkehr mie
dem benachbarten Auslande stattfinden kon-
nen, wird nach Maaßgabe des dortlichen
Bedurfnisses von der obersten Finanzstelle
(dem Stadtsministerium der Finanzen) durch
besondere Verfügungen bestimmt.

III. Vollzugs-Vorschriften.
. 45. ·

Die naheren Bestimmungen uber die
Ausführung und Anwendung des gegen-
wärtigen Gesetzes wird die zu erlassende
Jollordnung enthalten.

Geschehen München den Siebenzehnten November Einrausend acht hundert sieben
und dreißig.

Ludwig.
Fürst von Wrede. Freiherr v. Gise. Frhr. v. Schrenk, v. Wir-

schinger. Frhr. v. Hertling, Staatsratb v. Abel.
Nach königlich allerhöchstem Befehl

Geheimer Rath v. Kreuter.
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Gesetzblatt
fur das

Königreich Bayern.

M. 11.

München den 6. Dezember 1837.

Inha lt.
Soll-Strafgesetz. (I. Beilage zum Abschlede für die Stände= Versammlung.)

Zoll-Serafgesectz.

Ludwig
von Gottes Gnaden König von Bayern,

« Pfalzgraf bey Rhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben rc. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Unseres
Staatsrathes und mit Beirath und Zustim-
mung Unserer Lieben und Getreuen der
Stände des Reiche beschlossen und verordnen,
wie folge:

1.

Verletzungen des JZollgesetzes
und der Sollordnung.

a. Strafe der Contrebande.

K. 1.
Wer es unternimmt, Gegenstände, de-

ren Ein-, Durch= oder Ausfuhr verboten ist,
diesem Verbote zuwider ein-, durch= oder
auszuführen, hat die Confiskation der Ge-
genstände, in Bezug auf welche die Conere=
bande verübt worden ist, und zugleich eine
Geldbuße verwirkt, welche dem voppelten
Werthe jener Gegenstände gleichkommt.

Beträgt der einfache Werth nicht sieben
17
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Gulden dreißig Kreuzer, so muß dieser Be-
trag als einfacher Werth angenommen, und
hienach die Geldbuße bestimmt werden.

Wer gegen das Verbot: ausländisches
Salz oder Stoffe, woraus Salz gezogen
werden kann, einbringt, niederlegt, auf ir-
gend eine Weise an sich bringt, verkauft, oder
ohne besondere Erlaubniß durchführt, unter-
liegt einer Strafe von fünf Gulden vom
Zenener, im Wiederholungsfalle von zehn
Gulden vom Zentner.

Besteht ein Verbor, Salz, Salpeter
und Schießpulver auszuführen, so unterliegt
derjenige, welcher dieses Verbot übertritt,
ebenfalls einer Strafe von fünf Gulden vom
Zentner, im Wiederholungsfalle aber von
jehn Gulden vom Zentner.

b. Strafe der Zolldefraudation.
&amp; 2.

Wer es unternimmt, dem Scaate die
Ein-, Aus= oder Durchgangsabgaben zu ent-
zlehen, hat die Constskation der Gegenstände,
in Bezug auf welche die Zolldefraudation
verübt worden ist, und zugleich eine dem vier-
fachen Werthe der Abgaben, welche dem
Sraate entzogen worden sind, oder entzogen
werden wollten, gleichkommende Geldbuße,
welche jedoch niemals unter zwei Gulden
betragen soll, verwirkt.

Diese Abgaben sind ausserdem nach dem
Jollearife zu entrichten.
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aa. Strafe des ersten Rückfalles.
. 3.

Im Wiederholungsfalle nach vorherge-
hangener rechtskräftiger Verurtheilung wird
ausser der Confiskation der Gegenstände, die
nach #F. 1. und 2. eintretende Geldbuße ver-
doppelt, oder im Falle dieselbe nicht beige-
trieben werden kann, auf verhältnißmäßige
Freiheitsstrafe, nicht über zwei Jahre, erkannt.

bb. Strafen des ferneren Rürckfalls.
S. 4.

Ein fernerer Rückfall nach früherer reches-
kräftiger Verurtheilung zieht ausser der Con-
fiskation der Gegenstände der Uebertretung
in der Regel eine verhältnißmäßige Freiheits-
Strafe, welche vier Jahre nicht übersteigen
darf, und den Verlust des Gewerbes, bei
welchem die Contrebande oder Defraudation
begangen ward, bis zu fünf Jahren nach sich.

Nur ausnahmsweise kann nach richterli-
chem Ermessen mit Berücksichtigung aller
Umstände des vorliegenden Falles und der
vorausgegangenen Falle, statt der Freiheits-
strafe, auf Verdopplung der im F. 3. be-
zeichneten Geldstrafe erkannt, auch von der
Entziehung des Gewerbsbetriebs Umgang ge-
nommen werden. Diese Wahl ist jedoch
dem Richter nicht gestattet, wenn der Ueber-

treter die Contrebande oder Defraudation ge-
werbsmäßig betreibt, oder wenn derselbe eine
der früheren oder die letzte Uebertretung un-
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ter erschwerenden (g. 11 — 15.) oder über-

haupt unter solchen Umständen begangen har,
unterwelchendie betrügliche Absicht bestimmt
vorgelegen hat, oder vorliegt.

Im Falle die Geldstrafe nicht beigetrie-
ben werden kann, critt statt derselben verhält-
nißmäßige Freiheies= Strafe innerhalb des
in diesen ##en bezeichneten Maximums ein.

g. 5.
Kann der Wereh der Gegenstände, der

nach g. 1. oder der Betrag des vorenthalte-
nen Zolles, der nach 9. 2. bei Bemessung der
Geldstrafe zu Grunde liegt, nicht mehr aus-
gemittelt werden (F. 20.), so ist die Geld-

rrafe nach richterlichem Ermessen auf fünf-
jehn bis einhundert fünfzig Gulden festzu-
seßen.

ec. Fälle, in denen die Contrebande
oder Defrandation als vollbracht an-

genommen wird.

g. 6.
Die Contrebande oder Defraudation wird

als vollbracht angenommen:
1.) wenn bei der Anmeldung an der Zoll-

statte
a.) Gewerbtreibende oder Frachtfuhrer

verbotene oder zollpflichtige Gegen-
stände gar nicht, oder in zu geringer
Menge, oder in einer Beschaffenheit,
bie eine geringere Abgabe begründet
haben würde, deklariren, oder
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b.) andere Personen dergleichen Gegen-
stände wider besseres Wissen unrich-
tig deklariren, oder bei der Revisson

verheimlichen;
2.) wenn bei dem Transporte verbotener oder

zollpflichtiger Gegenstände im Grenzbe-
zirke

#a.) die Zollstätte, bei welcher dieselben
bei dem Ein= oder Ausgange härten
angemeldet und gestellt werden sollen,
ohne solche Anmeldung und Stellung
überschritren, oder ganz umgangen;

die vorgeschriebene Zollstrasse oder
der im Zollausweise bezeichnete Weg
nicht eingehalten;
der Transport ohne Erlaubniß der
Beherde ausser der gesetzlichen Ta-
geszeit bewirkt wird, oder
Gegenstände ohne den vorschrifts-
mäßigen Zollausweis betroffen wer-
den, oder mit diesem nicht überein-
stimmen;

3.) wenn über verbotene oder zgollpflichtige
Gegenstände, welche aus dem Aus-
lande eingehen, vor der Anmeldung
oder Revision bei der Zollstäcte, oder
wenn über derartige zur Durchfuhr
oder zur Versendung nach einer öffenc-
lichen Niederlage deklarirte, oder sonst
unter Begleitschein gehende Gegen-
stände auf dem Transport eigenmächtig
verfügt wird;

b.“

C.

7

17“



207

4.) wenn Gewerbtreibende im Grenzbe-
zirke sich nicht in Gemaßheit der im
g. 35. des Zollgesetzes getroffenen An-
ordnungen uber die erfolgte Verzol-
lung, oder die zollfreie Abstammung
der vorgefundenen Gegenstände aus-
weisen können;

5.) wenn unverzollte Waaren aus einer

Anstalt zur Niederlage derselben ohne
vorschriftsmiáßige Deklaration (Anmel-
dung) entnommen werden.
Das Daseyn der in Rede stehen-

den Uebertretungen und die Anwendung
der Strafe derselben wird in den vorste-
hend unter 1 — 5 angeführten Fällen

lediglich durch die daselbst bezeichneten
Thatsachen begründet.

Kann jedoch in den unter 2. und 4.

angeführten Fällen der Angeschuldigte voll-
ständig nachweisen, daß ereine Contre-
bande oder Defraudation nicht habe ver-
üben können oder wollen, so findet nur eine
Ordnungsstrafe nach §. 17. Nr. 2. statt.

. 7.
Wenn in den im 9. 36. des Zollge-

setzes bezeichneten Fällen der zollordnungs-
mäßige Ausweis über die im Binnenlande
transportirten Waaren nicht auf der Stelle
ertheilt werden kann, oder die erforderliche
Vormerkung in den Handelsbüchern fehlt,
oder die verordnete Anmeldung unterblieben
ist, so wird zwar hiedurch der Verdacht
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einer begangenen Zolldefraudation und dem
Befinden nach die vorlaufige Beschlagnah-
me der ohne die vorgeschriebene Bezettel-
ung oder Vormerkung in den Handelsbü-
chern vorgefundenen Waaren begründet.
Widerlegt sich aber dieser Verdacht bei ni-
herer Untersuchung, so findet nur eine Ord-
nungsstrafe nach g. 17. Nr. 2. state.

S. 8.

Auf die Behauptung, daß die Gegen-
stände, woran die Defraudation verübt

worden, zum Durchgang bestimmt gewesen,
soll nur in dem Falle Rücksicht genommen
werden, wenn die Defraudation erst beim
Ausgangsamte und unter solchen Umstän-
den enrdeckt wird, daß dabei nur eine Ver-

kürzung der Durchgangszölle beabsschriger
seyn kann. In allen anderen Fällen sind
ohne Rücksicht auf die gedachte Be-
hauptung die Eingangs beziehungsweise
Ausgangszölle zu entrichten, und ist nach
ihnen die verwirkte Strafe abzumes-
sen.

g. 9.

Wenn ein Frachtfuhrer nach Vorschrift
des 9. 6. Nr. 1. lit. a. wegen unrichtiger
Deklaration verurtheilt, derselbe jedoch durch
die ihm von dem Befrachter mitgegebenen
Deklarationen, Frachebriefe, oder andere
schrifetliche Rotizen über den Inhalt der
Colli zu der unrichtigen Deklaration veran-
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laßt worden, oder wenn in den F. 6. Nr. 4.

angeführten Fällen die Verurtheilung ledig-
lich auf den Grund der daselbst bezeichne-
ten Thatsachen erfolgt ist, ohne daß die
Defeaudation selbst nachgewiesen worden,
so findet im Falle der Wiederholung einer
solchen Uebertretung die Strafe des Rück-
ftalls nicht statt; auch soll eine solche Ver-
urtheilung die Strafe des Rückfalls bei ei-
ner nachfolgenden Zollübertretung nicht
begründen.

9. 10.

Werden Gegenstände, deren Ein-,
Durch= oder Ausfuhr verboten ist,

1.) bei dem Grenzzollamte von dem Ge-
werbtreibenden ausdrücklich angezeigt,
oder von anderen Personen vorschrifts-

mäßig zur Revision gestellt, oder kom-
men

2.) solche Gegenstände mit der Post an,
und kann derjenige, an welchen sie ge-
sendet sind, einer beabsichteten Contre-
bande nicht überführt werden, so fun-
det keine Strafe, wohl aber Zurück-
schaffung der Gegenstände statt.
Im ersten Falle geschieht die Zurück-

schaffung auf Kosten deesenigen, wel-
cher die verbotenen Gegenstände bei scch
geführt hat; im zweiten Falle haften
für die dem Staate verursachten Ko-
sten die Gegenstände selbst.
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dd Contrebande oder Jolldefrauda-
tion unter erschwerenden Umständen.

K. 11.
Die Strafe der Contrebande oder De-

fcaudation wird um die Hälfte geschärft:
1.) wenn die Gegenstände beim Trans-

porte in geheimen Behälenissen oder
sonst auf eine künstlich und schwer
zu entdeckende Art verborgen, oder

2.) wenn zum Durchgang oder Wieder-

ausgang angemeldete oder sonst unter
Begleitschein gehende Gegenstande auf
dem Transporte vertauscht, oder in ih-
ren Bestandtheilen verandert worden

sind;
jedoch darf das im F. 4. bestimmte Maxi-
mum der Freiheits= Strafe nicht überschrit-
ten werden.

g. 12.
Diese Strafe (#9. 11.) critt gleichfalls

ein, wenn Gewerbtreibende, denen zur Be-
förderung ihres Gewerbes und unter der
Bedingung der Verwendung zu diesem Zwe-
cke abgabepflichtige Gegenstände ganz frei,
oder gegen eine geringere Abgabe verabfolgt
worden sind, dieselben ohne vorherige Nach-
zahlung der Gefälle anderweit verwenden,
oder veräußern, oder wenn Personen, de-

nen Waaren unverzollt anvertraut worden,
mit denselben Unterschleif treiben, oder zu
treiben verstatten.

Ausserdem gehen sie, in dem einen wie
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in dem andern Falle, der ihnen gewährten
Begünstigung für immer verlustig.

g. 13.
Wenn drei oder mehrere Personen zur

gemeinschaftlichen Ausubung einer Uebertret-
ung des Zollgesetzes oder der Zollordnung
sich verbunden haben, so kommt zu der Strafe
der gemeinschaftlich ausgefuhrten oder aus-
zuführen versuchten Uebertretung noch hinzu:

#a.) wenn die Verbindung nur für einen
einzigen Fall statt fand, gegen den An-
führer drei bis sechs monatliche Freiheits=
strafe, gegen die andern Theilnehmer
ein bis dreimonatliche Freiheits-Strafe;

b.) im Wiederholungsfalle, oder wenn
die Verbindung schon gleich anfangs
für mehrere Fälle eingegangen war,
gegen den Anführer ein bis zweijährige,
gegen die übrigen Theilnehmer sechsmo-
natliche bis einjdhrige Freiheitsstrafe.
Wenn drei oder mehrere Personen zu-

sammen bei Ausübung einer Uebertretung
betroffen worden sind, so wird angenom-
men, daß sie sich zur gemeinschaftlichen Aus-
übung derselben verbunden, es sei denn, daß
sie nachweisen können, daß ihr Zusammen-
treffen nur ein zufälliges gewesen sei.

. 14.
a.) Derjenige, welcher Contrebande oder

Zolldefraudation unter dem Schutze
einer Versicherung (Assekuranz) ver-
übt, verfällt neben der auf die Ueber-
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tretung selbst gesetzten Strafe, in eineFrei-
heitsstrafe von zwei bis drei Monaten.

b.) Wird die Contrebande oder Zolldefrau-
dation von drei oder mehreren zu die-
sem Zwecke verbundenen Personen un-
ter dem Schutze einer Versicherung
verubt, so ist die nach Verschiedenheit
der im 9. 13. a. u. b. bezeichnetcn

Fälle verwirkte Strafe gegen den An-
führer mit achtmonatlicher bis einjäh-
riger, und gegen die übrigen Mie-

glieder mit vier bis sechsmonatlicher
Freiheitsstrafe zu schärfen.

B.) Der Versichernde (Assekurateur), so wie
der Vorsteher einer Versicherungs-Ge-
sellschaft wird in den Fdllen a. und b.
in eine Freiheitsstrafe von ein= und

einem halben bis zwey Jahren, der
Rechnungsführer der Versicherungs-Ge-
sellschaft in eine solche von sechs Mo-
naten bis zwey Jahren, jedes der übri-
gen Mitglieder der Gesellschaft in eine
solche von secho Monaten bis zu einem
Jahre verurtheilt.
Die zum Zwecke der Versicherung ange-
legten Fonds unterliegen der Conftskation.

d.) Im Falle hiezu nicht zu gelangen ist,
so ist anstate der Consiskation eine von
sämmtlichen Theilnehmern unter soli-
darischer Haftung zu erhebende Geld=
strafe von achthundert bis achttausend
Gulden verwirkt.



213

9. 15.
Wer bei Verubung einer Contrebande

oder Zolldefraudation Waffen (oder andere
gleich gefährliche Werkzeuge) zum. Wider-
stande gegen die Zoll-Bediensteten mit sich
führt, den erifft neben der ordentlichen Strafe
der Uebertretung sechsmonatliche bis ein-
jährige Freiheitsstrafe.

Sind von den Angeschuldigten die
Wasffen wirklich gebraucht worden, so tre-
ten die allgemeinen Strafgesetze ein.

Gegen denjenigen, welcher im Grenz-
bezirke auf Nebenwegen oder zur Nachtzeit
bei einer Contrebande oder Defraudation mie

Wasffengetroffenwird, wird angenommen,
daß er die Waffen zum Widerstande gegen
die Zollbediensteten mit sich geführt habe,
es sey denn, daß aus den Umständen un-
zweifelhaft hervorgeht, oder der Beweis
hergestellt wird, daß der Zweck der Führ-
ung der Waffen mitder Uebertretung in
keinem Zusammenhange stehe.

ee. Strafe der Theilnehmer.

S. 16.
Wer von den Theilnehmern an einer

Contrebande ober Zolldefraudation als Mit-
urheber, wer als Gehülfe oder Begünsti-
ger zu bestrafen sey, ist nach den allgemei-
nen Strafsgesetzen zu bemessen.

Miturheber trifft die volle Strafe der
gemeinschaftlich ausgeführten oder auszu-
führen versuchten Uebertretung, und wenn

214

sie schon wegen einer gleichen Uebertretung ge-
straft worden sind, die Strafe des Ruckfalls.

Die Serafe der Gehülfen und Begün-
stiger ist nach den allgemeinen strafgesetzll.

cchen Bestimmungen im Verhältnisse zur
Scrase des Urhebers zu bemessen.

Die Rückfallsstrafe findet jedoch auf
dieselben nur dann Anwendung, wenn sie
selbst rückfällig sind.

c. Sonstige Zuwiderhandlungen
gegen die gesetzlichen

Vorschriften.
g. 17.

1.) Die Verletzung des Waaren-Verschlus-
ses ohne Beabsichtigung einer Gefülle=
Entziehung wird, wenn nicht nachge-
wiesen werden kann, daß dieselbe

durch einen unverschuldeten Zufall ent-
standen ist, mit einer Ordnungsstrafe
von einem bis fünfzehn Gulden bestrafe,
in wiederholten Fällen aber mit einer
Geldbuße geahndet, welche bei verbote-
nen Gegenständen dem sechsten Theile
des Werthes derselben, und bei anderen
Gegenständen dem sechsten Theile
der Eingangs-Abgave gleichemme.

2.) Die Uebertretung der Vorschriften des
Zollgesetzes und der Zollordnung, so
wie der in Folge derselben öffemlich
bekannt gemachten Verwaltungs-Vor-
schriften, für welche keine besondere
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Strafe angedroht ist, wird mit einer
Ordnungsstrafe von einem bis fünf-
zehn Gulden bestraft.

d. Verwandlung der Geldbuße
in Freiheitsstrafe.

. 18.
In den Fällen, in welchen durch die-

ses Gesetz verhältnißmäßige Geldstrafe aus-
gesprochen ist, wird, im Falle diese nicht
beigetrieben werden kann, für je einen Gul-
den dreißig Kreuzer der verwirkten Geldbuße
Ein Tag Freiheitsstrafe verhänge. Jedoch
darf die Dauer der Freiheitsstrase im ersten
Uebertretungsfalle nie über ein Jahr, im
Räückfalle aber nie über das F. 3. und 4.

bezeichnete höchste Maaß erstreckt werden.
Im öbrigen finden dießseits des Rheins

wegen Verwandlung der Geldstrafe in
Freiheitsstrafe die allgemeinen gesetzlichen
Bestimmungen des Strafsgesebbuches vom
Jahre 1813. Art. 29 und 30. statt.

Eventuell (für den Fall der Unverms-
genheit) kann allgemein die Freiheitsstrafe
statt der Geldstrafe ausgesprochen werden.

Im Nheinkreise kann der Richrer in
Berücksicheigung der Lage des Defraudanten
nach Anleltung des Art. 6. des Forststraf=
gesetzes vom 28. Dezember 1831 geschärfte
Gefängnißstrase verhängen, in welchem Falle
der geschärfte Tag doppelt zähle.
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gee. Vertretungsverbindlichkeit.

F. 19.
Handel= und Gewerbereibende haben

für ihre Diener, Lehrlinge, Markihelfer,
Gewerbsgehülfen, Ehegatten, Kinder, Ge-
sinde und die sonst in ihrem Dienste oder
Taglohn stehenden, oder sich gewöhnlich
bei der Familie aufhaltenden Personen, an-
dere nicht zur handels= oder gewerbtreiben=
den. Klasse gehörende Personen aber nur
für ihre Ehegateen und Kinder rucksichtlich
derjenigen Zollgefälle, Geldbußen und Pro-
zeßkosten zu hafren, in welche die solcher Ge-
stalt zu vertretenden Personen wegen Ver-
letzung der zollgesetzlichen oder sonstigen Zoll-
Verwaltungs-Vorschriften verurtheilt wor-
den, die ste bei Auvführung der ihnen von
den substdiarisch Haftenden entweder beson-
ders übertragenen, oder ein für allemal
überlassenen Handels-, Gewerbs= oder ande-
rer Verrichtungen zu beobachten hatten.

1. Bestimmungen wegen der
Confiskation.

g. 20.

Der in Folge der Contrebande oher
Defraudation eintretende Verlust der Ge-
genstande der Uebertretung trifft jederzeit den
Eigenthumer.

Eine Ausnahme findet nur statt, wehn
die Contrebande oder Defraudation von dem

bekannten Frachtfuhrmann oder Schiffer,
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welchem der Transport allein anvertraut
war, ohne Theilnahme und Mitwissen des
Eigenthumers verubt worden ist, und der
Fuhrmann oder Schiffer nicht zu denjenigen
Personen gehort, fur welche der Eigenthu-
mer nach Vorschrift des F. 19. subsidiarisch
haftet; in diesem Falle trite state der Con-
siskation die Verpflichtung des Waarenfüh-
rers ein, den Wereh jener Gegenstände zu
entrichten. .

Kann die Confiskation nicht mehr in
der Wirklichkeit erfolgen, so muß der in
Ermanglung anderer Beweismittel durch
eidliche Schatzung ausgemittelte Werth der
Gegenstande bezahlt, und wenn die Schatz-
ung unmoglich ist, anstatt der Confiska-
tion auf funfzig bis zweitausend Gulden er-
kannt werden.

g. 21.
Das Eigenthum der Gegenstande, de-

ren Confiskation erkannt wird, ist als in
dem Augenblicke, wo dieselben in Beschlag
genommen worden sind, auf den Staat
ubergegangen zu betrachten, und kann nach
den Grundsatzen uber die Vindikation gegen
jeden dritten Besitzer verfolgt werden.

9.t0Jusammentreffen mit andern Der-
gehen oder Verbrechen.

g. 22.
Treffen mit einer Zollubertretung an-

dere Verbrechen oder Vergehen zusammen,
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so kommt die fur erstere bestimmte Strafe
zugleich mit der fur lehztere vorgeschriebenen
zur Anwendung.

g. 23.
Wer zum Zwecke der Verubung einer

Contrebande oder Defraudation den amtli-

chen Waaren= Verschluß verfälsche, wird
ausser der Strafe der Uebertretung der Zoll-
gesetze mit den für Falschungen öffentlicher
Urkunden durch die geltenden Gesetze be-
stimmten Strafen belege.

b. Strafe der Bestechung.
. 24.

Wer einen zur Wahrnehmung des Zoll-
Interesses verpflichteten Beamten oder Die-
ner, oder den Angehörigen desselben wegen
einer zu dessen amtlichen Wirkungskreise ge-
hörigen Handlung irgend ein Geschenk, oder
irgend einen Vortheil giebt, oder geben
oder versprechen läßk, wird nach den über
die Bestechung der Staats= und öffentlichen
Diener geltenden Gesetzen gestrafe.

i. Strafe der Widersetzlichkeit.
. 25.

Widersebung gegen einen zur Wahr-
nehmung des Zollinteresses verpflichteren Be-
amten oder öffentlichen Diener bei der Aus-
übung seines Amtes wird nach den über die
Widersetzung gegen die Obrigkeit oder ob-
rigkeitlichen Diener geltenden Gesetzen be-
strafr.

18
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k. Entschaldigung mit der Unbekaunt-

schaft der Jollgesetze.
. 26. ·

Unbekanntschaft mie den Bestimmung-
en des Zollgesetzes, der Zollordnung und
des Zollstrafgesetzes und den in Folge
derselben bekannt gemachten Verwaltungs-
Vorschriften soll Niemand, auch nicht dem

.. Ausländer zur Enrschuldigung gereichen.
I. Verjährung.

. 27.
Bei Uebertretungen, auf welche nur

eine Ordnungs, oder derselben gleichgeltende
Strase (F. 17. No. 1.) gesetzt ist, tritt
die Verjährung der Setrase nach Verfluß
eines Jahres; im Falle eine Contrebande
oder Defraudation begangen ward, nach
Versluß von dre# Jahren ein.

Rücksichelich der anderweitigen Erfor-
derniße zur Verjséhrung har es bei den
geltenden Gesetzen sein Verbleiben.

II. Strafver fabren.
1) Verfahren bei Entdeckung ei-

ner Uebertretung.
. 28.

Die vorlckusige Feststellung des That-
bestandes bei Enedeckung einer Uebertretung
erfolgt durch die Zollbehörden, denen es ob-
liegt, sich der Gegenstände der Uebertretung,
und wenn es zur Deckung der Abgaben,
Scrafen, Kosten erforderlich ist, auch der
Transportmittel durch Beschlagnahme zu
versichern.
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Fremde und unbekannte Uebertreter kön=

nen verhaftet, und bis sie sich legitimiren
und Sicherheie stellen, an das nächste Ge-
riche zur Verwahrung abgellefert werden.

K. 29.
Das Prorokoll, welches von der Zoll-

Behörde über den Thatbestand aufgenom-
men wird, muß die Namen der anwesen-
den Personen, die Angabe des Vorfalls mit
allen Umständen, und die Unterzeichnung
der Anwesenden oder die Erwähnung, war-

um sie nicht haben unterzeichnen wollen,
oder können, enthalten.

Das von zwei Zollbeamten über eine
von ihnen enddeckte Uebertretung vorschrift-
mäßig aufgenommene Protokoll begründet

-einen vollen Beweis der darin aus eigener

Wahrnehmung angegebenen Tharsache.
2) Verfahren hinsichtlich der in
Beschlag genommenen Gegen-

stánde.
F. 30.

Die in Beschlag genommenen Ge-
genstände werden von der Untersuchungsbe-
hörde oder auf deren Anordnung so lange
verwahrt, bis das Erkenntniß in Rechts-
krase übergegangen ist. «

Die Freilassung derselben ist vor aus-
gemachter Sache nur dann zulaßig, wenn
durch baare Erlegung des vollen Werths

und der Zollgefalle, oder durch Burgschaft
genugende Sicherheit geleistet wird, und
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eine Verdunklung des Sachverhältnisses
nicht zu besorgen ist. Vieh und dem Ver-
derben ausgesetzte Gegenstände werden, wenn
nicht dafür binnen acht Tagen genügende Si-
cherheit geleistet wird, auf Anordnung des
Gerichts öffentlich versteigert, und der Erlös
wird nach Anweisung des Gerichts deponirt.

· Fremde und Unbekannte sind bis zum

Erfolge eines rechtskräftigen Erkenntnisses
festzuhalten.

3. Competenz und Verfahren der
Gerichte.

F. 31.
Die Untersuchung in Jollstraffällen

wird von den Gerichten von Amtswegen

summarisch, und zwar:
4.) da, wo es sich nicht von Verbrechen

oder Vergehen handelrt, in den Kreisen
dießseits des Rheins von den unmittelba-

ren königlichen Gerichten, in deren Be-
zirkr die Verletzung enrdeckt wird, nach
den für die Behandlung der Polizeistraf-
fälle bestehenden Bestimmungen geführrt

und hienach das Erkenntniß in erster
Instanz gefaßt.

In den standeeherrlichen Gebieten
soll es jedoch hinsichtlich der Judicatur,
wie bisher, gehalten werden.

Im Nheinkreise stehr die Untersuch=
ung und Entscheidung den k. Friedens-
gerichten in der Eigenschaft als Polizei-
gerichten zu.
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b.) In Verbrechens= oder Vergehensfällen
richtet sich die Competenz und das Ver-
fahren nach den allgemeinen gesetzlichen
Bestimmungen.

Den Zollbehörden dießseits des Rheins
steht die Herstellung des Tharbestandes (F. 28.)
bei Verbrechen und Vergehen in der Art zu,
wie nach dem Scrafsgesetzbuche Theil II. Arc.
18. bis 22. und Art. 65. die Polizeibehörden,

in ihrem Verhälenisse zur Strafgewalr, zur
Erforschung strafrechtlicher Handlungen und
zur Ausmitcelung der Thäter zu wirken er-
mächtiget und verpflichtet sind.

Im. Rheinkreise richten sich die Besug-
nisse der Zollbehörden nach den Bestimmungen
des Gesetzbuches über das Verfahren in Straf-
sachen B. U Cap. 2. und Cap. 5. Art. 50.
die Befugnisse der Maire, ihrer Adjunkten
und derPolizei Commissäre berreffend. Haus=
suchungen kännen jedoch von der Zollbehörde
nur nach Vorschrift des Art. 16. eben dort
vorgenommen werden.

S. 32.
Bei der Uncersuchung über Verletzungen

des Zollgesetzes und der Zollordnung kann
der Beweis der Erfüllung derjenigen Ver-
bindlichkeiten, worüber nach dem Zollgesetze
und nach der Zollordnung amtliche Urkunden
ausgestellt, und den Zollpflichtigen zur Auf-
bewahrung übergeben werden müssen, nur
mit diesen Urkunden geführt werden.

Wer eine sosch rtunde durch Zufali
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verliert, kann jederzeit von dem Zollamte, wel-
ches sie ausgestellt hat, ein Zeugniß daruber
verlangen, daß er, laut der Zollbucher, seine
zollgesetzlichen Verbindlichkeiten erfullt habe.

Dieses Zeugniß gilt als Beweis der er-
fullten Verbindlichkeit.

Sollte die Ausstellung einer in dem
Zollgesetze oder der Zollordnung vorgeschrie-
benen amtlichen Urkunde verweigert werden,
so ist dagegen Beschwerdefuhrung an die
oberste Zollverwaltungsstelle zuläßig. #

Wird Beschwerde nicht geführt, so muß
der Angeschuldigte bei der Untersuchung
rechesförmlich darthun, daß ihm, ungeachtet
er seine Verbindlichkeit erfüllt hat, die Aus-
fertigung dieser Urkunde verweigert wor-
den ist. .

Die Beamten haben für allen aus une
rechtemäßiger Verweigerung oder Verzögerung
der Ausstellung entstehenden Schaden zu haf-
ten, vorbehaltlich des gegen sie einzuleitenden
Disciplinar-Strafoerfahrens.

. Der Beweis der Erfüllung solcher Ver-
bindlichkeiten, worüber keine amtlichen Ur-
kunden auszustellen sind, kann auf erho=
bene Klage auch durch erceptionsfreie Jeu-
gen geführt werden.
4. Erledigung der Strafsachen im

administrativen Wege.
9. 33.

In allen Fallen der Verletzung des Zoll-
gesetzes oder der Zollordnung,woessich nicht
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um eine Verbrechens- oder Vergehens-Strafe
handelt, kann der Uebertreter auf Belehren
uber den Fall der Strafe, sich bei Geldstrafen
und Confiskationen dem Ausspruche der zu-
ständigen Zollbeh#rde freiwillig unterwerfen.
Geschiehe dieses, so hat die Jollbehörde ein
Protokoll aufzunehmen, welches enthäde

1.) die Art und Weise, in welcher die Be-
stimmungen des Zollgesetzes oder der
Zollordnung übertreten worden;

2.) die bestimmte, oder, im Falle des §. 17.
Nr. 2., die der Zollbehörde als den Um-
ständen angemessen erscheinende Strafe;

3.) die Erkldrung des Uebertreters, daß
er vorziehe, der Strafe ohue gerichtliche
Verhandlung und Enescheidung sich zu
unterwerfen;

4.) den hierauf von der Zollbehörde gefaß-
ten Beschluß;

5.) die Bemerkung, daß der Uebertreter die
Serafe dem Beschluße gemáß, wirk-
lich bezahlt oder für die Bezahlung hin-
reichende Sicherheit geleister, — dann

im Falle der eintretenden Confiskation,
daß er die Gegenstände der Confiska-
tion der Behörde überlassen habe, oder
daß ihm dieselben gegen Entrichtung
ihres ordnungsgemäß ausgemittelten
Werthes zurückgegeben worden; endlich

6.) die Bemerkung, daß die nöthige War-
nung vor Rückfall stattgefunden habe.

Wer hiernach auf dem administrativen
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Wege bestraft worden, soll im Wiederhol-
ungsfalle ebenso behandelt werden, als wenn
die Strafe damals von der Gerichtsbehorde
erkannt worden ware.

5. Entscheidung.
g. 34.

A. In den Kreisen dießseits des Rheins
sind da, wo es sich nicht von Verbrechen
oder Vergehen handelt, die Akten vor Er-
lassung des Spruchs zur Erinnerung und
nach gefalltem Spruche zur Bemessung des
allenfalls einzufuhrenden Rechtsmittels den
einschlägigen Fiskalen oder den an ihre
Stelle tretenden Beamten zur Einsicht vor-

zulegen.
In Uebertretungsfallen nach g. 17.

Nr. 2. unterbleibt die Aktenvorlage vor
dem Spruche, wenn die Zollbehörde selbst
nur auf eine arbiträre Strafe angetragen hat.

B. Im Rheinkreise haben sowohl in
erster als zweiter Instanz, so wie auch bei dem
Cassationshofe die von der oberster Zollverwal-
tungsstelle hiezu ermächtigten Individuen
den gerichtlichen Verhandlungen beizuwoh-
nen, und im Namen der Zollverwaltung die

geeigneten Anträge zu stellen, und nsthigen
Falles die vom Gerichte verlangten Erläu--
terungen über die Natur und Eigenthüm-
lichkeiten der in Frage stehenden Uebertret-
ungen zu ertheilen.

Jedoch sind die Zollerhebungs-Behör=
den befugt, da, wo das Interesse der Zoll-
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verwaltung die Belwohnung von Zollbeam-
ten an den Gerichten der ersten Instanz

nicht erfordert, ihre Anträge blos schriftlich
an die Gerichte gelangen zu lassen.

6. Kosten.

g. 35.
Unabhängig von der Conftskation und

Geldstrafe hat der Uebertreter die tarifmä-
ßigen Gefälle zu entrichten, sowie auch die

Untersuchungs= und im Falle eintretenden
Arrestes, die Verpflegskosten zu tragen.

Die Zollgebühren dürfen aus dem Er-
löse nur im Falle des F. 37., sowie dann
berichtiget werden, wenn sie wegen Verms-
genslosigkeit weder von dem Uebertreter,
noch von dessen Mitschuldigen, noch von den
nach F. 19. zur Haftung verpflichteten Per-
sonen erholt werden können.

7. Rechtsmittel.
g. 36.

a.) In den Kreisen dießseits des Rheins
kann in allen Fallen, wo es sich nicht von

Verbrechen oder Vergehen handelt, und
wo eine Berufung zuläßig ist, diese bei
der zweiten Instanz, nämlich bei dem ein-
schlägigen Appellationsgerichte in Anwen-
dung gebracht werden.

Die Berufung an das Oberappellati-
onsgericht findet statt, wenn die Beschwer-
de: Summe vierhundert Gulden oder dar-
über beträgt, oder wenn der Verlust der
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Gewerbscoucession ausgesprochen ist, mögen
die Erkentnisse der ersten und zweiten In-
stanz gleichlaurend seyn oder nicht.

Die Berufungsfrist wird sowohl zur
zweiten als dritten Instanz für Inländer
auf dreißig, für Ausländer auf sechzig
Tage festgesetzr.

b.) Im Nheinkreise ist die Berufung,
insoferne diese nach den Gesetzen zuläßig
ist, an das einschlägige Bezirksgericht zu
richten; sie hat in der durch Art. 203 —205
des Gesehbuches über das Verfahren in
Strassachen (resp. nach Maaßgabe des Ge-
setzes die Vorladung und Protokollirung
in gemeinen Strafsachen der einfachen Po-
lizei und die Berufung von den Urtheilen
der einfachen Polizeigerichte im Rheinkreise
vom 28. Dezember 1831 Art. III. betref-

fend) vorgeschriebenen Form und Frist zu

geschehen.

Ein dritte Instanz findet nicht statt,
jedoch bleibt dem Angeschuldigren sowohl,
als der Zollverwaltung der Rekurs an den
Cassationshof in Gemäßheit des benannten
Gesetzbuches B. II. Tit. III. Cap. 1 und 2
vorbehalten.

c.) In allen Fällen, wo es sich von Ver-
brechen oder Vergehen handelt, treten bezüg-
lich auf die Rechtemittel die allgemeinen
gesetzlichen Bestimmungen in Anwendung.
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s. Verfahren in Rücksicht auf ver-
lassene Gegenstände. «

·g.37.
Von verlassenen zollpflichtigen Gegen-

standen wird, wenn nicht das Gegentheil
offenbar ist, angenommen, daß das Zoll-
gefäll in Beziehung auf sie verkürzt wor-
den; ste unterliegen der Consiskation.

Es ist jedoch vor allem die Thatsache
ihrer Auffindung öffentlich bekannt zu ma-
chen, und erst nach dem Ablaufe von sechs
Monaten, vom Tage der Bekanntmachung
an, kann die Conftskation erkannt werden,
wenn sich der Eigenthümer nicht melder,
und rechrfertige.

Dieser öffentlichen Bekanntmachung
bedarf es nicht rücksichtlich des verlassenen
ausländischen Salzes und anderer Gegen-
stände, deren Einfuhr oder Durchfuhr ver-
boren ist; hinsichelich dieser ist ohne weiters
die Confiskarion zu erkennen.

9. Verfahren gegen Abwesende.
. 38.

Gegen bekannte, jedoch landesabwesende
Zollfrevler sindet das Contumacialverfahren
nach Analogie der allgemeinen strafgesetzli-
chen Bestimmungen statt.

K. 39.
In allen Untersuchungsfällen, in wel-

chen durch das gegenwärtige Gesetz nicht
etwas Eigenthümliches verordnet ist, sollen
die allgemeinen geseblichen Bestimmungen
Anwendung finden.
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10. Strafantheile der
Denuneianten.

J. 40.

Von allen Geldstrafen und dem Wer-

the des confiscirten Gutes fallt die eine
Halfte dem Anzeiger, die andere dem Un-
terstutzungsfonde der Zollverwaltung zu.

Ist jedoch der Anzeiger einer der Zoll-
beamten, welche zut Constatirung der Ueber-
tretungsfälle verpflichtet sind, so fließt auch
die andere Hälste der Strafe in die Unter-

stützungskasse.

betzteres tritt auch ein, wenn ein ande-
rer Aufbringer, welchem ein Strafantheil
zukömmt, auf diesen freiwillig verzichtet;
es sey denn, daß dieser Verzicht ausdrück-
lich zu Gunsten des Schuldigen geschehe.

Der obersten Zollverwaltung stehr, vor-
behaltlich des Recurses an das Scaatsmi-
nisterium der Finanzen, die Entscheidung
darüber zu, wer in einem bestimmten Ueber-
tretungsfalle als Aufbringer anzusehen sey,
oder welcher Antheil ihm gebühre.
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11. Hinweisung des Zollpersonals
auf seine Amtspflicht.

. 41.
Zollbeamte und Diener werden in Be-

zug auf ihre Amtshandlungen auf die Ver-
fassungsurkunde Titl. IV. . 8. Abs. 3. hin-
gewiesen und jedem Staatsburger bleibt die
Verfolgung seiner Rechte gegen sie im Falle der
Ueberschreitung ihrer Amtspflicht vorbehalten.

Transitorische Bestimmungen.
g. 42.

Vom Zeitpunkte an, wo gegenwarti-
ges Gesetz in Wirksamkeit tritt, werden die
gesetzlichen Bestimmungen — die Verletzungen
der Zollordnung und die Besirafung dieser
Verletzungen betreffend — vom 1. July
1834 ausser Kraft gesetzt.

. 43.
Auf Verletzungen, welche vor dem

im vorigen Paragraphe bestimmten Zeit-
punkte verübt worden, findet gegenwärtiges
Gesetz nur Anwendung, insofern seine Be-
stimmungen für den Angeschuldigten milder
sind, als die früheren geseblichen Bestim-
mungen.

Gegeben München den Siebenzehnten November Eintausend achthundert und sieben und dreyßig.

Ludwig.
Fürst von Wrede. Frhr. von Gise. Frhr. von Schrenk. von

Wirschinger. Frhr. von Hertling. Staatsrath von Abel.

Nach königlich allerhöchstem Befehl
Geheimer Rath von Kreuher.
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S. 110—113. Jwangsentadusserung un-
körperlicher Rechte. S. 113. Art. II. Von
wem Entwehrung in Anspruch genommen wer-
den koönne. S. 114. Art. IV. — II. Titel.

Von der Entschädigung und dem
Maaßstabe derselben. S. 114 ff. —.
III. Titel. Von dem Verfahren bei der
Zwangsabtretung. S. 120 ff. — IV. Tieel.
Schlußbestimmungen. S. 125 f.R

Abwesende; Verfahren in Jollstrafsachen gegen
Abwesende. S 228. Fk. 38.

Adhäásion. Waann diesfelbe zu Übergeben. S.
80. J. 68.

Advocaten, K. A. Erkldrung im L. T. Absch
über die Disciplin der Advokaten. S. 7.
Nro. 3.

Alimentationssachen. Klagen über Ali-
mentationssachen müssen zum mündlichen
Verhbre gebracht werden. S. 44. f. 1.
Nro. 8.

Alluvionsrecht. K. Allerh. Erklärung auf
den Antrag der Stände, die Aufhebung des
Alluvionsrechtes an der Donau betreffend.
S. 34. V.

Ansageposten. S. 189. 9. 26.
Appellation. Wegen einfacher Dekrete

und Zwischenbescheide findet keine Ap-
pellation statt. S. 70. J. 51. Ausnah-
men von den Bestimmungen des vorstehen-
den F. S. 70. 9. 52 ff. Wann Appella-
tion die Stelle der Verwahrung vertrete.
S. 72. §. 53. Nro. 4. In welchen Fällen
Appellation an die dritte Instanz gegen
zwei in der Hauptsache gleichförmige Er-
kenntnisse nicht statt finde. S. 73. 8. 54,
Nro. 1—9. Appellation gegen Contuma-
zialerkenntnisse. S. 74. §9. 56. Appella-
tion gegen Untergerichte ist unzulässig.



S. 75. fJ. 57. — Die aufschiebende

Wirkung der Appellation tritt uicht ein.
g.S. 78. 66.

Appellationssumme. Gesetzliche Bestim-
mungen bezüglich der Appellationssumme.
S. 75. 9. 57.

Armee. Garantirung der Budgetansätze der
Naturalien. S. 162. J. 11.

Armenanstalten. Aemenbeschäftigungs= u.
Armenanstalten sind Kreislasten. S. 168.
Nro. 3. .

Armenrechr. K. Allerh. Erklárung bezüg-
lich des Armenrechtes. S. 7. Nro. 2.

Actentate. Klagen hierwegen gehdren zum
mündlichen Verhdre. S. 44. 9. 1. Nro. 8.

Augenheilanstalt. Jährlicher Beitrag für die
Augenheilanstalt in Nürnberg. S. 19.No.4.

Ausgaben. K. Allerhöchste Bestimmungen
und Verordnungen im Finanzgesetze über
die Einnahmen und Ausgaben für die
6 Perwaltungsjahre vom 1. Oktober
1837 bis letzten September 1843.

Titel I. Bestand der Voriabre.
S. 154 — 155.

Titel II. Festsetzung der Staatsaus-
gaben. S. 155 — 159. — Gesetzliche Be-

stimmung bezüglich der Bestreitung außer-
ordentlicher und unvorhergesehener Ausga-
ben für die Gesetzgebung. S. 163. s. 12.
— General Uebersicht der Staats-Ausga:

ben für ein Jahr der IV. Finanzperiode
184k.Beilage zum Gesetzblatte Nro. 8.
vom laufenden Fahre.

Ausfuhr. Gestattung der Ausfuhr aller in-
ländischen Erzeugnisse der Natur und
Kunst. S. 178. 9J. 2. — Ausnahmen
von obiger gesetzlicher Bestimmung. S.
178. J. 3. — Allgemeine Vorschriften
für die Waaren-Ausfuhr.S.190.Nro. 6.

Ausgleichungsabgabe. K. Allerhöchste

Auspfändung.

Erklárung auf den Antrag der Stände,
die Ausgleichungsabgabe von inländischen
Tabaksblättern und hieraus erzeugten Fa-
brikaten. S. 32.

Ausland. Was in Bezug auf den 4%
und Verkehr als Ausland anzusehen.
188: #F. 24.

Nach welchen gesetzlichen
Bestimmungen dieselbe stattzufinden habe.

S. 85. 9. 74.
Ausscheidu ag. Gesetz, die Ausscheidung der

Kreislasten von den Staatslasten, und die
Bildung der Kreisfonds betreffend. S. 165
— 176. — General-Uebersicht über die

Ausscheidung A. der Central“ und Kreis-
fondsausgaben und B, der Central= und
Kreisfonds= Einnahmen. — Beilage zum
Gesetzblatte Nro, 8. von 1837.

B.
Ballotage. Waun sie bei den Wahlen der

Candidaten für die Landräthe stattfinde .
S. 132. Art. III. «

Barmherzige Schwestern. Bau eines Mut-
terhauses. S. 158. n.) Averfalsumme
für die IV. Finanzperiode. S. 158. 0.)

Bauten. Neubauten; bleiben Staatsla-
sten. S. 168. Art. II.
Was als Neubauten zu betrachten. S.
168. Art. II. A. u. B.

Bauverwaltungder Kreisk. Bestimmun-
gen beziglich der KreislastenmitRücksicht
auf die Bauverwaltung. S. 168. Nro. 5.

Beklagte. Folgen des Nichterscheinens des
Beklagten beim mündlichen Verhdre in bür-
gerlichen Rechtsstreitlgkeiten S. 47. J. 8.
Folgen den Ungehorsams im ersten Verfahren
(beim gewöhnlichen Verfahren). S. 55.
Abschnitt 1I. In welchem Falle der Be-
klagte die Einlassung auf die Klage verwei-



gern darfe. S. 58. 6. 24. Strafe gegen
den Beklagten im Falle des Muthwillens.
S. 58. 9. 26.

Berichtigungen. In Nro. 2. des Gesetzblat-
tes ist S. 44. Zeile 10 von unten in eini-
gen Exemplaren statt „von Ablauf eines
Jahres“ zu lesen „vor Ablauf 2c." —

Berufung. Bestimmungen im Landtagsab-
schied, die Berufungen in Wechselsachen betr.
S. 33. IV.

— — (in bürgerl. Recht'sstr.) In welchen
Fälleu dieselbe nicht statt finde. S. 70. J. 51.
Gesetzliche Bestimmungen für alle Fälle, in
welchen selbstständige Berufung unzulässig
ist. S. 72. . 53.

— (Uppellation) an die dritte Instanz
findet nicht statt, wann?! S. 73. 9. 54.

— gegen Contumazialerkenntnisse. S. 74.

. 56.
— gegen Untergerschte. S. 75. §. 57.

— —ist zuldssig ohne Rücksicht auf eine
Summe. S. 77. 6C. 63.

— —gegen richterliche Erkenntnisse und Be,

schlüße im Erekutionsverfahren, wann sie
anzubringen. S. 98. I. 108.

— bei der Zwangsabtrekung von Grundei-

genthum. Gesetzliche Bestimmung hier-
Über. S. 124. Art. XX.

— —in Jollstrafsachen. S. 226. F. 36.

Berufungsfrist,inbürgerl.Rechtsstreitigkeiten,
gesetzl. Bestimmungen hierüber. S. 78. F.
64. 1) 2) 3).

— — in Jollstrafsachen. S. 227. F. 36.

Beschädigungen. Welche Streitigkeitenwe-
gen Beschädigungen sich zum mündlichen
Verhdre eignen. S. 44. Nro. 7.

Beschwerde (im gerichtlichen Verfahren bei
bürgerlichen Rechrsstreitigkeiten); wann sie
im Erekutionsverfahren aufschiebende Wir-
kung habe. S. 98. J. 108.

Beschwerden. Malzaufschlags-Rückvergu-

Bevollmächtigre.

I11

tuag an die Bierbrauer zu Augsburg; kön.
allerhbühste Erkldrung hierüber. S. 36.

Besitz. jüngster. Klagen über den jüngsten
Besitz gehbren zum mündlichen Verhbre.
S. 44. Nro. 8S.

Besoldungen. Ju welchen Fällen sie Exe-
kutionsmittel seyn kbanen. S. 84. J. 73.

Bestechuag. Bestimmung des Jollstrafgesetzes
brzüglich der Bestechung. S. 218. F. 24.

Gesetzliche Bestimmun-=
 gen bezüglich der Bevollmächeigten der

Standesherren bei den Landrathswahlen.
S. 134. Art. VII.

Bewegliche Sachen. Gesetzliche Bestim-
" mungen bezüglich der beweglichen Sachen

als Exekutionsmittel. S. 85. . 74. u f.
Beweis. Von dem Beweisverfahren (in bür-

gerlichen Rechtsstrelrigkeiten.) S. 66. Ab-
schn. V. Bestimmungen des Jollstrafgesetzes

rücksichtlich der Beweisfährung bei Unter=
suchung über Verletzungen des Jollgesetzes
und der Jollordnung. S. 222. F. 32.

Beweiserkenntnis, beimbeschleunigtenVer-
fahren im mündlichen Verhbre. S. 50. &amp;. 11.

Beweis frist. Frist zur Antretung des Beweises
im beschleunigten Verfahren. S. 31. ". 12.

Bezettelungsgelder. Jollgesetzliche Be-
stimmungen hierüber. S. 181. +F. 12.

Bezirksgerichte. Gesetzliche Bestimmun-
gen bezüglich der Ausgaben auf Bezirksge-
richte. S. 166. Art. I.

Bezirksstrassen. Abtretung von Grundeigen-
thumfürHerstellung von Bezirksstrassen.Ge-
setzliche Bestimmungen hierüber. S. 111.
A. No. 5.

Bezirks-Wegebauten, gesetzliche Bestim-
mung hierüber. S. 168. 5.

Blunen-Linie. Was unter Binneulinie zu
verstehen. S 189. J. 24.

Binnenzdlle. Unzulässigkeit der Binnenzblle
S. 185. J. 19#.

Brückenbau. Was im Bereiche des Stras-
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sen= und Brückenbaues als Neubauten zu
betrachten. S. 169. A.

Brunnenwärter. Sind aus den Kreisfonds
zu be.olden. S. 167. No. 2.

Budget. Kdniglich Allerhbchste Bestimmun=
gen und Erklärungen hierüber im Land-
tagsabschiede. S. 13 — 19. A. Die
Einnahmen betr. S. 13 — 14. B Die
Ausgaben betr. S. 14 — 19.

Die zu dem Budget gestellten Wünsche
und Anträge betr. S. 28.

Brauntweinfabrikation.

dorf betr. S. 25.
Bürger-Einzugsgeld. HPinigliche Aller-

hdcbste Erklärung im Landtagsabschiede,
den Wunsch und Antrag wegen Einfäh=
rung des Bürgereinzugsgeldes im Rhein-
kreise betr. S. 12. — 13

Bürgerliche Rechtsstreitig keiten. Ge-
se, einige Verbesserungen der Gerichtsord-
nung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
betr. S. 41. — 104.

Bürgermeister. Kbnigliche Allerhdchste Be-
stimmung im Landtagsabschiede, die Be-
treibung von Wirthschaften de##ch die Bür-
germeister im Rheinkreise beir. S. 11.

Bürgermeister. Im Rheinkreise bilden Mit-
glieder des Gemeinderathes. S. 138.
Art. I.

C.
Chausseegeld. Postulat, das Chausseegeld

betr. S. 24 u. 25. Nro. 3. a. u. b.

Communalabgaben. Communalabgaben
vom Handel und Verbrauche ausländischer
Waaren finden nichr statt. S. 185. J. 20.

Communalbeamte sfind zur Unterstützung der
Grenzwachen verpflichtet. S. 190. J. 23.

Competenz. Competenz und Verfahren der
Gerichte in Jollstrafsachen. S. 221.
9. 31. ff.

Die Besteuer-
ung der Brauntweinfabrikation in Cauls-

xiv

Concursprozeß. Dom Eursverfahren.
S. 98. Abschn VIII. Gesetzlicheio#mn
mungen rücksichtlich der Forderungen des
Appellanten im Concursprozesse. S. 76.
9. 62.

Ceufis kation. BestimmungendesJollstraf-
gesetzes hinsichrlich der Confie kation. S. 202.
9. 1. S. 203. F. 2. Bestimmungen wegen
der Confiskation. S. 216. 9. 20. ff.

Conten. Handwerksconten. Streitigkeiten
wegen Handwerksconten eignen sich zum
mündlichin Verhbre. S. 43. Nr. 4.

Contrebande.
Strase der Comntrebande. S. 202. H. 1.
Fälle, in welchen die Contrebande oder De-
fraudation als vollbracht angesehen wird.
S. 205. FL. 6.
Contrebande oder Jolldefraudation unter
erschwerenden Umständen. S. 210. F. 11. fl.

Contumazialerkenn'nisse (in bürger-
lichen Rechtsstreitigkeiten). Wann gegen
Contumazialerkenurnisse Appellation statt
finde. S. 74. §. 56. Contumazial: Ver-
fahren gegen Landesabwesende Zollfrevler.
S. 228.

Credite. Abnigliche Allerhchste Er'klárung
im Landtagsabschiede auf die von den
Ständen beantragten Credite. S. 29.

Culturgesetz. Kddnigliche Allerhochste Er-
kldrung auf den Antrag der Stände die Vor-
lage eines Culrurgeselzes betr. S. 34. VI.

Cultus, Bestimmungen des Gemeinde= Um-
lagengesetzes für den Nheinkreis hierüber.
S. 148. Art. V

D.
Defensionsgelder. Knigliche Allerhbchste Er-

klärung im Landkagsabschiede über die
Verwendung der Defeusionégelder und der
hieraus fließenden Zinsen. S. 27.

Defraudarion (Follfraudationen) Bestim-
mungen d. Jollstrafges. hierüb. S. 202.g. 1.



1yV

rer Soufraubation. S. 203. 9. 2.
Suefe des ferneren Rückfalls. S. 204.. 4.

Fälle, In welchen die Defraudation als voll-
bracht angenommen wird. S. 205. J. 6. ff.
Contrebande oder Jolldefraudation unter
erschwerenden Umständev. S. 210. . 11. ff.
Strafe der Theilnehmer. S. 213. J. 16.

Deklaration(der Waaren). Wann und wodder
selbe stattzufinden habe. S. 191. 7.30.

Dekrete. (in bügerl. R.) Wegen einfacher Dekrete
findet keine Appellation statt. S. 70.. 51.
Versumniß rechtzeitiger Verwahrung ha# die
Rechtskeaft des einfachen Dekretes zur Folge.
S. 72. Nro. 3. »

Denuncianten. Strafantheil des Denuncian=
ten bei Jollvergehen. S. 229. 10.

Dichten. Gesetzliche Bestimmung bezüglich der
Diäten der Landrathsmitglieder. S. 133.
Art. V.

— — Dilten für die Landrathsmitglieder f##ad
von den Kreisfonds zu tragen. S. 170.
Art. IV.

Dienstbarkeiten: Gesetzliche Bestimmungen
bei zwangsweiser Beschwerung des Grund-
eigenthums mit einer Dienstbarkeit für bf-
fentliche Zwecke. S. 117. Art. VIII. wei-
tere Bestimmungen bei Entwehrungen hin-
sichrlich der Dienstbarkeiten S. 1 18. Art. XI.

Dienstboten. Serreitigkeiten zwischen diesen
und denDienstherreneignensichzum mündli-
chen Verhdre. S. 43. Nro. 3.

Dienstherren. Streitigkeiten zwischen Dienst-
herren und Dienstboten müssen zum mündl.
Verhbre gebracht werden. S. 43. Nro. 3.

Distriktspolizeibehdrden. Sind bei Ent-
wehrungen mit ihren Gutachten zu verneh-
men. S. 120. Art. XIV. Weitere Ob-
liegenheiten der Polizeibehbrden bei Ent-
wehrungen. S. 120. Arc. XV. S. 122.
Art. XVII.

Donaucorrection. S. 157. d).

IXIV1

Duplik. Ansetzung neuer Tagsfahrt für Abgabe
der Duplik. S. 54. e. — Ausschließung
der Duplik. S. 55. k.

Durchfuhr, von Waaren. Allgemeine Vor-
schriften für die Waaren Ein, Durch; ud
Ausfuhr. S. 190. F. 29.

Durchfuhrhandel. Astalten zur Befbrder=
ung des mittelbaren Durchfuhrhandels.
S. 197. 6. 40

Durchgang, von Waaren. Erleichterungen des
Durchganges. S. 180. J. 8.

Durchgangsgoll. * des Durchgangs=
zolles. S. 179. 9.7

— — Errichtung von Grenzpollämtern zur Er:

hebung und Feststellung der Durchgangs-=
Klle. S. 189. F. 26. 4

Durchlässe. Gesetzliche Bestimmung hinsscht-
lich der Herstellung von Auf= und Abfahrts-
Dämen bei Durchlässen;S.169. Nro. 6.

— — Zerh luns ganz neuer Durchlasse.S
169. Nro. 7.

E.
Eheleute. Welche Streitigkeiten zwischen Ehe-

leuten sich zum mundlichen Verhdre eignen.
S. 43. Nro. J.

Ehrenbeleidigungen. In welchen Füllen
eignen sich Srreitigkeiten hierüber zum

mündlichen Verhbre? S. 45. Nro. 9.
Eid. In welchen Fällen findet statt der Eide

Betheuerung auf Handgelbbniß statt7 S.
—

Eideszuschiebung. Gesetzliche Bestimmus"
gen, wenn die eventuelle Eideszuschiebung
in der Beweisantretung zugleich mit andern
Beweismitteln benannt wird, und der Ge-
gentheil sich darüber nicht erklärt. S. 67.
8. 42.

Ein fuhr, von Waaren. Allgemeine Vorschrif-
ten für die Waaren: Ein-, Durch, und Aus-
fuhr. S. 190, Nro. 6.



IV.
—

Eingangsgoll. Erhebung deslelben. S. 179.
K. 4.

Einherbsten.
sten gehdren zum mündlichen Verhbre. S.
44. Nro. 7. .

Einnahmen. Bestimmungen des Finanzge-
setzes uber die Einnahmen und Ausgaben
der ersten, zweiten und dritten Finanzperiode,
S. 154. dJ. 1. Staatseinnahmen:
General-Uebersicht der Staatseinnahmen für
ein Jahr der vierten Finanzperiode. S. 159.
KG. 7. (hiezu die Beilage I. zum Gesetzblatte
Nro. 8.) Erhebung der direkten Steuern.
S. 159. &amp;. 8. Uebersicht der Central: und
Kreisfondseinnahmen fur ein Jahr der vier-
ten Finanzperiode. Beilage II. zum Gesetz-
blatte Nro. 8.

Einreden (Erceptionen). Wann auf die Ein-
reden neue Tagsfahrt angesetzt werden kbn-
ue? S. 54. e.

— —Privilegirte Einreden. S. 58. Abschnitt

II. J. 24 f
Einstandsrechr. Einstandsrecht der Adeligen

findet nicht mehr statt. S. 96. F. 103.
Eisenbahnen. In welchen Fällen für Er-

richtung von Eisenbahnen Zwangsabtretung
von Grundeigenthum state finde. S. 112.
Nro. 11.

Entwehrung (Erxpropriation). Gesetz, die
Zwangsabtretung von Grundeigenthum für
dffentliche Zwecke betreffend. S. 109 —
128. I. Titel. Allgemeine Bestimmungen.
S. 110—114. II. Titel. Von der Ent-
schädigung und dem Maaßstabe derselben.
S. 114—120. III. Titel. Von dem Ver-
fahren bei der Zwangsabtretung. S. 120
—125. IV. Titel. Schlußbestimmungen.
S. 125—128.

Sntwehrung. In welchen Fallen sie statt
finde. S. 110. Art. I. Wer sie in An-

Streitigkeiten wegen Einherbe-

IVII

spruch nehmen kbane. S. 114. Art. IV.
Bestimmungen über die Ausdehnung des
Erpropriations-Gesetzes auf den Rheinkreis.
S. 126. Art. XXlII.

Erkenntnisse. K. Allerh. Erklárung im L. T.
Absch., den Vollzug rechtskräftiger Erkenn#te
nisse betr. S. 7. Nro. 3.

— —ungleichfbrmige. Gesetz über die Ver-

hütung ungleichfbrmiger Erkenytnisse bei
dem obersten Gerichtshofe in bürgerlichen
Rechtöstreitigkeiten. S. 105—108.

Gesetzliche Bestimmungen bei Erkennt-
nissen (in bürgerlichen Rechtsstreitig=
keiten) hinsichtlich der Appellation gegen
dieselben. S. 71. J. 52. Nro. 2. Z. 4.
7. 8. S. 72. d. 53. Nro. 2.

In welchen Fällen gegen 2 in der Hauptsache
gleichfdrmige Erkennrnisse an die dritte In-
stanz Appellation nicht start finde. S. 73. lK.
54.— Berufungsfrist gegen Erkenntnisse iim
ErecutionsverfahrenS.78.Nro. 1; gegen
Erkenntnisse im beschleunigten Verfahren
beim mündlichen Verhbre. S. 78. Nro. 2;

gegen alle übrigen Erkenutnisse S. 78.
Nro. 3. — Bei welchen Erkeantnissen die
aufschiebende Wirkung der Appellation nicht
eintrete. S. 78. 9. 66.

Erndten. Streitigkeiten wegen Erndten eignen
sich zum mündlichen Verhbre. S. 44. No. 7.

Erübrigungen. Finanzgesetzliche Bestim-
mungen über Erübrigungen mit Rücksicht
auf die Ausscheidung der Kreis= und der

Scaatslasten. S. 174. II.
Execution (in bürg. )

Gesetzliche Bestimmungen über die Voll-
streckungsmittel. S. 83. cJ. 71. — Ge-
setzl. Bestimmung über die Erecution be-
züglich der Besoldungen, Gagen, Pensto=

2
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neu und Quiescenzgehalte der unmittel-
baren und mittelbaren Staatsdiener. S.
84. á. 73.
Weitere gesetzliche Bestimmnng beim Voll-
zuge der Auspfändung. S. 85. J. 74. f. f.
Gesetzliche Bestimmungen hinsichrlich aller
richterlichen Erkennr#aisse und Beschlüsse im
Erecutionsverfahren. S. 98. J. 108.

Exceptiousrezeß. Einlegung und Wir-
kung desselben. S. 54. f.

Erpropriation. Siehe Entwehrung.

F.

Fabrikzeichen und Firmen. K. Aller-
hochste Erklärung auf den An'rag der
Stände das Nachmachen der Fabrikzei-
chen und Firmen betr. S. 35. VII.

Falliten-Ordnung. K. Allerh. Erklärung,
die Erlassung einer Falliten-Ordnung betr.
S. 7. Nro. 1.

Familienglieder; Streitigkeiten zwischen
Familiengliedern gehdren zum mündlichen
Verhdre. S. 43. Nro. 3.

Festungen. Bei Erbauung von Festungen
findet Entwehrung statt. S. 111. A. No. 1.

Festungsbau-Dotationssumme.
K. Allerh. Erklärung auf den Antrag der
Stände, die Verzinsung des jährlichen
Betrages der Festungsbau-O ionskasst
S. 31.

Fideicommiß. Die Fideicommißeigenschaft
eines Gründeigenthums steht der Zwangs-
abtretung nicht entgegen. S. 113. B.

Fideicommißguter. Verfahren, wenn Lehen
oder Fideicommißg##er als Hilfsvollstreck-
ungsmittel benannt werden. S. 93.
. 93.

Finanzgesetz. Kdnigl. Allerh. Erklärung im

II

Landtagsabschiede bezüglich des Finanzge-
setzes. S. 20. J. K. Allerh. Erklárung
auf die von den Ständen zu dem Finanzge-
setze gestellren Anträge und Wünsche. S.
19. B.

Finanzgesetz far die vierte Finanzperiode
1833. S. 153—164. Titel I. Bestand
der Vorjahre. S. 154 — 155. Titel II.

Festsetzung der Staaksausgaben. S. 155
— 159. Titel III. Von den S-taatsein=

nahmen. S. 159—162.TitelIV.Be-
sondere Bestimmungen. S. 162—164.

Firmen. K. Allerh. Erklärung im Landtags=
abschiede, das Nachmachen der Fabrikzei-
chen und Firmen betr. S. 35. VII.

Fiskus, koniglicher. Bestimmungen des Gesetzes
über einige Verbesserungen der Gerichtsord=
nung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
rücksichtlich des kdniglichen Fiskus. S. 57.
. 23.

Frachtführer. Jollstrafgesetzliche Bestimmun-=
gen wegen vernachldssigter Obliegenheit des
Frachtführers. S. 208. J+. 9.

Freihäfen. Anstalt für Befdrderung des Durch-
fuhrhandels und des innern Verkehrs. S.
179. ç. 40.

Fristen. Gesetzliche Bestimmungen über Fristen
und Fristenverlängerungen in bürgerlichen
Rechtsstreicigkeiten. S. 59. Abschnirt IV.
#. 29. ff. Bernfungsfrist. Festsetzung
derselben gegen die verschiedenen Erkennte
nisse. S. 7 8. F. 64. Nro. 1, 2, 3. Fri-
sten und Nachlässe können von den Gerich-
ten nicht mehr von Amtswegen bewilligt
werden. S. 81. FJ. 70.

Fristenverlängerung. Siehe Fristen.

G.

Gaut. Stille Ganten (Gerichtsordnung Cap.
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XVIII. F. 7. Nro.-H.) finden nicht mehr
statr. S. 91. 9. 89.

Gefängnißbauten. K. Allerh. Erklärung auf
den Antrag der Stände, die Gefängnißbau-
ten betr. S. 19. — Bestimmung des Fi-

nanzgesetzes rücksichtlich ausserordenrlicher
Gefängnißbauten. S. 158. m.

Gemeinderäáthe. Gesetz= den Bestand und
die Wahl der Gemeinderäthe im Rheinkreise
betr. S. 137—144.WorausderGe-
meinderath bestehe. S. 138. Art. 1. Wahl
der Mitglieder desselben. S. 139. Art. II.
Welche Personen nicht zu glelcher Zeit in
dem Gemeinderathe sepn kbnnen. S. 140.
Art. 1II. Erneuerung des Gemeinderathes.
S. 141. Art. IV. Bildung des Wahl-
ausschußes. S. 142. Art. V. K. Allerh.
Sanktion des Gesetzes über den Bestand und

die Wahl der Gemeinderäthe im Rheinkreise
betr. S. 10. F.

Gemeindeumlagen (im Rheinkreise). Gesetz,
das Gemeindenumlagewesen im Rheinkreise
betr. S. 145 — 152. — Tilgung der

durch das stäudige Gemeindeeinkommen nicht
gedeckten Ausgaben. S. 146. Art. I. —
Erhebung der direkten Umlagen. S. 147.
Art. I11. — Beiziehung der stenerbaren
Staatsrealithten zu den Gemeindeumlagen.
S. 147. Art. III.— Umlagepflichtigkeit.
S. 147. Art. IV. — Umlagen für den
Culeus. S. 148. Art. V. —. Was z
den Lasten der Gesammtgemeinde nicht ge-
hdre. S. 148. Art. VM. — Berathung
der direkren Umlagen durch den Gemeinde=
rath. S. 149. Art. VII. — Gesetzliche
Erforderniß zu Einführung indirekter Um-
lagen. S. 149. Art. VIII. — Deckung
der gewöhnlichen gesetzlich begründeten Ge-
meindebedürfnisse. S. 150. Art. IX. —
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Umlagen für ausserordenrliche Gemeindebe-
dürfaisse. S. 150. Art. N.— Maximum
der feststellbaren Umlagen. S. 151. Art. XI.

General-Uebersicht,
A. der Staatsausgaben

und

B. der Staats Einnahmen für ein Jahr
der IV. Finanzperiode 18233. Beilage zum
Gesetzblatte No. 8. vom 1. Dezember 1837

— —über die Ausscheidung

4A. der Central= und Kreiefonds-Ausgaben
und

B. der Central= und Kreisfonds-Einnahmen
für ein Jahr der IV. Finanzperiode 18383.
Beilage zum Gesetzblatt No. 8. vom 1.
Dezember 1837.

Gerichetliches Verfahren,
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten.

Von dem Verfahren bei Untergerichten.
A. Das beschleunigre Verfahren im mänd-
lichen Verhbre. S. 42 — 52. J%. 1—
15.—B. Das gewdhnliche Verfahren S. 52.
— 53. NV. 16. 17. — Von dem Un-

gehorsame imerstenVerfahren. S. 55. J#.
18. ff. — Drivilegirte Einreden S. 58.
#. 24. ff. — Fristen, Termine, Fristen-
verlängerungen, Terminsverl egungen, Wie-
dereinsegungen. S. 59. S# 29. ff. —
Von dem Beweisverfahren. S. 66. —

70. §. 40. ff. — Von der Appellarion.
S. 70. §. 51. f. — Von der Erecu=
tion. S. 81. F. 70. f. — Vom Com
cursverfahren. S. 98. 8. 109. ff. —
Von dem Verfahren bei der
3Zwangsabtretung. S. 120. fr.

UII. Tirel. Weitere Bestimmungen. VI.
Titel S. 125. ff. Competenz und Ver-
fabren der Gerichte in Zollstrafsa-
chen. S. 221. 6. 31. ff. Erledi-

2•
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gung der Zoll = Strafsachen im ad-
ministrativen Wege. S. 223. J. 33.
Entscheidung. S. 225. 9. 34. Kosten.
S. 226. g. 38. Rechtsmittel. S. 226.
§. 36. Verfahren in Rücksicht auf ver-
lassene Gegenstände. S. 228. 6. 37.
Verfahren gegen Abwesende. S. 228. J. 38.

Gerichtshof, oberster. K. Allerhochste Erklä-
rung im Landtagsabschiede, die Verhl-
tung ungleichfbörmiger Entscheidungen des
obersten Gerichtshofes in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten betr. S. 8. B.

—oberster; Gesetz über die Verhutung un-

gleichförmiger Erkenntnisse bei dem obersten
Gerichtshofe in bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten. S. 105.—108.

Gerichtsordnung. Kdnigliche Allerhochste
Erklärung im Landtagsabschiede über die
Beschlüße der Kammern, die Verbesserung
der Gerichtsordnung in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten betr. S. 6 — 8. A.

— Gesetz, einige Verbesserungen der
Gerichtsordnung in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten betr. (I. Beilage zum Ab-
schiede) S. 41 — 104. — Absch nitt

I. Von dem Verfahyen bei den Un-
tergerichten. A. Das beschleunigte
Verfahren im mündlichen Verhdre. S, 42
— 52. B. Das gewhnliche Verfahren.
S. 52 — 55. Absch nitt II. Von
dem ungehorsame im ersten Verfahren.
S. 55 — 58. Abschnitt III. Pri-
vilegirte Einreden. S. 58 — 59. Ab-

schnitt IV. Fristen, Termine, Fristen-
verlängerungen, Terminsverlegungen, Wie-
der Ansetzungen rc. 2c. S. 59 — 66. Ab-
schn itt V. Von dem Beweisverfahren. S.
66—70, Abschnitt VI. Von der Appel-
lation S. 70 — 81. Abschnitt VII.
Von der Erecution. S. 81 — 98. Ab-

schnitt VIII. Vom Concursverfahren.
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S. 98 — 100. Allgemeine Berfügung
S. 100 — 102.

Gesetzbuch, bürgerliches. Antrag der Stände
und K. Allerh. Erklärung im Landtags-
abschiede hierüber S. 7.

Gesetzbücher, Kgl. Allerhochste Erklárung auf
den Antrag der Stände, die Vorlage neuer
Gesetzbücher betreffend. S. 35.

Gewerbsbetrieb. Jollgesetzliche Bestimmun=
gen über den Gewerbsbetrieb im Grenz-
bezirke. S. 193. F. 8.

Gewerbstener. Erhebung derselben nach de
Finanzgesetze. S. 159. SL. 8. "

Grenzbewa chung. Art der Ausübung dersel-
ben. S. 189. &amp;. 27.

Grenzbezirk. Was unter Grenzbezirk zu ver-
stehen. S. 188. d. 24.

— — Weaarenverkehr und Trausport im

Grenzbezirke. S. 193. F. 34. Gewerbs=
betrieb im Grenzbezirke. S. 193. J. 35.
Waarenverkehr außerhalb des Grenzbezir=
kes. S. 194. F. 36.

Grenzverkehr. JZJollgesetzliche Bestimmun-
gen über etwaige Erleichterungen im Grenz-
verkehr. S. 200. J. 44.

Grundsteuer. Bestimmungen des Finanzge-
setzes.rücksichtlichder Erhebung der Grund=
steuer. S. 159. F. 8. Ueberweisung
des Gesammtaufwandes auf Nachlässe
und Nichtwerthe an der Grundsteuer im
Rheinkreise. S. 170. Art. IV. c.

Gutsbesitzer, adelige:; Wahl der Landrathsmit-
 FSlied. aus den adel. Gursbesitzern mit gutsherr-

lichen Standschaftsrechten. S. 131. Art. I.
Gymnasien. Unterhaltung derselben aus den

Kreicfonds. S. 167. 1. —

r

Häfen, dffentliche. Bey Erbauung oder Er:
weiterung dffentlicher Häfen findet Zwangs-=
abtretung von Grundeigenthum siatt. S.
112. No. 10.
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Hallen; Anstalten zur Erleichterung des Durch-

gangs unddes innern Verkehrs. S. 197.
40g. 40.

Handel und Wandel. Streitigkeiten uber Ge-
genstande des Handels und Wandels auf
Messen und Markten, wann sie sich zum
mundlichen Verhore eignen.S.44.No. 6.

Handelsgerichte. Die Ausgaben fur die-
selben gehoren zu den Kreislasten. S. 166.
Art. I. A.

Handwerksconten; Streitigkeiten hierüber
gehdren zum mündlichen Verhbre. S. 43.
No. 5.

Handwerksmeister. Streitigkeiten zwischen
Handwerksmeistern und Gesellen eignen
sich zum mündlichen Verhdre S. 43. No. 3.

Hausgenossen; Streitigkeiten zwischen den-
selben gehdren zum mündlichen Verhbre.
S. 43. No. 3.

Hausstener. Finanzgesetzliche Bestimm ung über
Erhebung der Haussteuer. S. 159. g. 8.

Haussuchungen (Hausvisftationen.) Wer
diese ausserhalb des Grenzbezirkes anzu-
ordnen habe. S. 196. J. 38.

Hausvovisitationen. Hausvisitationen und
Revisionen der Waarenlager. S. 195. F.37.

Hebammen. Sind aus denKreis fonds zu
besolden. S. 167. Nro. 2.—

Hebestellen. ZJollgesetzliche Bestimmung hie-
lber. S. 189. §. 26.

Heilbäder. Kinigliche Allerhdchste Erklä-
rung auf den Antrag der Stände, die
Heilbäder zu Steben und Hbbenstadt
betreffend. S. 29.

Heilbäder. Bestimmung des Finanzgesetzes
über Emporbringung inländischer Heilbl-
der. S. 158. f. — Herstellung der Bau-
ten in Kissingen S. 158.

Hilfsvollstreckung. Bestimmung der Voll-
streckungsmittel. S. 83. 9. 71. Hilfs-

vollstreckung bei unbeweglichen Gegenstän-
den. S. 90. F. 87.

Heimathlose; Transport und Verpflegung.
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der Heimathlosen gebort auf die Kreis-
fonds. S. 171. d.)

Hofraithen. Trennung der zu einem Ge-
baude-Complexe gehdrenden Hofraithe bei

der Entwehrung findet nur mit Einwil-
ligung des Eigenthumers statt. S. 114.
Art. III.

Hombdopatische Hellanstalt in Mün-
chen. Kbnigliche allerhdchste Erklärung.
auf den Antrag der Stände die homdo-
pahtische Heilanstalt betr. S. 28.

J.
Industrie. Konigl. Allerhochste Erklarung im

Landtagsabschlede bei der Position Indu-
strie und Cultur. S. 15. 6. S. 17. ff.
Kdnigliche Allerhöchste Erklärung bei
den „Besonderen Postulaten,“ die Indu-
strie betr. S. 23. IIII. Bestimmungen

des Ausscheidungsgesetzes bezüglich der
Industrie. S. 168. Nr.

Inländische Erzeugnisse. Gestattung.
der Ausfuhr derselben. S. 178. F. 2.
Ausnahme hievon. S. 178. J. 3.

Inland. Wann Beaufsichtigung des Waa-
renverkehrs im Inlande statt finde. S.
194. 9. 36. Ausnahmsweise Jollfreiheit
füär Versendungen aut dem Inlande durch
das Ausland nach dem Inlande. S. 198.
13. a. —

Instanz. In welchem Falle gegen den Aus-
spruch der ersten Justanz nur Verwahrung
statt finde. S. 73. Nr. 7. — Wann
Appellation gegen 2 in der Hauptsache
gleiche Erkenmtnisse nicht Platz greife. S.
73. J. 54.

Frren-Anstal teu. Bestimmung des Ge-
setzes über Ausscheidung der Kreislasten
für Irrenanstalten. S. 168. Nr. 3.

Irren häuser. Zur Erbauung oder Erwei-
terung von Irrenhusern findet Zwangs=
abtretung vom Grundeigenthum statt. S.
111. A. Nr. 2.
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Kandle. Entwehrung bei Erbauung von Ka-

ndlen. S. 111. Nr. H.
Kirchen. Zwangsabtretung von Grundeigen-

thum zur Erbauung und Etpelteruns von
Kirchen. S. 111. A. Nr.

Kirchenpfründen. Kbngl. #chs Er-
klärung auf den Antrag der Stände,
die Ergänzung der Dotarton von Kirchen-
Ppfründen betr. S. 35. VIII.

Klagen. Welche Klagen zum mündlichen Ver-
fahren (in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten)
gebracht werden müssen. S. 42. J. 1. Kla-
genhadufung. S. 45. J. 2. Anmeldung der
Klage, schriftliche Einreichung derselben.
S. 46. §F. 6. Welche Vorschriften bezüglich
der Klagestellung rc. im gewöhnlichen Ver-
fahren zu beobachten. S. 52. J. 17. Kla-
gebeantwortung. S. 56. 9. 40. Ein-:
lassung auf die Klage. S. 58. F. 24.
Bestimmungen bezüglich der Zusammen=
rechaung der Klags“ und Wiederklagssum
me. S. 76. 1. 62.

Kreisausgaben. Feststellung des Gesammt=
betrages aller norhwendigen Kreisausgaben.
S. 172. Art. VIII 6

— —Deckung des Gesammt JZiffers der Krels-

ausgaben. S. 172. Art. IX.
— —Ausgleichung der Mehrungen und Min-

derungen der Kreisausgaben. S. 174.
Art. XI.

Kreisfonds. Königl, allerhchste Erklärung
im Landtagsabschiede, die Bildung der
Kreisfonds betr. S. 20. K.

— — Gesetz, die Ausscheidung der Kreislasten
von den Staarslasten und die Bildung der
Kreisfonds betr., (vergleiche Kreislasten).
S. 165 — 176.

— —Gerneral-Uebersicht über die Ausschei-

dung: A. der Central= und Kreisfonds-
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ausgaben und B. der Central: und Kreis-
fonds-Einnahmen für ein Jahr der IVe##
Finanzperiode 183. Beilage zum Gesetz-
blatte Nro. 8. vom 1. Dezemb. 1837.

Kreislasten. Kbnigl allerhbchste Erklärung
im Landtagsabschiede, die Auescheidung der
Kreislasten von den Staatslasten und die
Bildung der Kreisfonds betr. S. 20. K.

—Gesetz, die Auescheidung der Kreislasten
von den Staatslasten und die Bildung der
Kreisfonds beir. S. 165— 176.

Ausgaben, welche vom 1. Ocr. 1837
an die Natur nothwendiger, gesetzlich
auf die Kreise hingewiesener Lasten anneh-
men: A. Aus dem Erat der Jastiz. S.
166 — 167. B. Aus dem gemeinschaft-
lichen Etat der Justiz und des Innern.
S. 167. C. Aus dem allgemeinen Mi-
nisterialetat des Janern. S. 167. D.
Aus dem Erat der Sctaatsanstalten. S.
167. — Fernere Ueberweisungen auf die
Kreiofonds in sämmtichen Kreisen. S.
170. Art. IV.

Kreisstraßen. Bei Aulegung never, Erwei-
terung, Abkürzung oder Ebenung schon

bestehender Kreisstraßen findet Eutwehrungstatt. S. 111. A. 5.

V.
Ladung, (in bürgerlichen Rechte strelrigkeiren.)

Ladung des Beklagten im mündlichen Ver-
hdre. S. 47. J. 6.; monitcrische Ladung
im gewbhnlichen Verfahren. S. 53. F. 17.

— —Folgen, wenn der Beklagte auf die ihm

gehdrig eingehändigte wiederholte Ladung
nicht erscheint. S. 55. &amp;. 18.

— —Folgen, wenn in Fällen der Zwangsab-
tretung die Zustellung der Ladung an den

Eigenthümer rechtefdrmlich vollzogen ist.
S. 118. Art. XII.

— —Wie die Ladung zugeschehen, wenn auf
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einen Zwangsabtretungs-Antrageine be-
jahende Weisung geschehen. S. 120.
Art. XV «

— —Ladung bei Entwehrungen im Rhein-
kreise. S. 126. Nro. 3. zu Art. XII.

Landbau. Was aus dem Bereiche des Land-

baues als Neubauten zu betrachten. S.
169. B.

Landbauten. Sind aus den Kreisfonds zu
bestreiren. S. 168. Nro. 5.

Landes-Universitäten. Siehe Universitären.
Landgerichte. Kbnigl. allerbochste Erklär=

ung den Antrag der Stände, die Verklei-
nerung und Reform der Landgerichte betr.
S. 35. Xl.

Landgerichte. Ueberweisung der Ausgaben
für dieselben auf die Kreisfonds. S.
167. B.

Landgerichtsphysikate; deren Unterhal-
tung aus den Kreiefonds. S. 167. D. 2.

Landkommissariate. Der Gesammt-
Staarsaufwand auf die Landcommissariate
zählt zu den Kreislasten. S. 167. C.

Landräthe. K. Allerhdcbste Sanction des
Gesetzentwurfes über einige Ergänzungen
des Gesetzes vom 15. August 1828, die
Einführung der Landräthe betr. S. 9.
Tagsgebühren der Landraths Mitglieder.
S. 133. Art. V. — UAuthentische Er-
läuterung des §. 2. Jiffer 2. Lit. b)
des Gesetzes vom 15. August 1828,
bezüglich der sich ergebenden Ueberschüsse.
aus den Kreisfonds. S. 133. Art. VI.—
Bevollmächrigte der Standesberren bei der

Landratheversammlung. S. 134. Art. VII.
Recht des Kdnigs die Sitzungen der Land=
rätbe zu verlängern, zu vertagen, oder
aufzulbdsen.S.134. Art. VIII. —Vor-
nahme einer neuen Wahl. S. 135.

Gesetz über einige Abänderungen

II

des Gesetzes vom 15. August 1828, dle
Einführung der Landräthe betr. S. 129

— 1356.

Wahl der Landraths Candidaten aus der
Classe der adeligen Gutsbesitzer. S. 131.
Art. I. Wahl der Landraths-Candidaten
aus der Classe der Geistlichkeit. S. 181.
Art. II. Bei den Wahlen der Land-
raths-Candidaten entscheidet relative Stims
menmehrheit. S. 132. Art. III. Ablehnung
der Wahl von Selten der Standesherren.
S. 132. Art. IV. Wenach die Abe
lehnbarkeit der Candidatur bei den übrli-
gen Classen sich richte. S. 132. Art. IV.

der Aufwand auf die Landräthe,
Diäten rc. ist den Kreisfonds Uberwlesen.
S. 170. Art. IV.

— — Prüfung der Straßen = Neuban-

ten durch den Landrath.S.170.Art. III.
kandungsplätze. Jollgesetzliche Bestimme

ungen hierüber. S. 189. 9. 25.
Landstraßen. Finauzgesetzliche Bestimmung

hinsichtlich der Landstraßen. S. 159. b.
andwirthschafts= und Gewerbsschu-

len; sind Kreislasten. S. 168. Nr. 4.
Lehengüter. Verfahren, wenn sie als Ger-

genstände der Hilfsvollstreckung benannt
werden. S. 93. 9. 93.

M.

Mainfluß-Co'rrection. Finanzgesetzliche
—Bestimmung hierüber S. 157. c.

Malzaufschlag. Kbnigliche Allerhdchste
Erklärung auf den Antrag der Stände
wegen Revision des Malzaufschlagsgese-
es. S. 29.

Marktverkehr, siehe Meßverkehr.
Maximum, der Gemeindeumlagen im Rhein-

kreise. S. 151. Art. XI.
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Meß= und Marktverkehr. Jollgesetzliche
Bestimmungen über den Meß: und Markt-
verkehr. S. 199. g. 42.

Miethsverhältnisse. Streitigkeiten hier-
über müssen zum mündlichen Verhdre ge-
bracht werden. S. 43. Nr. 4.

Minderjährige. Folgen des Ungehorsams
im ersten Versahren (in bürgerlichen Rechtst
fertigkeiten) S. 53. c6. 18 — 0. 22.
dann F. 23.

Mißhandlungen, kbörperliche. Kdnigliche
Allerhöchste Erklärung im Landtagsab-
schiede, die Untersuchung und Bestrafung
der geringeren kdrperlichen Mißhandlungen
betr. S. 9.

Mobiliar steuer, Finanzgesetzliche Bestimm-
ung Üüber deren Erhebung. S. 160. c.

Mündliches Verhdr, siehe Verhbr.

N.

Nachlässe. Fristen und Nachlässe (in bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten) können von
den Gerichten nicht mehr von Amtswe-
gen gegeben werden. S. 81. J. 70.
Weitere Bestimmungen über Nachlässe
mit Rücksicht auf die Gläubiger S. 81.
9. 70

Nachweisungen.
A. Verwendung der Staatseinnahmen in den
Jahren 1833. Kdnigliche Allerhöchste Erklär=
ung im Landtagsabschiede. S. 26.
B. Stand der Staatsschuldentilgungsan=
stalt. Kbnigliche Allerhbchste Erklärung
hierüber. S. 26 — 28.

Naturalbezüge. Abrechnung auf dieselben
nach den Normalpreisen. S. 174.

Naturalien; Termin für deren Aussetzung
der Versteigerung, wann sie als Erecu-
rionsmittel dienen. S. 87. Juschüsse
an Naturalien. S. 176. XIII.
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Naturerzeu gnisse «
fremde: Einfuhr, Verbrauch und Durch-
fuhr derselben. S. 178. f. 1.
inlándische; Gestattung der Ausfuhr
derselben. S. 178. K. 2.
Ausnahmen hieven. S. 178. FC. 3.

Nebenverantwortung; Berufungsneben=
veranwortnug, in welchem Falle sie statt

fiude. S. 79. 9. 67.
Neubauten. Neubauten bleiben Staaté-

last. S. 168. Art. II.
Was als Neubauten zu betrachten.
A. im Bereiche des Strassen und Bru-
ckenbaues. S. 169;

aus dem Bereiche des Landbaues.
S. 169 — 170.

Strassenneubauten, Prufung der Voran—
schläge zu denselben durch den Landrath.
S. 170. Art. III.

O.

Orb, Städrchen. Bestimmung des Finanzge-
setzes bezüglich der Berbesserung des Zu-
standes von Orb. S. 158. i.

P.
Partheien. Obliegenheiten, Rechte 2c. der

Partheien im beschleunigten Verfahren im
mundlichen Verhdre (in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten.) S. 45. J. 3: ff. im ge-

wbhnlichen Verfahren. F. 16. ff.
Pensionsamortisationscasse. Doti-

rung der Pensionsamortisationscasse fur
die IV. Finanzperiode S. 156. c.

Hensionsbeiträge. Kduigliche allerhdchste
Erklärung auf den Antrag der Stände
wegen Reoision der Verordnung vom 8.
Juni 1807 über Pensionsbeiträge S.30.
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Kbrigliche allerhbehste Erkérung auf den
Autrag der Stände bezüglich der Spezi-
alrechnung über die in den Jahren 1825
und 1831 der Pensionsamertisationscasse
überwiesenen Pensiondre S. 31.

Personalsteuer. Finanzgesetzliche Bestimmung
bezüglich der Erhebung der Personalsteuer
S. 159. FJ. 8. Nachlässe und Rückstän-
de aus der Personalsteuer im Rheinkreise
sind den Kreisfonds überwiesen. S. 170.
Art IV. C.

Pferde. Als Hilfsvollstreckungsmittel, bin-
nenu welcher Frist nach der Auspfändung sie
dem Verkaufe auszusetzen. S. 87. . 78.ec. )

Pinakothek. Finauzgesetzliche Bestimmung
bezüglich des vollstündigen Ausbaues der
Pinakothek. S. 157. J. 6. b.)

Plenar-Beschluß. Gesetzliche Bestimmung
Über Plenarbeschlüsse des Oberappellations-
gerichtes in Ntreitigen Rechtsfragen. S. 106
—107. Art. 1 und III. Wirkung eines
solchen Plenarbeschlusses Art. III. S.
107. Gesetzliche Anzahl der Mitglieder
zur Fassung eines solchen Plenarbeschlus-
ses S. 108. Art. IV.

Polizei-Wundärzte. Deren Befsoldung
liegt den Kreisfonds ob. S. 167 D. 2.)

Postulate. Kdnigliche allerhöchste Erklärung
auf die Gesamm#beschlusse der Kammern
bezüglich der besenders gestellten Postulate.
S. 23 — 26.

Verminderung oder Aufbebung so
wie Erhbhung der Joll= und anderen
Gebühren, im Interesse der Land-
wirthschafe, der Industrie und des
Handels betressend. Nro. 1.) S. 23.
Die Modistcarion einzelner Tarifsätze
Bebufs der endlichen Einführung des
Zollgewichts. Nro. 2.) S. 24.— Das
Chausseegeld betr. Nr. 3. a und b.
S. 24 — 25. ODie Besteuerung der

Branntweinfabrikarion in Caulsdorf be-
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treffend. Nr. 4. a., b., c., d. S.
25. — Die Einführung breirker Rad-
felgen auf den Kunfststrassen betreffend.
Nr. 5. S. 26.

Präjudiz. Plenarbeschlüssed.Oberappellations-
gerichtes in streitigen Rechtefragen nehmen
in volleg gleichartigen Fällen die Narur ei-
nes Prajudizes an. S. 108. Art. III.

Privatabgaben; Privatabgabenvem Handel
und k dche ausländisch#r Waaren siud
unzulässig.S.285. 9. 20.

R.

Rechtsfrage. Die im Pleno des Oberappella—
tionsgerichts entschiedene steitige Rechts-
frage nimmt die Natur eihes Vrajudizes
an. S. 108.

Rechtsstreitigkeiten, burgerliche; K. All.
Erklarung im Landtagsabschiede, die Ver-

hutung ungleichformiger Entscheidu ngen des
obersten Gerichtshofes in burgerl. Rechts-
streitigkeiten betr. S. 8. Gesetz, einige
Verbesserungen der Gerichtsordnung in bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten betr. S 41
—104 (seihe oben Gerichtsordnung).

Radfelgen. Die Eihführung breiter Rad-
felgen auf den Kunststrassen betreffeo.
S. 26. «

Replik. Obliegenheiten des Beklagten bezug-
lich der Replik. S. 56, F. 19. u. S 57.
. 21. "

Rheindämme. Unterhalt derselben. S. 168,
Nro. 5

Rheindurchstiche. K. Allerh. Erklärung auf
den Antrag der Stände, die Rheindurch=
stiche betr. S. 29.

Rheinkreis. K. Allerh. Erklärung, das Ge-
setz, den Bestand und die Wahl der Gemein=
deräthe im Rheinkreise betr. S. 10. F.

3
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Rheinkreis. Die Betreibung von Wirthschaften
durch die Bürgermeister im Rheinkreise betr.
S. 11.

— Gemeindeumlagen im Rheinkreise betreffend-
K. Allerh. Erklärung im Landragsabschiede
hierüber. S. 12.

— Gesetz, den Bestand und die Wahl der Ge-
meinderäthe im Rheinkreise betreffend. S.
137 — 144.

— Gesetz, das Gemeinde-Umlagenwesen im
Rheinkreise betr. S. 145—152.

S.

Sparkassen-Capitalien. Kbhuigl. aller-
böchste Erkldrung auf den Antrag der Stän-
de wegen Veiusuns der Sparkassen-Capita-lien. S.3

Selbsthil ¾e.S. 44.
Schulen, isce Kreislast. S. 167. D. 1.)
Schullehrer-Seminarien find Kreisla-

sten. S. 167. D. 1.)

Schulpflichtigkeit; Königliche allerhöchste
Erklárung auf den Antrag der Stände, die
Dauer der Schulpflichtigkeit betr. S. 35. X.

Schulwesen, teutsches, ist Kreislast. S.
167. D. 1.

Staatsaus gaben. Festsetzung der
Staatsausgaben (im Finanzgesetze),
jährliche Durchschnirtesumme derselben. S.
155. §. 3. Etakssumme für die einzelnen
Ministerien S. 155. F. 4.; (nebst Beilage
1. A. zum Gesetzblatte Nr. 8.) — Deckung
des Bedarfs der Staatsschuldentilgungsan-
stale. S. 156. . 5. — Ausgaben, die
nicht ins. Budget aufgenommen, aber aus

Nlagen über die Selbsthilfe.

den Erübrigungen der III. Finanzperiode be-
stritten werden. S. 157. F. 6.

IXFT

Staatseinnabmen; Voranschlag derselben;
S. 159. F. 7. nebst Beilage I. B. zum Ge-
setzblatte Nr. 8. — Erhebung der direkren
Suern S. 159.89.8. — Erhebung der
Jollgefälle S. 161. . 9. Ausscheidung der
den Kreisen zugewiesenen Lasten und Fonds.
S. 162. F. 10.
— — Verwendung der Staats=

einnahmen in den Jabren 1833, 1834u.
18323, und kgl, allerhochste Erklieung *0 rv S. 26. A.

Staatsgebäude und Gefangnigb au-
ten; Kbnigliche allerbochste Erklärung auf
den Autrag der Seände, die Staatsgebaude
und Gefäagnißbauten betr. S. 29.

Staatsgebäude; gänzlicher Wiederaufban
bestehender Staatsgebäude ist als Landneu-
bau zu betrachten; S. 169. B. 2.)

Staatslasten; Gesetz Üüber die Ausscheidung
der Kreislasten an den Staakslasten. S.
165 — 176., Neubauten sind Staatslasten.
S. 168. Art. 1I.

Kdnigliche allerhöchste Er-
klärung im Landtagsabschiede, die Ausscheit
dung der Kreislasten von den Staatslasteo

betr. S. 20 H.
— — Was als Sltaatelast zu be-

trachten. S. 172. Art. VII.

St#aatbschulven-Tilgungs-" Anstalt:Stand der Scaateschuld in
den Jahren 1833 1833 und 1832, k-
nigliche allerhdchste Erklärung im Landtags=
abschiede hierüber. S. 26 — 28.

Staatsrealitäten; Kdnigliche allerhdchste
Erklärung auf den Antrag der Stände, den
Verkauf der Staatsrealitäten betreffend; S.
30.

Staatsschulden -Tilgungs= Austalt;
Kbnigliche allerhöchste Erklärung auf den
Antrag der Stände, die Ueberlassung unde-
nätzter Gelder aus den Finanzkassen an die
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— ACAIM 13 4 stalt betreffend, S.
30 —auf Neduction der Kapiralzinsen von
5 auf 4 Procent bei der Sctaatsschuldemil=
gungsanstalt. S 30.

Staatsschuldentilgungsaustalt; De-
ckung des Dedarfes derselben. S. 156.
K 5.

Stadtgerichte, der Aufwand für dieselben
ist den Kreisfonds Überwiesen. S. 166.

Stempe lordnung. FKiduigliche Allerhöchste
Erklärung auf ben Antrag der Stände we-

 gen Revision der Taxen= und Stempelord=
nung. S. 30.

Steuerämter. Die regulariven Tantiemen
derselben sind den Kreisfonds Überwiesen.
S. 170. Art. IV. b)

Steuern, direkte; Betrag und Gattung der für
jedes der sechs Jahre vom 1. Okr. 1837.
bis letzten Sept. 1843. zu erhebenden di-

, rekten Steuern. S. 159. K. 8.
Strassen; Unterhalt derselben,

S. 168. 5.
Strassennenbamen bleiben
S. 168. Nr. 5. 7. 169.

Strassenba u. MWas ini Bereiche des Stras-
H#ntausg als Neubauten zu betrachten. S. 169.

Kreislast.

Staatslasten.

eanaelen in bürgerlichen Rechtrssa-
cben; welche Streitigkeiten sich zum beschleu-

nigten Verfahren im mündlichen Verhdr
eignen. S. 42. Fg. 1.

Succumbeuzgelder; Bettag und Bestim-,
mung derselben. S. 80.

T.

Taren-Ansäte, Königliche allerhbcbste Er-
klärnag im Landtagsabschiede, die Beibebal-
tung der dermaligen Taxenansäße betresfend.
S. 8. Nr. 4

Taxenordnung. Kbnigliche Allerhbchste Er-
klärung auf den Antrag der Stände auf

g. 69.

III####

Revision der Taren= und Stempelordaung.
S. 30.

Termine. Giluche Bestimmungen bierüber. vS. 59. K.
2reo nns. GesetzlicheBestimm-

ung hierüber S. 61. F. 32. S. 62. F. 34.
9. 35. . 36. 9. 37.

Tbierärzte siad aus den Kreisfonds zu be-
solden. S. 176. D. 2 6

Tischritel. Kdnigliche Allerhöchste Geneh-
migung eines jährlichen Zuschusses für Tisch=
titel. S. 19. Nr. Z.)

u.
Umlagen. Gesetz, das Gemeindeumlagenwesen

im Rheinkreise btr. S. 145—152.
Universitäten. Kbniglich: Allerhöchste Ge-

nehmigung von jährlichen Zuschüssen an die
3 Landesuniversirdten. S. 19. 1.)

besonderer Zuschuß für die Univer-
siter München. S. 19. 2.)
Bestimmung des Finanzgesetzes für Ankauf
und resp. Ablbsung der Gebande der Univerfitat
Munchen in Landshut. S. 157. g. 6. 2.

Untergerichte. Gesetliche Bestimmuagen
bezüglich des Verfahrens bei Untergerichten.
S. 42. ff.
Wann Appellation gegen die Aussprüche der
Untergerichte unzulässig. S. 75. F. 57.

Unterstützungs-Austalt. Kbdvigliche Al-
lerhöchste Erklärung auf den Antrag der
Stände bezüglich einer Unterstützungsanstalt
für katholische Geistliche. S. 35. IX.

Urkunden, erekutorische. Kdnigliche Aller-
hochste Erklärung auf den Antrag der Stände.
die Einführung erekutorischer Urkunden betr.
S. 7. Nro. 1.

Urtbeile, gerichrliche; bei welchen Urtheilen
Appellation statt finde. S. 71. 5.) u. 6.)

Urtheilsver kündung in Sachen, die nicht
zum mündlichen Verhbre sich eignen. S. 77.
# 64.

37
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V.

Verfahrev. Siehe gerichtliches Verfahren.
Verbbr, mündliches. Gesetzliche Bestim-

mungen über das beschleunigte Verfahren
im mündlichen Verhbre. S. 42. ff.

Perbbdrötage. K. Allerhochste Erklärung im
Landtagsabschiede, die Einfübrung wochentli-
cher Verhbrstage bei allen Untergerichten betr.
S. 7. No. 3.

Vermittlungsamt. K. Allerhochste Erklä-
rung auf den Antrag der Stände, das Ver-
mittlungsamt in den Städren betr. S. 36.
XII. «

Detschollenbtir.K.AllethbchsteEkkläkung-
die Rechtsverhaltnisse der Verschollenheit betr.
S. 32

Versteigernug. Gesetzliche Bestimmungen hier-
Über; Folgenreihe der zu versteigernden Ge-
geastände. S. 87. 9. 78. Abhaltung der
Versteigerung in einer andern Gemeinde. S.
87. §. 79. Bekanntmachung derselben.S
88. J. 80. — Perbot der Persteigerungen
an christlichen Sonn= und Feiertagen. S.
89. 6. 83. Wer die Versteigerung vorzu-
nehmen habe. S. 89 9. 84. Weitere ge-
setzliche Bestimmungen. S. 89. F. 85. f.

Verwahrung, in bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten, wann dieselbe einzulegen. S. 70. 9.
51. Versckumniß der rechtzeitigen Verwah-
rung. S. 72. No. 3. Weitere Bestim-
mungen hiosichtlich der Verwahrung. S.
72. No. 4. 5. S. 73. 6. 7

Piehweiden. Streitigkeiten hierüber gehd-
ren zum müadlichen Perhbre. S. 44. 7.

W.

Waaren. Sieh Jollwesen.
Waisen = Unter stützungs = Anstalten

sind Kreislasten. S. 168. 3.

II

Wasenmeister sind für ihre Verrichtungen aus
den Krelsfonds zu bezahlen. S. 107. D. 2).

Wasserbauren,bleiben Staakslast. S. 168.
5.

Wasserleitungen. Streitigkeiten uber Was-
serleitungen eignensich zum mundlichen Ver-
hore. S. 44. 7.

FWecseleeh Sl und II. Jastanz. )Kreis=last. S. 166.Wechselordn 8a. Allerhochste Erklarung
auf den Antrag der Stande, die Abanderung
einiger Bestimmungen in der Nurnberger
Wechselordnung betr. S. 33. III.

Wechselrecht. K. Allerhochste Erklarung auf
den Antrag der Stände, die Einführung ei-
nes allgemeinen Wechselrechts betr. S. 33,
II.

Wchselsach'u. K. Allerhdchste Verfügungen
und Erklärungen im Landtagsabschiede auf
die Anträge der Stände, bezüglich der Be-
rufungen in Wechselsachen. S 33. IV.

Wegebauten, Bezirkswegebauten im Rhein-
kreise. 168. 5.

Wiedereinlbsungsrecht; W. des Schuld-
ners findet nicht mehr statt. S. 96. F. 103.

Wiedereinsetzung. Wiedereinsetzung bei
Verscäumniß von Fristen oder Terminen. S.
64. . 38. Gesetzliche Bestimmung hlas
sichtlich der Wiedereinsetzung bei Minderjäh-
rigen und dem k. Ficcus. S. 65. 6. 39.

Wünsche und Anträge. Kdnigl. Allerhbchste
Erkldrungen auf die von den Ständen gestell-
ten Wünsche und Anträge:

A. Zum Budget: S. 28—29.

B. Zum Finanzgesetze: J. DieHeilbäder
zu Steben und zu Hbhenstadt; S. 29.
II. Die Staatsgebände und Gefängriß--
bauten; S. 29. III. Die Rheindurch-
stiche; S. 20. IV. Credite; S. 29.

V. Juschüsse s- der kathol. Klcchein Ausbach;S



III

Wünsche und Anträge.
C. Zu den Nachweisungen über die

Verwendung der Staatseinnah-
men:; I. wegen Revision des Malzauf-
schlagegesetzes: S. 29. — II. Wegen Revi=
sion der Verordnung vom 8. Juni 1807
über die Pensions-Beiträge; S. 30.— III.
Wegen Revision der Taxen= und Stempel-
ordnung; S. 30.

. Zu den Nachweisungen über die

Staatsschuldentilgungsaustalt:
I. Ueberlassung nubenützter Gelder aus den
Finanzkassen an die Sraatsschuldentilgungs-
anstalt; S. 30. — II. Verkäufe der Staats-
realirdten; S. 30. — III. Reduction der

Capitalien.Zinsen von 5 auf 4 Procent bei
der Staatasschuld stal:; S. 30

31. —IV. bezäglich der Spezialrechnung
über die in den Jahren 1825 und 1831
der Pensions-Amortisationskasse überwie-
senen Pensiondre; S. 31. — V. Perzinsung
des jährlichen Betrages der Festungsbau-
Dotationskasse; S. 31.

E. Zu den Vorlagen über das Joll-
wesen: I. Jollordnung; S. 31 — 32.
II. Jollrarif; S. 32. III. betreffend die
Ausgleichungsabgabe von inländischen Ta-
baksblärtern und hieraus erzeugten Fabri-
katen; G. 32.
Zu den besonderen Gesammtbe-
schlüssen: I. Rechtsverhälmnisse der Ver-
schollenheit; S. 32—33. II. Einführung
eines allgemeinen Wechselrechtes: S. 33.
II. Nürnberger Wechselordnung; S. 33.
IV. Bernfungen in Wechselsachen; S. 33.
V. Alluvionsrecht an der Donau; S. 34.
VI. Culturgesetz; S. 34. VII. Nach-
machen von Fabrikzeichen und Firmen;
S. 35. VIII. Ergänzung der Dotation
für Kirchenpfründen; S. 35. IX. Unter-
stützung für katholische Geistliche; S. 35.
X. Dauer der Schulpflichtigkeit; S. 35;

JZablenlotto.
Antrag der Stände wegen Aufhebung des Jah-
lenlottos. S. 36. XIV.

JZollgefälle. Erhebung derselben. S. 161. #. 9.
Jollgesetz. S. 177—200.

A. Allgemeine Bestimmungen.

—

XI. Perkleinerung und Reform der Land-
gerichte; dann Vorlage neuer Gesetzbücher;
S. 35 — 36. AXlI. Vermittlungsamt in

den Städten; S. 36. XlIII. Verzinsung
der Sparkassen Capitalien; S. 36. XIV.
Zahlenlotto. S. 31.

K. Allerh. Erklärung auf den

I. Verkebr mit anderu Ländern. S.
178—179. II. Abgaben vom Ver-
kebr mit andern Länvern. (dSdlle).
Eingangszoll. S. 179, F. 4. Welche
Waaren als fremde anzusehen. S. 179,
 5. Ausgangszoll. S. 179, g. 6.
Durchgangszell. S. 179, 6. 7. Erleich te-
rung des Durchgangs. S. 180, JF. 8.
III. Ausnahmsweise Erleichterung in den
Abgaben beim Verkehr mit andera Ländern.
Im Allgemeinen. S. 180, 6. 9. Insbe-
sondere beim Verkehr mit den zum Jollver-“
ein gehbrigen Ländern. S. 180. F. 10.

8. Besondere Bestimmungen.
I. Erhebung des Zolles. 1. Erhes
bungsfuß. S 181 §TS. 11. Bezettelungs=
und Verschlußgelder. S. 181, K. 12. Be-
richtigung des Jolltarifs. S. 182, F. 13.

— — Waarenverzeschuiß. S. 182, F. 14. Ver-

pflichtung und Entrichtung des Jolles. S.
183. 4. 15. Haftung der Waare. S. 183,
+. 16. Verjäbrung der Abgabe. S. 184.
5 18. Unzuláffigkeir der Binnenzblle. S.
185. §. 19. Desgleichen der Communal:
und Privatabgaben vom Handel und Ver-
brauche ausländischer Waaren. S. 185. K.
20. Vorbehalt wegen der Wasserzblle und
anderer Abgaben. S. 185. 9. 21. Besour
dere Vorschriften für einzelne Landestheile.
S. 186. F. 22. Ausschluß von Befreiungen.



5. 24.

Zollzesen.

S. 186, . 23. II. Einrichtung zur Beauf-
sichtigung und Erhebungdes Zolles. 1 Zoll-
Linie, Grenzbezirk, Biunenlinie. S. 188.

24 -

Zollstkqssenunquubuugsplötze
S.189.H.25.3olldebdkde.S-.189.
H.26.—thazbewachung.S.189.H.27.
Verpflichung anderer Angestellten in Be-
zug auf den Zollschutz. S. 190. g. 28.
Allgemeine Vorschriften fur die
Waaren-Ein-, Durch= und Aus-
fubr a) Strassen und Zeit, an welche
die Ueberschreitung der Zoll-Ligje gebunden
ist. S. 190. 9. 29. —hb) Fortsrtzung des
Weges bis zum Zollamte; Deklaration,
Revision. S. 191. 6. 30.—c) Behand-
lung der ein= und durchgehenden Waaren. S.
191.3.31. —d) Behandlung der ausgehen=
den Waaren. S. 192. J. 32. —e)Wei-
teres Verhalten der Waarenführer und Ver-
pflichtung derselbenim Allgemeinen. S. 192.
 5 .33. — Waarenverkehr u. Transportim

Grenzbez.S.193.g.35.—Gewerbsbetrieb
im Grenzbez.S.193.J.34. — Waarenver-
kehr ausserhalb des Grenzbezirks. S. 194. 9.
36. — Hausvisitationen und Revisionen
der Waarenlager S. 195. F. 37. Kdr-
perliche Visitationen. S. 196. §J. 39. —
Anstalten zur Befbrderung des mittelbaren
Durchfuhrhandels und des innern Ver-
kehrs. S. 197. &amp;. 40. Ausnahmsweise
Zollfreiheit a) für Versendungen aus dem
Inkande durch das Aueland nach dem In-
lande. S. 198. J. 41. — b) beimMeß-
und Marktverkehr S. 199. 9. 42. —c)
bei Waaren, die zur Perarbeitung oder
Vervollkommung mit der Bestimmung des
Ausgangs eingebracht werden und umge-
kehrt. S. 199 9. 43. — d) beim Grenz-
verkehr. S. 200. d. 44. III. Vollzug
der Vorschriften. S. 200. 9. 45.

IIV

3ollordnung. Köngl. Allerhöchste Erklärung
auf die von den Seinden in Beziehung.
auf die Jollordnung geusserten Wüasche.

S. 31. – 32.
Jollstrafgeset.

J.

II.

Verletzung des Zollgesetzes und
der Zollordnung.
a) Strafe der Contrebande. S. 202. F. 1.
b) Serafe der Jolldefrandation S. 203.
##. 2. aa) Strafe des ersten Räckfalles.
S. 204. J9. 3. — bb) Setrafen des
ferneren Rückfalles S. 204. J. 4. — cc)
Fälle, in denen die Contrebande oder De-
fraudation als vollbracht angenommen
wird. S. 205. K. 6. ff. — dd) Contre-
bande oder Jolldefraudarion unter erschwe-
reuden Umständen. S. 210. f. 11. —
) Sonstige Zuwiderhandlungen gegen die
gesetzlichen Vorschriften. S. 214. J+é., 17.
d) Verwandlung der Geldbusse in Frev-
heitsstrafe. S. 215. c. 18. —e) Ver-
tretungeverbindlichkeir. S. 216. h. 19.
f# Bettimmungen wegen der Confiskation.
S. 216. §9. 20. — 8) Zusammentreffen
mit andern Vergehen oder PVerbrechen.
S. 217. J. 22. — hh) Strafe der Be-
stechung. S. 218. 9. 24. i) Strafe der
Widersetzlichkeir. S. 218. 9. 25. — 10)
Entschuldigung mit der Unbekanntschafe
der Jollgesetze. S. 219. g. 26. — h
Veriährung. S. 219. §. 27.
Strafverfahreu.
1) Verfahren bei Enedeckung einer Ueber-
tretung. S. 219. 996. 28., 29. — 2)
Verfahren hinsichrlich der in Beschlag ge-
nommenen Gegenstände. S. 220. J. 30. 3)
Competenz und Verfahren der Gerichte. S.
221. J.31. — 4) Erledigung der Straf-
sachen im administrativen Wege. S. 223.
6 33. — 5) Entscheidung. S. 225. F. 34.
— 6) Kosten. S. 226. J#. 35. — 7)
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Rechtswittel. S. 226. J. 36. — 8) Zwaoangsabtretung. Gesetz, die Zwongs:
Verfahren in Rücksicht auf verlassene Ge- abtretung vom Grundeigenkhum für bffeall.
genstände. S. 228. J. 37. — 9) Ver- Zwecke betr. S. 109 — 128.
fahren gegen Abwesende. S. 228. 9. 38. I. Titel. Allgemeine Bestimmun-
und 9. 3090. — 10) Strafantheile der gen. — Fälle, in denen die Zwangsab=
Denunciauten. S. 229. J. 40. — 11) tretung eintritt. S. 111 und 113. —
Hinweisung des Zollpersonals auf seine Zwangsentäusserung bei unkbrperlichen
Amtepflicht. S. 230. J. 41. — Tran= Rechten. S. 113 Ar#. II. — Wer

siterische Bestimmungen. S. 230. F. 12. Entwehrung in Anspruch nehmen kbnne.
Zolltarif. Kbnigl. Allerhöchste Erkldrung auf S. 114. Art. IV.

die Aurräge der Stände bezaglich des Zoll. II. Von der Entschadigung und dem Maaß-
tarifes. S. 32. stabe derselben. Was die Euntschadigung

Zollverträge. Siehe Zellwesen. enthalten musse. S. 114. Art. V. —
Zollwesen; (kandragsabschied.) S 21. 1# Von der Exrschädigung. S. 115. Ar.

I. JZellgesetzgebung. Kbnigl. Allerbbchste Er- V. VII.
kldrungen im Landrageabschiede, das Joll-III. Von dem Verfahren bei der Zwangsab=
wesen — Jollgesetz — Zellstrafgesetz und tretung. S. 120 — 125.

Jollordnung beit. S. 21. — 22. VI. Schlußbestimmungen. S. 125 — 128.

II. Sollverträge. Kdnigl. Allerhchste Erkläs — — Klnigl. Allerhchste Sanktion des
rung im Landtagsabschiede, die mit meh- Gesetzentwurfes über Zwangs- Abtretung des
reren deutschen Bundesstaaren abgeschlos- Grundeigenthums für dffemtliche Zwecke.
senen Jollverträge betr. S 22 — 23. S. 8. C.




	Gesetzblatt für das Königreich Bayern. 1837.
	title_page
	Stück No.1.
	Abschied für die Ständeversammlung des Königreichs Bayern vom 17. November 1837.

	Stück No. 2.
	Gesetz vom 17ten November 1837, einige Verbesserungen der Gerichtsordnung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffend. (I. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 3.
	Gesetz vom 17ten November 1837, über die Verhütung ungleichförmiger Erkenntnisse bei dem obersten Gerichtshofe in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. (II. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 4.
	Gesetz vom 17ten November 1837, die Zwangsabtretung von Grundeigenthum für öffentliche Zwecke betr. (III. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 5.
	Gesetz vom 17. November 1837, einige Abänderungen des Gesetzes vom 15. August 1828, die Einführung der Landräthe betr. (IV. Beilage zum Abschied für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 6.
	Gesetz vom 17. November 1837, den Bestand und die Wahl der Gemeinderäthe im Rheinkreise betr. (V. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 7.
	Gesetz vom 17. November 1837, das Gemeinde-Umlagenwesen im Rheinkreise betr. (VI. Beilage zum Abschied für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 8.
	Fluanzgesetz für die IV. Finanzperiode 1837/43 vom 17. November 1837. (VII. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)
	(Beilage zum Gesetzblatt No. 9 von 1837.) II. General-Uebersicht über die Ausscheidung A. der Central- und Kreisfonds-Ausgaben und B. der Central- und Kreisfonds-Einnahmen für ein Jahr der IVten Finanzperiode 1837/43.

	Stück No. 9.
	Gesetz vom 17. November 1837, die Ausscheidung der Kreislasten von den Staatslasten, und die Bildung der Kreisfonds betreffend. (VIII. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 10.
	Zollgesetz vom 17. November 1837. (IX. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Stück No. 11.
	Zoll-Strafgesetz vom 17. November 1837. (X. Beilage zum Abschiede für die Ständeversammlung.)

	Inhalts-Anzeige zu dem Gesetz-Blatte des Jahres 1837.
	Register zu dem Königlich Bayerischen Gesetz-Blatte des Jahres 1837.


